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Was ist Geopolitik? Zunächst ein von 
Rudolf Kjellen (1864-1922) im Jahre 
1900 geprägter Begriff, der eine Kom-

bination von Geographie, Staatslehre und Makropolitik 
beschreibt. Geopolitik ist daher einmal Theorie, dann 
praktische Anwendung, wobei sich diese Anwendung in 
der Geostrategie wie auch in den neueren Geo-Bereichen 
wie Geoökonomie, Geokultur oder Geoökologie nieder-
schlägt. Geopolitik behandelt die Nutzung gegebener 
Vorteile zur Stärkung machtpolitischer Positionen. Das 
umfasst auch Außenpolitik und Diplomatie, Wirtschaft, 
Land-, See- und Luftmacht, die Suche und Nutzung von 
Verbündeten, im Fall der USA auch die Fixierung des 
„National Interest“.

In Bezug auf die USA sind die Begriffe American 
Century, Pax Americana, American Primacy, American 
Empire, United States Dominance, Hegemonial Politics, 
Unilateralist Empire oder Global Strategy ohne geopoli-
tische Fundamente nicht denkbar. Bei den USA lassen sich 
zudem „Geo-Konzepte“ deutlicher nachvollziehen als bei 
anderen Mächten, weil hier eine vermehrte Transparenz 
bei den Diskussionen über Ziele und Absichten besteht 
und die politische und strategische Umsetzung ebenso 
erkennbar ist wie allfälliges Nichtumsetzen. Am Ende des 
20. Jahrhunderts ist zwar die amerikanische Geopolitik 
in Bewegung geraten, und es ist unklar, wie lange die 
weltweit eingetretenen Instabilitäten andauern werden, 
aber die USA erlebten immer wieder Krisen, aus denen 
sie gestärkt hervorgingen.

Geopolitik ist immer Geographie-bezogene Makropo-
litik. Damit ist klar, dass kleine Staaten keine Geopolitik 
haben können. Sie sind vielmehr Teil der Geopolitik großer 
Mächte, ihre Politik und Strategie hängt zumeist vom 
Wohlwollen anderer ab. Politikwissenschaftlich betrachtet, 
sind Geopolitik und ihre Sub-Geo-Bereiche im Rahmen 
der nach 1945 entstandenen Einteilungskriterien Realis-
mus (Realism, Realist School) und Idealismus (Idealism, 
Idealist School, Liberalist School) und aller Mischformen 
dem Realismus-Bereich zuzuordnen, nur die Weltmodelle 
und Weltregierungs- (One World Government) Ideen sind 
utopisch, und daher dem Idealismus nahe. John J. Mears-
heimer sieht daher einen Gegensatz zwischen Liberalism 
und Realism, sieht den Beginn dieser Trennung in diese 
gegensätzlichen Bereiche in der Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen, bezweifelt aber den Sinn solcher strikter 
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Einteilungen.1) Andererseits bejaht Michael C. Desch diese 
Einteilung und zeigt dies an der zwischen diesen Schulen 
schwankenden Außenpolitik der USA auf.2)

Man übersieht oft, dass das frühkoloniale Amerika 
christlich-fundamentalistische Züge hatte, die zu sozialem 
und politischem Dissens führten. Die intoleranten Purita-
ner waren zwar gegen die Krone aufsässig, sahen Amerika 
dennoch als vorgeschobenen Teil Englands - und kaum als 
„Paradies“. Aber im historischen Rückblick wurde dem 
ein verklärter „höherer Auftrag“ zugeordnet.

Die Landnahme in der westlichen Hemisphäre war 
ein Wettlauf zwischen England, Frankreich und Spanien, 
mit den Niederlanden als erstem Verlierer. Die Expansion 
nach Westen begann um 1740, die für die englische Krone 
gewonnen wurde, weil die französische Umzingelung von 
Quebec über Detroit zum Mississippi (nicht zuletzt wegen 
der starken Einwanderungsschübe aus England) misslang. 
Aber aus europäischer Sicht war Amerika unwichtig, und 
die Spanier hatten versucht, es umgehend auszuplündern. 
Es gab noch keine Trennung von Kanada und den anderen 
Kolonien; Spanien verlor ganz Lateinamerika und Frank-
reich dann auch Mexiko.

Es gab neben den christlichen Fundamenten und 
Awakening-Traditionen auch solche, die sich auf die 
absolute Freiheit des Denkens und das Naturrecht berie-
fen, wie auch später den an beiden Enden andockenden 
Transzendentalismus. Wesentlich ist auch, dass Amerikas 
Politik für lange Zeit fast nur unilaterale Binnen- und West-
liche-Hemispheren-Politik war. Von den Federalist Papers 
über George Washingtons Farewell Address (1796) und 
von Monroe bis McKinley erkennt man außerdem eine 
antagonistische Politik gegenüber Europa.

Erst mit Theodore Roosevelt, stärker dann mit Woo-
drow Wilson und besonders mit Franklin D. Roosevelt 
dominieren andere Vorstellungen: Die „14 Punkte“ von 
Wilson, Hoovers Hilfsprogramm für Europa, die Stimson-
Doktrin (1932), Roosevelts Widerstand gegen den internen 
Isolationismus, seine „Quarantaine Speech“ (Chicago 
1937), die „Four Freedoms“ (1941) und die „Atlantic 
Charter“ (1941) sind Schritte auf dem Weg zur Weltmacht. 
Im Hintergrund standen Moral und Sendungsbewusstsein, 
was Charles Beard und später George Kennan immer 
wieder kritisierten. Als Geopolitik dieser Jahre kann man 
auch eine Aussage von Harry Truman aus dem Jahre 1942 
einstufen: „If we see that Germany is winning we should 
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help Russia, and if Russia is winning we ought to help 
Germany…“ 3)

1945 sind die USA unangefochten die erste Super-
macht. Nach 1945 gibt es auch keinen Isolationismus wie 
nach 1918; die von George Kennan vorgeschlagene und 
von Präsident Truman eingeleitete Containment-Politik, 
die Truman-Doktrin, der Marshall-Plan oder die von 
Europa gewollte NATO, waren Teil globaler Strategien 
und Programme.

Die heutige Geopolitik umfasst auch andere Elemente 
wie Bevölkerungswachstum, Failing und Failed States, 
Immigration, Globalisierungseffekte, die Proliferation 
von Massenvernichtungswaffen, globale Krisen, Um-
weltfragen, den Terrorismus, Global Governance, soziale 
Instabilitäten mit Ausbreitungseffekten, Menschenrechte, 
Weltmodelle, die G2, G7, G20, die Energiepolitik, Insti-
tutionen etc.

Geopolitik: Die Grundlage für das 
strategische Denken und Definitionen

Der Begriff Geopolitics wurde auch vom britischen 
Geographen Halford Mackinder (1861-1947) in seinem 
1904 publizierten Aufsatz „The Geopolitical Pivot of 
History“ geprägt,4) aber erst ab 1920 umfassender ver-
wendet. Webster’s New Collegiate Dictionary, Edition 
1961, S.347, definierte den Begriff „Geopolitik“ auch 
unter Bezug auf die deutsche Geopolitik, andere Aus-
gaben folgten diesem Grundsatz. The New International 
Webster’s Comprehensive Dictionary of the English 
Language, Edition 2003, S.529, brachte dann die heute 
allgemein geltende Definition:

„1. The study of geography, geology, climate, and the 
natural resources of the earth in relation to the develop-
ments of peoples, cultures, and states. 2. A method of 
studying geography and power politics in terms of national 
security in international relations, embracing geography, 
natural resources, industrial development, and political 
strength. 3. The former German doctrine of living space as 
the primarily element in, and strongest guaranty of state 
power and word domination. See LEBENSRAUM.“

Geopolitik ist auch Machtpolitik und Robert Strausz-
Hupe (Geopolitics: The Struggle for Space and Power, 
1942) erinnerte daran, dass Geopolitik „...is concerned 
with power-politics, which makes it clear that small 
states neither have a geopolitical nor a geostrategic 
setting“, daher auch Oberbegriff für Military Geogra-
phy, Grand Design und Grand Strategy, ist einmal reine 
Theorie und Wissenschaft, dann angewandte Lehre über 
Machtpolitik und „Leitgedanke“ für die Geostrategie.

Die Geostrategie ist ein Unterbegriff der Geopolitik, 
ist aber oft mit dieser synonym gesetzt. Das American 
Heritage College Dictionary, 1997, S.571, definiert 
Geostrategy als:

„1. The branch of geopolitics that deals with strategy. 
2. The geopolitical and strategic factors that characterize a 
practical certain strategic area. 3. Governmental strategy 
based on geopolitics.“

Und in Webster’s Comprehensive Dictionary, Edition 
2003, S.529, findet sich bei Geostrategy auch der 
Bezug zur Militärstrategie: „Military strategy 
is related to and determined by geopolitical 
factors.“

Das bezieht sich klarerweise nicht auf Klein-
staaten: Geostrategie ist die Kombination von 
Geopolitik, Politik und Strategie, die bei einer 
Großmacht auch mit der Grand Strategy oder mit 
dem National Interest gleichgesetzt werden kann 
und von der sich hierarchisch, von der National 
Security Strategy über die National Defense 
Strategy letztlich die Military Strategy und Dokt-
rinen (in allen Ausformungen und Teilbereichen) 
ableiten und die so auch die strategischen Aspekte 
der Military Geography beeinflusst..

Im Falle der USA lässt sich diese „Makros-
trategie“ nach mehreren Ausrichtungen oder 
„Schulen“ unterteilen, so in die übergeordnete 
Policy (derzeit in Form der genannten periodisch 

publizierten National Security Strategy of the United 
States of America) als „Generalrichtlinie“. Der Input für 
diese ist politisch, ideologisch, geleitet vom Staatsinter-
esse, der alles übergeordneten nationalen Sicherheit, dem 
Unilateralismus, Multilateralismus, Internationalismus (je 
nach Bedarf) und aus den strategischen Sichtweisen. Die 
Nuklearstrategie schuf eigene Termini wie z.B. Massive 
Retaliation, Flexible Response etc. Daneben gibt es andere 
Unterteilungen, etwa in Kriegsarten. Strategien können 
offensiv und defensiv sein, umfassen Coalition-, Attrition-, 
Retaliation- oder Engagement-Strategien und Doktrinen.

Geostrategisch-historisch kann man die Entwicklung 
der amerikanischen Strategien in die Phase der Western 
Hemisphere- und kontinentalen Vorfeldverteidigung, des 
ozeanischen Raumes im 20. Jahrhundert und ab 1940/41 
in die transozeanischen (bzw. globale) Räume einteilen. 
Letztere sind durch amerikanische Präsenz auf allen Welt-
meeren und durch Stützpunkte in aller Welt gekennzeich-
net.5) Es ist eine De facto-Ausdehnung der Monroe Doctri-
ne auf große Teile der Welt und kennzeichnet den Sieg der 
Seemacht USA über die eurasischen Landmächte.

Der Begriff Grand Strategy ist über der Militärstrategie 
angesiedelt, wurde vor dem Zweiten Weltkrieg zuerst von 
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den Briten verwendet und überschneidet sich mit den 
langfristigen Inhalten der Geopolitik ebenso wie mit den 
mittelfristigen der Geostrategie, enthält das Element der 
Rüstungspolitik und überlagert auch die eher kurzfristigen 
Inhalte der jeweiligen Militärstrategien. So entwickelten 
die USA mit Großbritannien 1941 eine Grand Strategy 
gegen das Deutsche Reich und Japan, und diese gab die 
Richtung für die anderen Strategien vor. (Dem deutschen 
Begriff Gesamtstrategie oder Frankreichs stratégie totale, 
fehlte hingegen die globale Dimension.) Zur Grand Strate-
gy hat John M. Collins ein umfassendes und maßgebliches 
Werk verfasst (1973).6) Synonym zur Grand Strategy ist 
der die Politik hervorhebende Terminus „Grand Design“ 
zu sehen.

Die Geostrategie bzw. Grand Strategy ist auf eine 
Bedrohung durch einen potential opponent hin ausge-
richtet. Robert Art definierte Grand Strategy daher so: 
„Grand Strategy is a broad subject: A grand strategy 
tells a nation’s leaders what goals they should aim for 
and how best they can use their country’s military power 
to attain these goals. Grand Strategy, like foreign policy, 
deals with the momentous choices that a nation makes 
in foreign affairs, but differs from foreign policy. … 
Some employ a restrictive definition of grand strategy 
that specifies only the threats to a state and the military 
means to deal with them. Others use a broader defini-
tion that specifies the threats to a nation’s security and 
then details the military, political and economic means 
to meet them.“ 7)

Die Geoökonomie (Geoeconomics) wiederum findet 
sich erstmals im American Heritage College Dictionary, 
Edition 1997, S.569:

„1. Study of the relationship between politics and 
economics, esp. internationally. 2. A governmental policy 
employing geoeconomics. 3. The international economic 
and political factors relating to or influencing a nation 
or region.“

Geoökonomie wurde v.a. unter der Regierung Clinton 
(neben der „Globalisierung“) ein ständig verwendeter 
Begriff; einige Autoren (siehe Edward N. Luttwak: The 
Endangered American Dream, 1993) meinten, er würde 
den Begriff „Geopolitik“ ablösen. Geoökonomie findet 
sich auch im Zusammenhang mit der Energiepolitik und 
Energiesicherheit der USA.

Geokultur oder Strategic Culture (verwendet von Au-
toren wie Benedict Anderson, Benjamin Barber, Thomas 
Berger, Heinz Brill, Colin Dueck, David Hesmondhalgh, 
Samuel Huntington, Takashi Inoguchi, Robert J. Lieber, 
Immanuel Wallerstein) ist ein Begriff, der sich einmal im 
Zusammenhang mit der amerikanischen Propaganda gegen 
das Deutsche Reich und Japan (siehe die Zeitschrift The 
Public Opinion Quarterly, besonders in den Jahren 1939 
bis 1946), dann im Zuge der „Kultur-Offensive“ am Ende 
des Zweiten Weltkrieges und der Reeducation (Deutsches 
Reich, Japan, Italien) entwickelte, dann während des Kal-
ten Krieges im Kampf gegen das kommunistische Lager, 
zuletzt im Rahmen der Untersuchung von Gegensätzen der 
Kulturregionen (Huntington), der Religions- und Islamkritik 
(Benjamin Barber, Sam Holliday); dominierende Begriffe 
sind Propaganda, Cultural War, Zivilisationskonflikte, 

„The New New World Order“, westliche Werte (Freedom, 
Liberty, Individualismus, die Förderung von Demokrati-
sierung). Strategic Culture war ab Mitte der 1960er-Jahre 
ein Instrument der Public Diplomacy.8) Als Definition kann 
gelten: „Geoculture is a sphere of peoples and nations with 
a rather homogeneous identity and character, or a dominant 
political, social and cultural pattern, which also dominates 
traditional thinking and acting, which is different from such 
identities in other areas or cultures, and therefore has a 
distinct geopolitical setting.“ 9)

Die Geoökologie wiederum ist das Ergebnis der 
Umweltideologie der 1960er-Jahre und des Club of 
Rome, der „Grün-Bewegungen“ und des Aktionismus 
im Zusammenhang mit Umwelt, Feminismus und zuletzt 
betreffend den Klimawandel. Eine umfassende Definition 
wäre: „Geoecology is a universal or regional approach to 
protect the environment, mankind and nature to prevent 
and contain man-made natural disasters, and to prevent 
the extinction of natural treasuries and varieties.“ 10)

Ideologische Einschübe:  
American Exceptionalism, Manifest 

Destiny, New Order, Mission, Crusade 
und American Creed11)

Der American Exceptionalism geht bis 1630 zurück: 
Die Idee eines göttlichen Auftrages findet sich im 18. 
und 19. Jahrhundert in England, Frankreich, Russland 
oder Deutschland gleichermaßen und war in all diesen 
Staaten das beherrschende Motiv für den kolonialis-
tischen Expansionismus, dabei stets einem „höheren 
Auftrag“ folgend. Der Exceptionalism findet sich bei 
John Winthrop, bei George Washington, in der Monroe 
Declaration (1823), wurde umfassend bei Alexis de 
Tocqueville in seinem Buch „De la democratie en Ame-
rique“ (2 Bände, 1835 und 1840) erörtert, in der Rede 
„The March of the Flag“ von Albert Beveridge (1898), 
in den „Open Door Notes“ (1899, 1900), in Theodore 
Roosevelts „Corollary Speech“ (1904), bei Woodrow 
Wilson, Franklin D. Roosevelt, Jimmy Carter und bei 
Ronald Reagan. Nach der Niederlage der Franzosen 
1745 bei Louisbourg (Cape Breton Island) war es auch 
ein Sieg der „Christen“ gegen die Franzosen, und Tho-
mas Prince sah den Willen Gottes für ein Amerika von 
„Canada to the ends of America“.12)

Hiezu gehören Symbole: Die America und Colum-
bia, die Flagge, Liberty Bell, bauliche Zeitzeugen und 
Dokumente, Monumentalbauten und andere Symbole 
verkörpern die besondere Stellung Amerikas. Der Ame-
rican Exceptionalism sieht Amerika als den diesseitigen 
Garten von Eden, obgleich Amerika in der Bibel gar 
nicht vorkam. Hiezu finden sich Begriffe wie City Upon 
a Hill, The New Canaan, The Promised Land, The New 
Jerusalem, The Holy Experiment, The New Heaven, 
Earth’s Paradise, Beacon of Liberty, Divine Providence 
oder Esperanza, womit sich die mit der Präsidentschaft 
von Andrew Jackson verstärkende Selbst-Perzeption 
und der danach einsetzende Nationalismus verklärten 
und nun auch die Politik sich dieser höheren Ordnung 
unterwarf.
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Umgekehrt ist das amerikanische Modell ein hu-
manistisches Experiment, ist „rein“, gerecht, für die 
ganze Welt beispielhaft. In den Augen europäischer 
Monarchen und Staatsmänner war Amerika damals 
allerdings eher „unzivilisiert“, wild, und Palmerston 
warf die USA abfällig in einen Topf mit China oder 
Portugal. Doch die amerikanische Gesellschaft geriet 
immer in den Sog dieser transzendenten Termini und 
suchte stets die Perfektionierung ihrer „imperfect soci-
ety“ wie auch im American Dream (geprägt 1931 von 
James Truslow Adams in „The Epic of America“) eine 
individuelle Erfüllung.

Damit wird Mission nach innen wie auch nach 
außen zur idealisierten Pflicht. Selbst die Geographie 
Amerikas ist göttliche Vorsehung, die Politik wird zu 
ihrem Instrument. Dies erklärt die Überhöhung der 
Landnahme im Westen, die Idee der Frontier, Wilsons 
Idee eines World Government (1918/19, unter ame-
rikanischer Führung, im Sinne von One World- und 
New World Order-Konzepten, die zum Völkerbund 

und zur UNO führten). Das voranschreitende Amerika 
findet sich im New Deal, in der Pax Americana und im 
American Century, in der Truman-Doktrin, in Kennedys 
New Frontier, in den Reden von Ronald Reagan. Nur 
die Wortwahl passte sich der jeweiligen Zeit und den 
tagespolitischen Erfordernissen an.

Es ist aber ebenso erstaunlich, dass die Schöpfer 
der Verfassung überwiegend Atheisten und Rationalis-
ten waren. Während auf Darstellungen Engel George 
Washington (God’s Man of Providence) in den Himmel 
entführten, verbat Thomas Jefferson an der University 
of Virginia die das freie Denken behindernde Religions-
lehre. Bis heute stehen die oft stark fundamentalistisch 
geprägten protestantischen Kirchen einem aufgeklärten, 
bildungsbetonten, religionsfeindlichen Intellektualismus 
gegenüber.13)

Dass Amerika anders ist als Europa, ergab sich schon 
aus den liberalen „Federalist Papers“, und dies stellten 
neben de Tocqueville auch Friedrich Engels, Antonio 
Gramsci, Harriet Martineau, Werner Sombart oder Max 

Weber fest: Amerika wurde mächtig, 
weil es keinen König hatte und keine 
großen Armeen finanzieren musste; die 
Verfassung machte die Menschen frei, 
der Kapitalismus begünstigte Initiativen 
(oft auf Kosten demokratischer Ideale), 
der Liberalismus einen starken Indi-
vidualismus, was letztlich eine andere 
Gesellschaft hervorbrachte.14)

Auch die Manifest Destiny-Erklä-
rung von John L. O’Sullivan von 1845 
wie auch spätere Ideen betonten missio-
narische, ökonomische, antieuropäische 
wie auch sozialdarwinistische Überle-
genheitsansprüche samt der Überzeu-
gung, einer überlegenen amerikanischen 
Rasse anzugehören, was durchaus 
britischen Vorbildern entsprach. Auch 
der Forderung von „scientific borders 
for the USA“, was immer man daraus 
ableiten konnte, lag die Feststellung 
zugrunde, dass es eben, Gottes Wunsch 
gehorchend, keine endgültigen Grenzen 
geben konnte.15)

Amerika hatte aber auch eine poli-
tische Mission zu erfüllen, so John Quin-
cy Adams, Henry Adams oder Edward 
Everett, wobei besonders Letzterer eine 
angelsächsische Amerikanisierung von 
ganz Amerika prophezeite. Amerika war 
eben „exceptional“. Es gab die Pflicht, 
die Welt von dieser Überlegenheit zu 
überzeugen.16) In der inneren politischen 
Betrachtung wurden daraus dann der ty-
pische Political Mind und das American 
Political System. Diese für Amerika so 
typische Political Religion forderte die 
Errichtung einer New Order. Deren Er-
richtung, auch im Sinne der göttlichen 
Vorsehung, erforderte eben Mission und 
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Crusade. McKinley erklärte, warum er die Philippinen 
zur Kolonie machte: Weil dies eben dem Willen Gottes 
entspreche, und damit ersparte er sich lange politische 
Debatten mit dem Kongress, denn es ging ihm rein 
um strategische und wirtschaftliche Überlegungen: 
„I walked the floor of the White House night after 
night and midnight, and I am not ashamed to tell you, 
gentlemen, that I went down on my knees and prayed 
to the Almighty God for light and guidance more then 
one night. And one night late it came to me this way: 
First, that we could not give them back to Spain - that 
would be cowardly and dishonorable; secondly, that 
we would not turn them over to France or Germany 
- our commercial rivals in the Orient - that would be 
bad business and discreditable; thirdly, that we could 
not leave them to themselves - they were unfit for self-
government; fourth, that there was nothing left for us 
to do but to take them all, and to educate the Filipinos, 
and uplift and Christianize them, and do the very best 
we could by them as our fellow men.“ 17)

Druck kam von den Männern mit Visionen für ein 
Greater America von der Arktis bis zur Antarktis. Da 
stellte sich nur die Frage, wie weit und wann man die 
USA ausdehnen sollte. War man innenpolitisch mit an-
deren Problemen befasst, würden Händler und Kirchen 
die amerikanische Idee und Fahne vorantragen. Daher 
okkupierte die U.S. Navy Midway und zahlreiche Atolle 
im Pazifik und nicht der Kongress.

Der Crusade-Begriff entstand nach 1860, als der 
Krieg Lincolns gegen den Süden als Crusade for Liberty 
verstanden wurde. Crusade war als politisches Expan-
sionsprogramm zu verstehen und entsprang der klas-
sischen amerikanischen Diesseitssicht. Crusade wurde 
auch von einem Teil der damaligen Presse eingefordert 
bzw. als Instrument für eine andere Völker befreiende 
nationale Pflicht gesehen, was insofern nicht unlogisch 
war, als die meisten Völker unter undemokratischen 
Herrschaftssystemen lebten. Damit wurde Politik immer 
moralisch begründbar: Amerika hatte einen höheren 
Auftrag im Kampf zwischen „good and evil“ oder im 
Kampf gegen Unterdrückung, gegen die „dark powers“, 
„evil empires“ oder die „axis of evil“. Man soll nicht 
vergessen, dass diese Rhetorik im 19. Jahrhundert auch 
in Europa üblich war, sie hat sich nur in den USA länger 
erhalten. Der Begriff findet sich in The Great Crusade 
gegen das Deutsche Reich 1917/18, erneut ab 1940/41 
(Eisenhower schrieb seine Kriegserinnerung unter dem 
Titel Crusade in Europe), im Crusade Against Commu-
nism, Crusade Against Segregation, Morale Crusade und 
im Kreuzzug gegen den islamistischen Terror. Am 16. 
Dezember 2001 sagte Präsident Bush dazu: „This is a 
new kind of evil, and the American people are beginning 
to understand that this crusade, on terrorism, is going 
to take a while.“ 18)

Die Feinde des Christentums sind seit jeher auch 
die Feinde Amerikas, und diese manichäische Sicht 
führte zur Dämonisierung der Indianer, der Engländer, 
des kaiserlichen Deutschlands, Japans, Hitler-Deutsch-
lands, der Sowjetunion und des Kommunismus, von 
Saddam Hussein oder auch des Irans. Damit wird auch 

das American Creed verständlich, denn es idealisiert 
jene Kultur und Zivilisation, die zum Fundament der 
America’s Political Culture wurde.

Globale Programme:  
American Century, American Empire, 

Pax Americana

Der Begriff American Century tauchte zum ersten 
Mal 1876 im Zuge der 100-Jahr-Feiern der Union auf, 
und wurde am 17. Februar 1941 von Henry R. Luce im 
Magazin „Life“ im Zuge der Lend Lease-Debatte als 
politisches Programm gegen die Achsenmächte verwen-
det. Luce schrieb, obwohl die USA sich nicht im Krieg 
befanden: „We are in the war … We are not in a war to 
defend American territory: We are in a war to defend and 
even promote, encourage and incite so-called democratic 
principles throughout the world…“

Im gleichen Artikel verwendete Luce auch (vermut-
lich zum ersten Mal) den Begriff Pax Americana. Diese 
folge, so Luce, der Pax Britannica und verhindere eine 
Pax Germania oder Pax Sovietica.

Lange zuvor sah etwa Brooks Adams die USA als 
logischen Nachfolger des British Empire und prägte in 
seinem Buch The New Empire (1902) den Begriff Ame-
rican Empire. Nach 1990 erschienen rund 50 Bücher und 
zahllose Artikel betreffend das amerikanische Empire, 
Century und Unilateralismus.

Wenngleich einige Autoren darauf verweisen, dass 
das 21. Jahrhundert auch ein Asian Century sein könnte,19) 
muss doch daran erinnert werden, dass Asien ein völlig 
inhomogener Kontinent mit mehr Gegensätzen als 
Gemeinsamkeiten ist und China, Indien, Pakistan oder 
der Iran sich eher feindlich gegenüberstehen, was eine 
Supermachtstellung in der Welt verhindert.

World Island
Eine rein geopolitische Betrachtung sieht Nordamerika 

als einen Kontinent, der von zwei schützenden Ozeanen 
umgeben ist; die USA haben schwache und überwiegend 
freundliche Nachbarn im Norden und Süden. Dies ver-
schaffte den USA Sicherheit und Handlungsfreiheit, auch 
gegenüber potenziellen Antagonisten.

Amerika ist eine Insel, wie auch die USA eine Insel 
innerhalb der westlichen Hemisphäre sind. Dieser Um-
stand ist seit jeher Gegenstand eigener geopolitischer 
Überlegungen. Die von Christopher Layne, Ted Galen 
Carpenter und John J. Mearsheimer vertretenen „Insel“-
Konzepte gehen von den heutigen technischen Möglich-
keiten aus: Die USA könnten sich aus allen Konflikten der 
Welt heraushalten und bei Bedarf Verbündete suchen. Die 
Flottenverbände können auf den Weltmeeren operieren 
und verhindern, dass eine eurasische Macht den Schritt 
auf die Weltmeere setzt. Damit würde der nordameri-
kanische Kontinent geschützt und Eurasien sich selbst 
überlassen. Denn die USA sind nur, wenn sie und wo sie 
wollen, „Global Cop“. Eigentlich bräuchten sie weder an 
der Verbreitung von Demokratie oder Marktwirtschaft 
interessiert sein, da sie wirtschaftlich weitgehend auto-
nom sind, noch wären sie von den Erschütterungen und 
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Kriegen in anderen Teilen der Welt berührt. Nukleare 
Abschreckung würde verhindern, dass jemand die USA 
mit Massenvernichtungswaffen angreift. Doch entspricht 
ein solcher Isolationismus weder der Selbstperzeption 
Amerikas noch der gesuchten Rolle in der Welt.

Durch die Insellage bot sich für die USA eine geo-
politische Position, die für europäische Mächte völlig 
atypisch war, denn Europa ist Ort zahlloser Aggressionen, 
Unterwerfungen und ständiger Grenzverschiebungen. Es 
gab auch in den USA bis etwa 1880 kaum strategische 
(bzw. geostrategische) Überlegungen: Es gab nach 1812 
keinen Feind, sieht man vom sich im Inneren zutragenden 
Bürgerkrieg ab 1860 ab. Dies änderte sich etwa um 1880 
bzw. nach 1898.

Früher Expansionismus
Wann begann in den USA ein Denken in makrogeo-

graphischen und ausholenden politischen Kategorien?20) 
Vermutlich liegen die Anfänge bereits in der Phase der 
Unabhängigkeitserklärung, als sich die 13 Gründerstaaten 
Territorien jenseits der Appalachen bis zum Mississippi 
sichern wollten, Gebiete, die man als „Western Reserve“ 
betrachtete. Damit kam es zum ersten Gebietsanspruch 
von Land außerhalb der eigentlichen Grenzen der Union 
bzw. Konföderation. 1803 wurde Louisiana erworben, 
ein Gebiet, das westlich der Western Reserve lag und die 
gesamte Region des Mississippi-Missouri-Systems um-
fasste. Thomas Jefferson äußerte sich bezüglich zukünf-
tiger Grenzen der USA mehrfach, auch an die Adresse 
der europäischen Mächte in der westlichen Hemisphäre, 
wie etwa 1803: „Our geographical peculiarities may call 
for a different code of natural law to govern relations with 
other nations from that which the conditions of Europe 
have given rise to.“ 21)

Charles Brockden Brown (1771-1810) meinte: „The 
Eagle of the United States - may she extend her wings 
from the Atlantic to the Pacific, and fixing their talons on 
the Isthmus of Darien, stretch her beak to the Northern 
Pole.“ 22)

1818 wurde von Großbritannien ein Gebiet erwor-
ben, das später Teil von Nord-Dakota wurde. 1819 kam 
Florida dazu. Mitte der 1830er-Jahre kam es dann zu den 
wachsenden United States of America. 1842 folgte ein Teil 
des späteren Staates Maine, ein Gebiet, das von Kanada 
abgetreten wurde. 1845 folgte die Eingliederung von Texas 
und Gebieten der späteren Staaten New Mexico, Colorado 
sowie von Teilen Arizonas. 1846 kam es zum Erwerb des 
Oregon Territory, das später die Bundesstaaten Washing-
ton, Oregon und Idaho bildete. 1848 wurden Kalifornien, 
Nevada, Utah und Arizona erworben und 1853 die Süd-
grenze dieses Gebietes (zulasten von Mexiko) weiter nach 
Süden vorgeschoben. 1850 wurde Kalifornien zu einem 
Staat der USA, obwohl der gesamte Westen mit Ausnahme 
von Texas noch nicht in Bundesstaaten organisiert war. 
Damit wurde Russland, Spanien und England der Zugriff 
auf den Westen der USA entzogen.

Kanada war im Krieg von 1812 und beim Frieden 
von Gent 1814 in den USA ein Dauerthema. Madison 
und Monroe hofften, dass die kanadischen Provinzen 
von England abfallen und den USA beitreten würden. Ein 

Aufstand in Kanada im Jahre 1837 schien ein günstiger 
Moment, aber er wurde dilettantisch ausgeführt, und 
die Angelegenheit wurde 1841 zwischen den USA und 
England beigelegt. Die (anti-britischen) irischen Fenians 
überquerten zwischen 1866 und 1870 dennoch mehrmals 
die Grenzen zu Kanada, wurden aber angesichts ihrer 
chaotischen Vorgangsweise immer ohne Schwierigkeiten 
zurückgeschlagen.

1809 wollte Jefferson Kuba erwerben und 1812 meinte 
er, auch Kanada sollte zu den USA gehören. John Quincy 
Adams wollte 1819 alles Gebiet bis Yucatan - „North 
America and the United States are identical“ - den USA 
zuschlagen. Ähnliche Ideen vertrat auch John C. Calhoun. 
1848 wollte Präsident Polk Kuba für 100 Mio. und 1854 
Präsident Pierce für 130 Mio. USD kaufen, aber Spa-
nien lehnte ab, und man erwog daher eine militärische 
Besetzung, doch waren innenpolitische Probleme und 
der amerikanische Bürgerkrieg politische Hindernisse. 
1869/70 wollte man erneut Kuba und Puerto Rico von 
Spanien kaufen, was dieses wiederum ablehnte. Als Grant 
Präsident wurde, gab es in Kuba bereits Aufstände, und 
Tausende Flüchtlinge kamen nach Florida. 1873 wäre es 
bereits zu einem Krieg mit Spanien gekommen, als ein 
spanisches Kriegschiff ein amerikanisches Schiff kaperte, 
wobei 52 Besatzungsmitglieder und Passagiere erschossen 
wurden. Spanien entschuldigte sich zwar, doch es war die 
plötzliche Börsen-Panik, die das Interesse auf weitaus 
brennendere Probleme lenkte.23)

1867 wurde Alaska erworben, der Kauf von Außenmi-
nister William H. Seward mit dem russischen Repräsen-
tanten persönlich ausgehandelt, die Ratifikation war aus 
innenpolitischen Gründen nicht ohne Probleme, da man 
gegen Präsident Johnson zuvor ein Impeachment-Ver-
fahren eingeleitet hatte.24) Seward hatte für die USA ganz 
Kanada, Grönland, Island, Mexiko, Hawaii, alle Inseln in 
der Karibik und Guyana gefordert. Präsident Grant wollte 
Santo Domingo und einen Teil von Nikaragua, um dort 
einen Kanal zu bauen. Unterstützt wurde diese Idee von 
Hamilton Fish und Charles Sumner.

Das Interesse der USA an Lateinamerika umfasste 
Venezuela, aber auch Brasilien. William Walker, Anhänger 
eines die gesamte Hemisphäre umfassenden, von den USA 
geführten Amerika, glaubte in Nikaragua das „California 
of the South“ gefunden zu haben. Mit Billigung von 
Präsident Buchanan rief er Nikaragua zu einem Staat der 
Union aus, nachdem er mit nur 58 Mann seiner American 
Phalanx of the Immortals auch Honduras und San Salvador 
annektieren wollte, wobei Walker am 12. September 1860 
erschossen wurde.25) Ohne den herannahenden Bürger-
krieg hätten die USA vermutlich die britischen Aktivitäten 
in Zentralamerika, die sich gegen die Interessen der USA 
richteten, besser parieren können.

Der Amazonas erfüllte die Wünsche nach der sich 
nach Süden erstreckenden „Neuen Welt“ ebenso wie jene, 
die dorthin die überschüssigen Negersklaven deportieren 
wollten. Matthew F. Maury meinte, der Amazonas wäre 
„the logical continuation of the Mississippi“, und Louis 
E. Agassiz (Professor an der Harvard University) meinte, 
Brasilien, „the Garden of the Hesperides“, wäre für die 
USA ein logischer Raum für Besiedlung und Rohstoffe.

Korkisch: Globale Strategie: Die Geopolitik der USA
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Ein weites Vordringen gab es im Pazifik, dem „Ameri-
can Ocean“: Besetzt wurden dort diverse kleine Inseln wie 
Baker, Canton, Christmas Islands, Enderbury, Howland, 
Jarvis, Johnston, Palmyra, Peale, Swains, Kingman, Wil-
kes. Ab 1852 hatten die USA (wie auch Großbritannien 
und Russland) Hawaii im Auge, das schrittweise an die 
USA gebunden wurde, ab 1887 gab es dort eine Repara-
turwerft und Kohlebunker, ehe man es 1898 annektierte. 
Samoa wurde 1877 von den USA besetzt, weil dies der 
König von Samoa so wollte, und den USA wurde zudem 
eine Basis in Pago Pago angeboten. Das deutsche Verhal-
ten gegenüber Washington ab 1860, besonders 1889 in 
der Samoa-Frage und dann betreffend Venezuela, schürte 
eine anti-deutsche Stimmung in den USA, was sich 1914 
auswirken sollte.

Im Atlantik, der „American Sea“, suchte man Flotten-
basen in Haiti und Santo Domingo; Kolumbien sollte fest 
an die USA gebunden werden. 1917 wurden den Dänen die 
Virgin Islands abgekauft, und Dänemark war sogar bereit, 
auch Grönland und Island an die USA zu verkaufen, doch 
der Kongress zeigte kein Interesse. Auch Navassa kam zu 
den USA. Das kubanische „window of opportunity“ sollte 
sich erst 1898 wieder öffnen, als die USS Maine im Hafen 
von Havanna vermutlich durch eine Kohlenstaub-Explosi-
on zerstört wurde, ein Vorfall, der von einigen Medien als 
Anschlag erklärt wurde und zur Kriegserklärung der USA 
führte.26) Präsident McKinley, von der Presse gedrängt, 
beschloss den Krieg, der aber nie nach Spanien getragen 
wurde. Im Zuge des Spanisch-Amerikanischen Krieges 
1898 wurde nun Kuba besetzt (diese Besetzung dauerte 
bis 1902, es erfolgten mehrere Besetzungen zwischen 
1906 und 1922); die Insel blieb bis 1934 ein Protektorat, 
ebenso Puerto Rico, das aus strategischen Gründen Teil 
der USA wurde. An die USA fielen 1898 auch Guam, 
Wake und die Philippinen.

Um 1880 entstand der Pan-Americanism, und 1881 
sollte die erste Pan-American Conference stattfinden, die 
dann 1888 unter Präsident Cleveland nachgeholt und von 
James G. Blaine (Nationalist, antibritisch und antieuropä-
isch) organisiert wurde. 1910 wurde die Pan-American 
Union geschaffen, während Andrew Carnegie den ein-
drucksvollen Bürobau in Washington aus seiner Tasche 
finanzierte. Dennoch kam es durch den Expansionismus 
zu Spannungen mit Chile (1891/92), Brasilien (1895), 
Nikaragua und immer wieder mit Großbritannien, da sich 
jeder bilaterale Konflikt immer auf Kanada auszudehnen 
drohte. Bezüglich Kanada schaltete man in London letzt-
lich auf freundschaftliche Beziehungen mit den USA, 
und der Burenkrieg („The British Empire against 30.000 
Farmers“) erforderte 460.000 Mann und zeigte London 
die Schwierigkeit einer Kriegführung weit abseits vom 
Mutterland.

London verzichtete mit den beiden Hay-Pauncefote-
Verträgen auf seine Interessen am Kanalprojekt in Kolum-
bien (später Panama). 1903 kam es aus innenpolitischen 
Gründen zur Abspaltung Panamas von Kolumbien, das, 
von den USA umgehend anerkannt, bis 1939 ein Protek-
torat der USA blieb, ehe sich die amerikanische Besetzung 
auf die Kanal-Zone reduzierte. 1912 wurde Honduras 
besetzt (die Besetzung dauerte bis 1919, eine weitere von 

1924 bis 1925), ebenso Nikaragua (Besetzung bis 1925, 
erneut 1926 bis 1933). 1914 kam es zur vorübergehenden 
Besetzung von Vera Cruz, Mexiko. Von 1915 bis 1934 
wurde Haiti besetzt (Protektorat bis 1936), 1905 bzw. 
1916 die Dominikanische Republik stabilisiert (Protek-
torat bis 1941),27) und zusätzlich kam es zu militärischen 
Interventionen in Guatemala, San Salvador und in der 
Dominikanischen Republik (Santo Domingo).

Bedeutende Schritte in Richtung einer ökonomischen 
Expansion erfolgten durch Grover Cleveland;28) er for-
cierte die „Yankee Trader“-Politik in Richtung Japan, 
China und Lateinamerika und machte aus der Monroe 
Declaration die Monroe-Doktrin, wobei er ganz offen 
Großbritannien herausforderte. 1898/99 gab es die offene 
Interessenbekundung bezüglich einer Open Door-Policy 
in China. Cleveland meinte: „It will be in my opinion the 
duty of the United States to resist by every means in its 
power … the appropriation by Great Britain of any lands 
or the exercise of any governmental jurisdiction over any 
territory…“ 29)

Das war nicht die erste Kampfansage an London, nun 
auch eine an China. Die USA entsandten Truppen zur 
Niederschlagung des Boxer-Aufstandes 1901 und ver-
blieben de facto bis 1948 in der einen oder anderen Form 
in China, wobei die USA die Flottenbasis Schanghai erst 
Anfang 1949 räumten.

Die amerikanische Expansion dieser Jahre wird oft 
auch als „Defensive Realism“ bezeichnet.30) Man besetzt 
ein Gebiet, um zusätzliche Sicherheit zu schaffen und 
um anderen Mächten den Zugang zu einem Territorium 
zu verwehren. In Zentralamerika war es aber fast immer 
das innenpolitische Chaos, das amerikanische Interessen 
gefährdete. Im Gegensatz zu den europäischen Kolonial-
mächten erfolgten die Interventionen der USA mit einem 
Minimum an militärischer Gewaltanwendung, sieht man 
von 1898 ab. Die amerikanische Expansion wie auch die 
diversen Interventionen in der westlichen Hemisphäre er-
folgten nie aus kolonisatorischen Gründen; man unterhielt 
auch kaum umfangreiche militärische Garnisonen. Einige 
Interventionen dienten der Beendigung von Bürgerkriegen 
(Guatemala, Honduras, San Salvador), außerdem befan-
den sich in den Staaten Lateinamerikas ohnedies kaum 
nennenswerte Streitkräfte.

Nur die Philippinen wurden nach 1898 beinahe eine 
„echte Kolonie“, die man aber so rasch wie möglich 
wieder loswerden wollte. Man hatte Spanien im Zuge 
der Friedensverhandlungen sogar 20 Mio. USD gezahlt, 
somit die Inseln im Nachhinein de facto gekauft. Die 
Inselgruppe war arm, rückständig, kostete Unsummen 
(wie auch die europäischen Kolonien in Afrika); es gab 
laufend militärische Auseinandersetzungen (die auch von 
Japan angezettelt wurden), und die „Amerikanisierung“ 
einer spanisch-katholischen Gesellschaft erwies sich als 
schwierig. Ab 1920 gab es im Kongress mehrere Vorstöße 
in Richtung Unabhängigkeit, obwohl man wusste, dass 
Japan sich die Inseln einverleiben könnte, aber die Isola-
tionisten ignorierten diese Gefahr. Der Tydings-McDuffy 
Act vom 2. März 1934 (im Senat mit 68 zu 2 Stimmen 
angenommen) gab den Philippinen die Unabhängigkeit 
im Jahre 1944, allerdings unter Beibehaltung mehrerer 
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amerikanischer Stützpunkte. Durch den Krieg bedingt 
erlangten die Philippinen die Unabhängigkeit erst mit 4. 
Juli 1946.31) Auch Kuba war zu katholisch und zu „spa-
nisch“ und hatte daher keine Chance auf eine gemeinsame 
Zukunft mit den USA.

Die USA als neue Seemacht:  
The Great White Fleet

Auch der Aufbau einer nennenswerten Flotte, um all 
die neuen Besitzungen zu sichern, stieß zunächst auf Wi-
derstand im Kongress, aber es gab ab 1885 Überlegungen 
für Basen in Korea, Südamerika, Liberia und Eritrea. Erst 
Marineminister Benjamin Tracy konnte - angesichts der 
anlaufenden Planungen für den Panamakanal - mit Un-
terstützung von Alfred Thayer Mahan und der Presse ab 
1889 den Bau einer Hochseemarine durchsetzen, somit 
den Bau von Schlachtschiffen. Immerhin waren die USA 
ab 1890 die größte Industrie- und Exportmacht der Welt 
geworden. Aber die Navy musste erst geeignete Werften 
bauen und das Know-how erwerben.

Diese „Great White Fleet“ war jedenfalls 1905 fertig 
und wurde von Theodore Roosevelt vom Dezember 
1907 bis Ende Februar 1909 auf eine Reise um die Welt 
geschickt. Die Flotte bestand aus 16 neuen, modernen, 
weiß gestrichenen Schlachtschiffen (auf einigen Strecken 
von Zerstörern begleitet) und demonstrierte erstmals 
Amerikas Fähigkeit im Bereich der Seerüstung wie auch 
als neue Seemacht. 14.000 Mann Besatzung schafften 
eine 70.000 km umfassende Fahrt ohne Zwischenfälle 
und halfen beim schweren Erdbeben in Messina, Sizilien 
- zugleich der erste (ungeplante) humanitäre Ausland-
seinsatz.

Im Hintergrund erkannten die USA zwei neue Ge-
fahren: den Flottenbau Japans und jenen des Deutschen 
Reiches. Großbritannien arrangierte sich mit Japan, das 
Russland am Vordringen in Richtung Schanghai und 
Singapur hinderte, und zog seine Flotte aus den asiatischen 
Gewässern weitgehend ab und konzentrierte sich auf das 
Mittelmeer und die gegen das Deutsche Reich gerichtete 
Home Fleet. Für die USA bedeutete dies jedoch ein 
ungehindertes Agieren Japans, das die USA ab sofort als 
potenziellen Feind betrachten mussten.

Die Verteidigung des Panamakanals
Der 1914 fertig gestellte, 82 km lange Panamakanal 

war für die USA die strategisch wichtigste Verbindung 
zwischen dem Atlantik und dem Pazifik und erlaubte die 
von Mahan vorgeschlagene „Swing-Strategy“ zur Verla-
gerung des maritimen Schwerpunktes zwischen beiden 
Ozeanen, erforderte aber auch, alle Schiffe auf die Größe 
der Schleusen hin zu planen, was heute viele Schiffe von 
der Nutzung des Kanals ausschließt.32) Die USA errich-
teten daher in der Region zahlreiche Seestützpunkte und 
Flugplätze und stationierten in der Kanalregion auch 
Armeekräfte.

1940 warnte Isaiah Bowman Vizepräsident Henry 
Wallace vor der Gefahr, dass sich nach Kriegsende eine 
feindliche Macht in Lateinamerika festsetzen und die USA 
bedrohen könnte. Amerikas Lateinamerikapolitik hatte 
daher oft nur die Wahl zwischen befreundeten Übeln oder 

antagonistischen Führungen, die bereit waren, sich mit 
Nationalsozialisten und Kommunisten zu verbinden oder 
selber national-faschistische Systeme errichten wollten.

Für Roosevelt war das Deutsche Reich ab 1938 ein 
potenzieller Feindstaat. Japan hatte mit der Okkupation der 
Mandschurei seine anti-britische und anti-westliche Politik 
verdeutlicht. Im „Look“-Magazin erschien am 25. August 
1942 von Anton Pettenkofer (Geopolitiker) ein Artikel un-
ter dem Titel „Hitler’s Plan To Attack America“. Deutsche 
Kräfte würden demnach von Dakar aus nach Brasilien 
übersetzen und sogar in Mexiko landen. Die USA fürch-
teten, die deutsche Luftwaffe könnte Basen in Westafrika 
für Operationen gegen den Panamakanal und die USA 
nützen. Man beobachtete mit Argwohn das Verhalten der 
zahlreichen Deutschen in Brasilien und Argentinien (wo 
Peron mit dem Deutschen Reich sympathisierte), und man 
musste auch in Brasilien für eine USA-freundliche Politik 
sorgen. Die USA dehnten die Monroe-Doktrin daher auf 
den Südatlantik und auf Westafrika aus.

Ab Frühjahr 1942 wurde, im Vorfeld der Verteidigungs-
zone Panamas, die Luftbrücke nach Nordafrika aufgebaut, 
zuerst zur Unterstützung der Briten im Mittelmeerraum, 
dann für die Verlegung von Bombern und Jägern nach 
Libyen und Ägypten für Luftoperationen gegen den Balkan 
und Italien. Diese Basen umfassten in Florida Homestead 
und Morrison Field, dazu kamen Basen in Puerto Rico, Tri-
nidad, Flugplätze in Antigua, Santa Lucia und Jamaika. Des 
Weiteren gab es Stützpunkte in Britisch-Guyana (Atkinson 
Field), Brasilien (die Basen in Belem, Natal, Recife, Sao 
Luis, Amapa und Fortaleza) und in Nordafrika (Dakar, Acc-
ra, in Sierra Leone Hastings Field, in Liberia Roberts Field). 
Große Bedeutung für die U-Boot-Bekämpfung erlangte 
Ascension. Auf diesen Flugplätzen lagen U-Jagdflugzeuge 
und Seeraumüberwacher (darunter Langstrecken-U-Jäger 
auf Basis der B-24), Jäger und Transportflugzeuge, in den 
Marinestützpunkten befanden sich Zerstörer und U-Jagd-
schiffe, gesichert durch Kräfte der U.S. Army.

Gefahren drohten immer wieder durch eine Reihe sich 
als „Anti-Yankee“ präsentierender Politiker wie Peron, 
Castro, Allende, Noriega (heute sind es Ortega, Kirchner 
oder Chavez), aber auch vom revolutionären Potenzial in 
den unüberschaubaren Favelas, von Drogenkartellen, den 
rund 100.000 bewaffneten Mitgliedern diverser Banden in 
Zentralamerika, den militärisch organisierten Banden in 
Brasilien und ihren Verbindungen zur Immigrantenszene 
in den USA. 40% der Bevölkerung Lateinamerikas sind 
arm, 150 Mio. leben in Slums. Die USA gelten einmal 
als Feind, einmal als letzte Hoffnung. Neu hingegen 
sind Achsen diverser Staaten zu China, Nordkorea und 
zum Iran.

Das Gegenküsten-Konzept
Die Idee der Nutzung Europas für die Verteidigung 

Amerikas geht auf die Zwischenkriegszeit zurück, als 
man meinte, Amerika werde durch Frankreich am Rhein 
und vor den europäischen Flotten durch die Royal Navy 
im Nordatlantik verteidigt. Nicholas Spykman emp-
fahl 1942/43, ähnlich wie später zahlreiche Militärs, 
Stützpunkte an den vorgelagerten Gegenküsten33) bzw. 
Rimlands einzurichten. Diese Beherrschung ergebe sich 
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durch die Möglichkeit (a) der Seestreitkräfte, 
(b) durch weitreichende Flugzeuge (Bomber), 
(c) durch Besetzung von Island und Grönland 
(erfolgte 1942) und (d) durch eine Blockade der 
Ausgänge zu den Rimlands, so durch Sperren 
der Seewege und Meerengen wie des Katte-
gats/Skaggeraks zwischen Grönland, Island 
und Großbritannien, durch die Kontrolle der 
Ebenen in Polen und der norddeutschen Ebene, 
Sperrung des Donautales, Sperren der Engen 
von Gibraltar und der Dardanellen, der Zugänge 
zum Indischen Ozean (Rotes Meer, Golf von 
Aden), der Kurilen, der Formosastraße, der 
Timorsee, von Singapur und der Beringstraße. 
(Dieses Konzept wurde von den USA im Kalten 
Krieg wieder aufgegriffen und war der Grund 
für die „600 Ship Navy“ unter Ronald Reagan 
und Marineminister John Lehman.)

Die Gegenküsten-Konzeption wurde einmal 
vor dem asiatischen Kontinent gezogen (Ache-
son-Line, 1950, mit Japan, den Philippinen und 
Australien, aber ohne Korea), dann schloss sie 
Teile des asiatischen Kontinents ein (Dulles-
Line, 1954, nun mit Korea). Nur die Beherrschung der 
Gegenküsten - mit ausreichend strategisch-operativer 
Tiefe - ermöglichte die Verteidigung Europas und des 
europäischen Pfeilers der NATO wie in Asien die Mit-
gliedstaaten des SEATO-Paktes. Sie erleichterte die von 
George Kennan 1946 vorgeschlagene Containment-Po-
litik bzw. war sie eine Voraussetzung für das Offenhalten 
der Verbindungslinien. Letztlich ist das Gegenküstenkon-
zept nichts anderes als die Verteidigung Amerikas am 
Boden bzw. an den Küsten anderer Kontinente.

Alle diese Konzepte führten zum Bau einer großen Two 
Ocean Fleet, zur Entwicklung von Langstreckenbombern 
und zu einem umfangreichen Stützpunktkonzept, dessen 
Grundzüge bereits 1944 fixiert wurden, später ergänzt 
durch eine umfassende Luftverteidigung Nordamerikas, 
durch Nuklearwaffen, die Gründung der NATO und 
SEATO, bilaterale Pakte und die Fähigkeit zu militärischen 
Interventionen jeder Größe gegen jeden Feind.

Atlantic Tilt, Pacific Tilt, Middle East 
Tilt und Zentralasien:  

Die Verlagerung des strategischen 
Center of Gravity - und nun Afrika

Die USA haben ihren außenpolitischen Schwerpunkt 
immer wieder nach Europa oder Asien bzw. in Richtung 
Pazifik oder Atlantik verlagert, damit auch ihre geostra-
tegischen Interessen. So waren die USA nach 1865 Pazi-
fik-orientiert, unter Woodrow Wilson Europa-orientiert, 
nach 1920 wieder Asien-orientiert, mit der Gründung 
der NATO Europa-orientiert, nach 1965 durch Vietnam 
wieder Asien-orientiert. Die Asien-Orientierung war unter 
Johnson und Nixon derart dominant, dass Henry Kissin-
ger das Jahr 1973 zum „Year of Europe“ erklärte.

Energieimporte und Energiesicherung führten zur 
Schaffung des Readiness Command und Strike Com-
mand, der Rapid Deployment Force und zur Gründung 

des CENTCOM-Kommandos für den Mittleren Osten. 
Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und nach 
„9/11“ kam es durch die („neokonservative“) Beurtei-
lung von Gefahren und Energieerfordernissen zu einem 
Middle East Tilt, in dem eingebettet auch ein „Israel 
Tilt“ erkennbar wurde, damit verschob sich das Strategic 
Center of Gravity von Europa weg in den Nahen Osten.34) 
Mit dem Aufstieg Chinas wird sich die Geostrategie der 
USA in den kommenden Jahrzehnten stark auf China 
konzentrieren und hat sich außerdem bereits Indien zu-
gewandt, das auch starke Bindungen an die Sowjetunion 
hatte und sich wegen China nun Russland und vermehrt 
den USA zuwendet.

Zbigniew Brzezinski verwies schon vor Jahrzehnten 
auf die Bedeutung des Mittleren Ostens und auch von 
Zentralasien (dem „Balkan Asiens“) für die USA. Mit 
der Schaffung eines militärischen Bereichskommandos 
für Afrika (AFRICOM) haben die USA der schon von 
Präsident Kennedy und von Henry Kissinger erkannten 
Wichtigkeit dieses Kontinents Rechnung getragen. Ein 
Partnership for Africa-Programm (in Anlehnung an die 
NATO Partnership for Peace) sollte die Zukunftsperspek-
tiven dieses Kontinents besser ordnen.

„Battleship America“
Die „Battleship America“-Idee entsprang dem Ver-

ständnis einer maritimen Strategie und der Möglichkeit, 
amerikanische Interessen durch Präsenz im Vorfeld (ohne 
Stützpunkte in Europa) durchzusetzen. Diese wurde in 
den 1930er-Jahren oft als America Number-One-Stra-
tegie (oder Large Policy) bezeichnet, kam den Ideen 
der Internationalisten und England-freundlichen Kreise 
ab 1938 entgegen und entsprach auch dem „blue water 
fleet“-Denkmuster der Admiralität, während die Armee 
und die Apologeten des neuen Army Air Corps eher eine 
kontinentale Verteidigung direkt vor oder an den Küsten 
anstrebten und meinten, Amerika durch weitreichende 
Bomber besser schützen zu können.
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Diese Überlegungen wurden ab September 1939 
besonders vom Committee to Defend America by Aiding 
the Allies gefördert und mit den deutschen militärischen 
Erfolgen in Europa immer lauter. Am 4. September 1940 
erklärte das einen Kriegseintritt der USA ablehnende 
America First Committee, „… the United States must 
build an impregnable defense for America … so that no 
foreign power, nor group of powers, can successfully attack 
a prepared America.“ 35)

Stützpunkte wären daher in Neufundland, Kanada, 
in Alaska und Zentral- und Südamerika zu errichten, und 
„10.000“ dort zu stationierende Flugzeuge sollten es einem 
Feind unmöglich machen, die USA anzugreifen.

Nachfolgemodelle sind die Offshore Balancing-36) 
und Selective Engagement- und Commitment-Strate-
giemodelle (siehe z.B. die Nixon-Doktrin).37) Auch die 
Rückverlegung amerikanischer Truppen aus Übersee 
und das neue (verdünnte) überseeische Stützpunktsystem 
passen in das Bild der nunmehr überlegten Verlagerung 
der strategischen Optionen überwiegend von den Stütz-
punkten der USA. „Vorne“ operieren v.a. Seestreitkräfte, 
mobile Kräfte, die sich auf prepositioned depots und 
Schiffe abstützen, und Langstreckenbomber, die über 
befreundeten oder freigekämpften Regionen betankt 
werden sollen.

„Fortress America“
Das Konzept einer strikten Nichteinmischung in 

ausländische Politik wurde, wenngleich ohne den Begriff 
„Fortress America“ zu verwenden, zuerst von der pazi-
fistischen „Save America First“-Bewegung (1914/15) 
getragen, die dabei Unterstützung von Bewegungen 
erhielt, die sich schon vorher (etwa ab 1900) formiert 
hatten. Es folgte nach dem Ersten Weltkrieg eine neue 
Pazifismuswelle, wieder mit einer betont anti-europä-

ischen Grundhaltung. Sie erhielt Zulauf von linken Pa-
zifisten; gleichzeitig wurden wegen der Wirtschaftslage 
Rüstungsausgaben stark eingeschränkt und auf die Flotte 
konzentriert. Am Navy Day, dem 27. Oktober 1931, sagte 
Präsident Hoover: „The first necessity of our government 
is the maintenance of a navy, so efficient and strong that, 
in conjunction with our army, no enemy may ever invade 
our country. Ours is a force of defense, not offense.“ 38)

Dennoch, die USA sollten unangreifbar werden und 
sich daher gegen Übergriffe von See her durch (a) eine 
starke Schlachtflotte sichern, (b) durch die Befestigung 
von Küsten und Häfen und (c) durch Langsteckenbom-
ber verteidigen, die feindliche Schiffe rund 1.000 Meilen 
vor der Küste abfangen sollten, was zu einer Off-Shore-
Rolle des Bombers B-17 führte. Eine andere Forderung 
war eine Verteidigung ab der Küste, wobei diese einmal 
an der Jeffersonian Line (also an den Grenzen der USA) 
oder an einem Vorfeld analog zur Roosevelt Line im 
Atlantik und Pazifik (18. Nov. 1938) liegen sollte.

1939/40 formierte sich die England-feindliche 
America First Bewegung mit teilweise pro-deutschen 
Sektionen v.a. im Mittelwesten.39) Roosevelt und andere 
erkannten die Unmöglichkeit eines Abseitsstehens der 
USA von der „restlichen“ Weltpolitik (nicht zuletzt 
bedingt durch die Aktivitäten Japans im Pazifik und in 
Ostasien) und befürworteten, als Alternative zur Batt-
leship America-Strategie, zunächst einen bewaffneten 
Isolationismus mit nach vorne geschobenen Sicher-
heitslinien.

1939 war die Pan-American Security Zone rund 
500 bis 800 Seemeilen vor den Küsten der westlichen 
Hemisphäre festgelegt worden, die als „line of interest“ 
bzw. „demarcation line“ bzw. als Neutrality Zone, North 
American Continental Zone, Western Hemisphere De-
fense Zone oder Zone of Interest bezeichnet wurde; ihre 
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östlichen Grenzen liefen entlang des 30. Meridians, dann 
am 26. Meridian, also rund 1.500 bis 2.000 Seemeilen 
vor der amerikanischen Küste (die Bermudas und Ba-
hamas einschließend), im Pazifik westlich von Hawaii. 
Damit deckte man die gesamte Western Hemisphere 
Area bis zum Panama-Kanal und Nord-Brasilien ab.40)

Damit überlagerten sich in der politischen Praxis 
„Fortress America“- und „Battlefield America“-Kon-
zepte. Ein weiteres Vorschieben dieser Linien im Pazifik 
bis zu den Marianen und Marshall-Inseln, im Atlantik 
nach Grönland, Island (mit 7. Juli 1941) und in die 
Karibik war sinnvoll, stellte jedoch einen einseitigen 
Akt gegen die Achsenmächte dar. Die Linien wurden 
jeweils von Präsident Roosevelt nach Rücksprache mit 
der U.S. Navy (so gem. Operation Plan 3-41) festgelegt. 
Zu diesen Linien meinte Admiral Ernest King: „Any 
entrance into the Western Hemisphere by naval ships or 
aircraft of belligerents other than those powers having 
sovereignty in the Western Hemisphere is to be viewed 
as possibly actuated by unfriendly interest.“ 41)

Die „Fortess America“- Idee endete mit dem Angriff 
auf Pearl Harbor und war zugleich das Ende der „geo-
political innocence“ und einer „provinziellen“ Politik,42) 
dennoch wurden solche Überlegungen auch nach 1945 
immer wieder vorgebracht. In seiner zweiten Inaugu-
ration Address sagte zwar Eisenhower am 21. Jänner 
1957, dass der Isolationismus tot sei, es daher keine 
Fortress America gebe, dennoch kann man vielleicht die 
Nuklearrüstung, NORAD, SDI bzw. die Ballistic Missile 
Defense als Teile eines modernen Fortress America-
Konzeptes betrachten. Das Fortress America-Konzept 
findet sich nach 2001 auch als Maßnahme gegen den 
Terrorismus, so auch durch die Schaffung des Komman-
dobereiches NORTHCOM und durch das Department of 
Homeland Defense, das es, wenngleich in einer anderen 
Form, auch vor und im Zweiten Weltkrieg gab.

Strategic Balancing
Die USA setzen ihre militärischen Mittel auch zum 

Balancing ein. Balancing ist in der Regel ein geostrate-
gischer Zug im Rahmen gegebener geopolitischer oder 
bündnistypischer Strukturen, etwa um einen Staat davor 
zu bewahren, angegriffen zu werden, weil dies in weiterer 
Folge einen befreundeten Staat oder Bündnispartner 
schwächen oder gefährden würde. Im Mittleren Osten 
oder in Ostasien verleihen die USA jener Seite die poli-
tische und strategische Überlegenheit, der sie in einem 
drohenden Konflikt demonstrativ zur Seite stehen. Dies 
kann bereits durch politische Erklärungen, ein oder zwei 
Flugzeugträger oder durch die Verlegung von einigen 
Flugzeugstaffeln oder einen Marine Corps-Verband er-
folgen. Balancing vermeidet zunächst Kriegshandlungen. 
Hiezu gehört auch das Off-Shore Balancing.

The „Great Transformation“
Das Umdenken der amerikanischen Öffentlichkeit von 

einer traditionellen Nichteinmischung in internationale 
Angelegenheiten in einem globalen Engagement erfor-
derte eine Zurückdrängung des Isolationismus - egal in 
welcher Ausprägung -, und dies war ein Prozess, der etwa 

um 1940 einsetzte, aber erst nach 1945 zu innenpolitischen 
Konfrontationen führte.

Daher war die Überzeugungsarbeit Trumans gegenü-
ber den traditionellen Isolationisten am rechten und linken 
Flügel beider Parteien besonders bemerkenswert, und Ar-
thur Vandenberg kommt das Verdienst zu, im Kongress die 
Grundlagen für die Truman-Doktrin, den Marshall-Plan 
und die NATO gelegt zu haben.

The English Speaking Union,  
Anglosphere, Atlantizismus  

und die NATO

Die Ideen der gemeinsamen Verteidigung Groß
britanniens und der USA gegen die antagonistischen 
kontinentalen Mächte (Europas), waren schon vor 
1900 entstanden und finden sich auch bei Homer Lea 
und William Thomas Stead. Eine Vereinigung der am 
Nordatlantik liegenden Anrainerstaaten Westeuropas, 
der USA und Kanadas entstand um 1900,43) erneut wäh-
rend des Ersten Weltkrieges in den USA (George Louis 
Beer, Herbert Croly, Lewis Einstein, Walter Lippmann, 
Roland G. Usher), vereinzelt auch in Großbritannien. 
Lippmann, ein früher Anhänger der Political Geography, 
wie man die Geopolitik in den USA zunächst nannte, 
sprach bereits 1917 von einer „Atlantic World“, dann 
von der Western Community; andere von einer „Atlantic 
Union“.

Dies schloss auch Australien und Neuseeland ein, die 
man kulturpolitisch als eine zusammengehörige Anglo
sphere bezeichnete, die auf die 1918 von Sir E. Wrench 
gegründete English Speaking Union (ESP) zurückgeht, 
die zunächst alle Staaten (Dominions) des späteren 
Commonwealth umfasste; 1920 wurde dann die English 
Speaking Union of the United Staates gegründet. Zu den 
prominenten Mitgliedern der ESP zählten etwa Winston 
Churchill und Franklin D. Roosevelt.44) Sympathien für 
England waren ja nie erloschen, weder beim Unabhän-
gigkeitskrieg noch bei den Eliten in Neu-England. Beim 
60-jährigen Regierungsjubiläum von Queen Victoria 
am 22. Juni 1897 schrieb die New York Times: „We are 
part, a great part, of the Greater Britain which seem so 
plausibly destined to dominate this Planet.“ 45)

Politisches und militärisches Kooperieren (so Henry 
Cabot Lodge, Charles Evan Hughes, Elihu Root, Philan-
der Knox, Will Hays etc.) sollte eine Antwort auf eine 
befürchtetes deutsche Wiedererstarken und einen mög-
lichen weiteren Krieg in Europa sein und wurde gegen 
Ende der 1930er-Jahre als Gegengewicht zum Aufstieg 
des Faschismus und Nationalsozialismus in England 
und in den USA diskutiert. Isolationisten wollten aber 
keine Verpflichtungen der USA in Richtung Europa 
(so William Borah, Robert LaFollette, Hiram Johnson 
etc.). Dennoch wurden zur gleichen Zeit Konzepte 
entwickelt, die auf eine Eindämmung der Mächte auf 
der eurasischen Landmasse hinausliefen. Mackinder 
erkannte 1940, dass die Sowjetunion, bei einem weiteren 
Anwachsen der wirtschaftlichen und militärischen Stär-
ke, zwangsläufig zum größten Gegner für die westlichen 
Demokratien werden musste, und schlug ein Bündnis 
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im Namen der „atlantischen Gemeinschaft“ vor, beste-
hend aus den USA, Großbritannien und Frankreich.46) 
Dies war auch die Ansicht von Nicholas Spykman und 
zahlreichen Militärs in den USA. Deutlichen Ausdruck 
erlangte diese Idee in der Atlantic Charter.

Viele Begriffe wie Atlantic Era, Atlantic Idea, 
(erneut) Atlantic Union, Atlantic Century, Atlantic 
Community entstanden. Ein „Atlanticist“ war nach 
1940 ein Verfechter der transatlantischen Idee. Der 
nach 1945 entstandene „Atlantizismus“ begründete 
sich daher einmal auf die Anglosphere, war somit eine 
auf Demokratien beschränkte geopolitische Weltsicht, 
dessen Fundament Amerikas Engagement im Ersten 
und Zweiten Weltkrieg war, andererseits auf eine ge-
meinsame Antwort des Westens auf die kommunistische 
Bedrohung, was dann zur Gründung der NATO führte, 
deren ideologische Fundamente zwar wesentlich älter 
sind, aber dennoch immer breiter waren als die NATO 
selbst. Mit der NATO wurde der Sowjetunion die Grenze 
ihres eurasischen Herrschaftsanspruches geopolitisch 
und geostrategisch verdeutlicht: West und Ost hatten 
nichts mehr gemeinsam, weder kulturell noch wirt-
schaftlich. Auch die NATO-Osterweiterung wie auch 
die Partnership for Peace war klassische amerikanische 
Geopolitik vis a vis der eurasischen Macht Russland 
- die Fortsetzung der Geopolitik nach 1945, im Sinne 
von Sypkman, Kennan, Truman, Kissinger, Brzezinski, 
Reagan etc.47)

Die USA unterstützten ja nicht nur Großbritannien in 
beiden Weltkriegen, sondern auch im Falklandkrieg und 
umgekehrt Großbritannien die USA in Korea, in allen 
Golfkriegen, im Irak und in Afghanistan, egal welche 
Regierung in London gesessen ist bzw. sitzt. Die USA 

waren auch bereit, im Zweiten Weltkrieg Australien 
und Neuseeland zu schützen. Andererseits ergaben im 
Zweiten Weltkrieg mehrere Umfragen in den USA, dass 
ein Teil der Bevölkerung die Hilfe für Großbritannien 
als „saving Britain her Commonwealth“ kritisierte.

Manche Autoren meinten in Unkenntnis der Entste-
hung der atlantischen Idee nach dem Ersten Weltkrieg, 
dass der politische Atlantizismus ein Produkt des 
Kalten Krieges gewesen sei. Mit dem Untergang der 
Sowjetunion sei der Zusammenhalt des Westens auch 
ideologisch zu einem Ende gekommen. Gefahren, 
die für den Westen von Russland ausgehen, seien so 
gering, dass man diese ignorieren könne. Zugunsten 
einer Verschränkung europäischer und russischer Inter-
essen ist man in einigen Kreisen Europas sogar bereit, 
den Verteidigungspakt mit Amerika aufzukündigen. 
Besonders EU-Europa manövrierte sich immer mehr 
in einen Isolationismus, der mit den Zielen der NATO 
(mit Out of Area-Einsätzen) nicht in Übereinstimmung 
zu bringen ist. Daher finden sich heute wieder genug 
Gründe, den Atlantizismus als ideales politisch-strate-
gisches Modell im Rahmen der amerikanisch-britischen 
Zusammenarbeit unter Einschluss von Norwegen, 
Dänemark, den Niederlanden und Portugal weiter zu 
entwickeln.48)

Mit dem plötzlichen Austritt Frankreichs aus den 
militärischen Strukturen der NATO im Jahre 1967 war 
in Frankreich bei einem Teil der politischen Eliten der 

Atlantizismus nicht mehr en vogue. Diese Haltung ver-
stärkte sich besonders nach 1989 im Zusammenhang mit 
der Schaffung einer eigenständigen europäischen Vertei-
digung. Nunmehr baute Paris unilateral auf Europa und 
zog Bonn auf diese Linie. Versuche Großbritanniens, 
eine Brücke zwischen beiden Positionen zu schaffen, 
scheiterten an der Unnachgiebigkeit Frankreichs, das 
im Übergewicht Amerikas plötzlich eine angebliche 
Bedrohung für Europas Eigenständigkeit, v.a. aber für 
seine eigenen Ziele im Rahmen einer Vormachtstellung 
in der EU, erblickte.

Mit der Erweiterung der NATO kam wiederum bei 
den „Atlantic Purists“ Kritik auf, weil diese meinten, die 
neuen NATO-Mitglieder seien weder ideologisch „at-
lantisch“, noch würden sie geographisch an den Atlantik 
angrenzen. Die NATO verstand sich ja als Wertege-
meinschaft, und die „atlantischen Werte“ waren Freiheit, 
Demokratie, Streben nach Glück, Wohlstand für alle, 
Fortschritt, Rechtsstaatlichkeit, Gleichheit, Religionsfrei-
heit, Marktwirtschaft und Freihandel, Pressefreiheit, Pri-
vateigentum und Freizügigkeit; wer hier keine Tradition 
vorweisen könne, sei unfähig, der NATO beizutreten, was 
zuerst Griechenland und die Türkei erfuhren. Gänzlich 
anders der amerikanische Verteidigungsminister William 
Perry: Er meinte 1994 gegenüber Volker Rühe, und in 
völliger Unkenntnis europäischer Geschichte und Erfah-
rungen, man müsse sich überlegen, ob man nicht auch 
Russland in die NATO aufnehme. Dies führte zu einer 
scharfen Ablehnung seitens Rühes; ähnliche negative 
Stimmen kamen aus Polen und Ungarn.49)

Die NATO-Erweiterung wie auch die Partnership for 
Peace sind für die USA das Vorschieben geopolitischer 
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(politische Zurückdrängung Russlands und dessen 
Expansionismus nach Westen) und geostrategischer Po-
sitionen (Zurückdrängung und Reduzierung militärstra-
tegischer russischer Optionen) auf die Rimlands50) und 
für Europa die Verbesserung der sicherheitspolitischen 
Position, was für die militärisch eher schwache EU 
wichtig ist. Die NATO wurde nach 1991 auch ein Ins-
trument, um die westliche Grenze auf dem eurasischen 
Kontinent nach Osten zu verschieben.51)

Die Haltung Frankreichs unter Chirac betraf aber 
nicht nur die Einheit der westlichen Verteidigung, 
sondern beeinträchtigte die gesamten Beziehungen 
zwischen Europa und den USA. Bedenklich war, dass 
sich Frankreich und die Bundesrepublik Deutschland 
im Vorfeld des Irakkrieges mit Russland gemein-
sam gegen die USA stellten, damit Russland in ein 
NATO-internes bzw. „inneratlantisches“ Problem als 
mitentscheidende Partei einbezogen und eine „anti-
amerikanische Front“ gebildet wurde, obwohl die USA 
der wichtigste Sicherheitspartner Europas sind. Nun, 
mit dem Vollbeitritt Frankreichs zur NATO 2008, ist 
dieses Thema vom Tisch. Parallel zum schwächeren 
Zusammenhalt der beiden Lager in der NATO - einmal 
betont US-orientierte Staaten und Atlantikanrainer und 
einmal eher EU-orientierte Staaten - entwickelte sich 
in den letzten Jahren aber auch die Idee der Anglo
sphere weiter.

Isolationismus und Geopolitik  
schließen einander aus
Ein Rückzug der USA auf Nordame-

rika würde auch geopolitische Überle-
gungen beenden. Geopolitik bedarf eines 
strategischen Raumes, in dem andere 
Mächte auch Wirkung entfalten wollen; 
sie bedarf des politischen und strategischen 
Wechselspiels. Damit enden aber auch 
Geostrategie und Geokultur. Es bleiben 
nur die Wirtschaft und Ökologie, eine 
den 1920er-Jahren nicht unähnliche Lage. 
Autoren, die einen Rückzug der USA 
vorschlagen, übersehen, dass die Rimlands 
erneut in das Mächtespiel Russlands, Chi-
nas, Indiens und anderer Mächte geraten, 
die hegemoniale Vorstellungen umsetzen 
wollen oder im Kampf der Kulturen oder 
um Ressourcen antagonistische Positionen 
beziehen wollen. Hinzu kommt der Auf-
stieg neuer Mächte, die das von den USA 
zurückgelassene Vakuum füllen würden 
(wie Japan und das Deutsche Reich nach 
1920 oder die Sowjetunion nach 1945). 
Erschwerend käme die nukleare Bedro-
hung hinzu, die Europa oder die derzeit 
mit dem Westen verbündeten Staaten wie 
auch Israel treffen würde. Im Unterschied 
zu den Jahren vor 1989 können die USA 
aber heute nicht auf starke europäische 
Verbündete rechnen, denn die europä-
ischen NATO-Mitglieder sind weitgehend 

defensiv ausgerichtet und daher strategisch nur begrenzt 
handlungsfähig.

Die Domino-Theorie 
Die „Domino-Theorie“ entstand 1931, als Japan in 

der Mandschurei einmarschierte und man in London 
befürchtete, die aggressive japanische Expansion, 
mit stark rassistischen Überlegenheitsansprüchen 
und Unterdrückungsmechanismen im Rahmen der 
geplanten Großen Asiatischen Wohlstandsphäre für 
ganz Ostasien, samt den Philippinen und Holländisch-
Indien, würde britische Interessen gefährden. Eine 
weitere Verwendung dieses Begriffes erfolgte im Zuge 
der Niederlagen der Kuomintang gegen die Truppen 
von Mao Zedong 1945/46. Französische Geopolitiker 
wiederum fürchteten 1954 im Zuge der Niederlagen in 
Indochina den Fall ganz Ostasiens zugunsten Chinas 
und der Sowjetunion.

In den USA kam es zu ähnlichen Aussagen bei 
Beginn des Engagements in Südostasien.52) Erneut sah 
man Burma und Thailand gefährdet, und dies war der ei-
gentliche Grund des Engagements der USA in Vietnam, 
Kambodscha und Laos. Dazu Eisenhower: „… Strategi-
cally, South Vietnam’s capture by the communists would 
bring their power several hundred miles into a hitherto 
free region … You know a row of a domino-set up: You 
knock over the first one, and all what will happen is the 
certainty that all will go over very quickly.“ 53)
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Und Kennedy 1961: „The ‚Domino Theory’? - I be-
lieve, I believe it. I think that the struggle is close enough 
… If South Vietnam went, it would give them (China) an 
improved geographical position for the guerrilla assault 
on Malaya but would also give the impression that the 
wave of the future in Southeast Asia was China and the 
Communists. So I believe it.“ 54)

Rollback
Die Antwort gegen die fallenden Dominosteine sei 

eine Rollback-Strategie. James Burnham forderte als 
Erster eine effektive antikommunistische politische 
Strategie, um weltweit den Kommunismus zurückzu-
drängen. Diese Idee wurde Rollback genannt und ging 
über das „sanfte“ Containment weit hinaus.55) In weiterer 
Folge wurde von John Lewis Gaddis (Strategies of Con-
tainment, 1982)56) und Colin S. Gray (The Geopolitics 
of Superpower, 1988)57) auch das Containment an die 
Rollback-Konzeption angepasst.

Ähnliche Ideen vertraten Air Force-Generäle, die ein 
Rollback durch Luftangriffe erzwingen wollten. Luft-
waffenminister Stuart Symington und Marineminister 
Frances Matthews sahen in Atomwaffen eine solche 
Option; General MacArthur erwog mittels A-Waffen 
und Landkrieg ein strategisches Rollback Chinas.

Unilateralismus  
und Multilateralismus

Die USA handelten unilateral, wenn es für sie 
notwendig, und multilateral, wenn es vorteilhaft 
war. In dieser Hinsicht unterscheiden sich die USA 
von keinem anderen Staat. Eine Großmacht muss 
unilateral handeln und kann ihre Politik nicht vom 
Wunsch kleiner Staaten oder deren Interessen ab-
hängig machen. Alle amerikanischen Präsidenten 
hatten daher ihre Entscheidungen immer nach dem 
National Interest ausgerichtet, auch wenn sie verbal 
Kooperationsbereitschaft signalisierten. Auch eine 
Supermacht wird aber auf die Wünsche von Partnern 
eingehen, wenn sich damit verschiedene Ziele besser 
erreichen lassen.

Verschiedene Verteidigungslinien
Die Sicherheit und Verteidigung Amerikas er-

folgt von der Gegenküste bis zum amerikanischen 
Kontinent in Form mehrerer Verteidigungslinien, 
wobei man als „vorderste“ Verteidigungslinie die 
Außenpolitik und Diplomatie betrachtet, sie kann bei 
Bedarf auch auf militärische Mittel zurückgreifen, 
zumeist in Form von vorne stationierten Truppen 
(forward deployed forces) oder mobilen Kräften, die 
man rasch verlegen kann (expeditionary forces, rapid 
deployment forces).

Werden die USA angegriffen, gibt es mehrere 
Verteidigungsparameter: Die erste und vorderste Linie 
ist der Kampf am eurasischen Kontinent mit Angriffen 
gegen das jeweilige Strategic Center of Gravity der 
Feindstaaten. Die zweite Linie ist die Verteidigung 
der Gegenküste und der ozeanischen Vorfelder. Die 
dritte Line ist der Kampf um die Ozeane. Die vierte 

Line ist die Abwehr von Invasionskräften weit vor 
den Küsten Amerikas. Die fünfte Linie ist der Kampf 
an den Küsten. Zuletzt wird der Kampf am amerika-
nischen Kontinent geführt, auch in der Arktis und in 
Lateinamerika. Hiezu gibt es mehrere organisatorische 
Optionen wie die ausgearbeiteten Pläne, Ressourcen, 
die Combatant Commands, die NATO oder andere 
Maßnahmen. (Wird fortgesetzt)
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Eberhard Birk

Napoleon Imperator
Anmerkungen zur napoleonischen (Selbst-)Ikonografie im Spiegel der Antike

„In Cäsar kehrte Alexander wieder und alle beide in Napoleon“ 1)

„Am Anfang war Napoleon.“ 2)

„Man hat das Auftreten Napoleons kaum je ohne  
einen Seitenblick auf Cäsar und Alexander behandelt.“ 3)

Bedeutende Persönlichkeiten in der Geschich-
te, insbesondere jene, die von der Mit- und 
Nachwelt mit dem Attribut der ‚historischen 

Größe’ versehen wurden,4) lassen sich, wenn überhaupt, 
in komparatistischer Perspektive nur mit jenen verglei-
chen, die entweder in revolutionären Umbrüchen oder 
in wichtigen stil- respektive traditionsbildenden Phasen 
„geschichtsmächtig“ wurden. Ihre „Geschichtsmächtig-
keit“ kann - Position und Leistung vorausgesetzt - durch 
verschiedene Formen der Rezeption genauso (de-)konstru-
iert werden, wie ihre ursprüngliche Zielsetzung geradezu 
„generalstabsmäßig“ generiert wurde.

Prolegomena
Die Geschichtswissenschaft bereitete den „histo-

rischen Individuen“ bis weit in das 20. Jahrhundert hinein 
in Legionen von Biografien - meist versehen mit dem Zu-
satz „und seine Zeit“ - einen, später durch eine Erweiterung 
der historischen Fragestellung und der Hinwendung zur 
Struktur-, Sozial- und Kulturgeschichte systemimmanent 
logisch bestrittenen, hagiografische Züge tragenden Nim-
bus der Apotheose.

Einen prominenten Platz in dem individuellen Bestre-
ben sich als einzigartige Persönlichkeiten von historischem 
Rang verstehender Akteure bei der gewünschten „rich-
tigen“ Einordnung ihrer Lebens- und Leistungsbilanz im 
zeitgenössischen politischen Diskurs und „den Geschichts-
büchern“ durch die Nachwelt nimmt dabei als zunächst 
einseitig initiierter und gelenkter kommunikativer Prozess 
die mediale Positionierung ein. Reale und mentale „Bil-
der“5) von Ereignissen und Prozessen, Herrschern und 
Feldherren, Gelehrten und Künstlern, Wirtschafts- und 
Finanzmagnaten waren seit jeher als atmosphärisch ver-
dichtete Visualisierung der (Selbst-)Darstellung - auch in 
Form von Skulpturen und Münzen,6) Park- und Schloss
anlagen7) - künstlerische Artefakte von großem (kunst-) 
historiografischen, kultur- und sozialwissenschaftlichen 
Quellen- und daher Aussagewert, die darüber hinaus aber 
auch zeitgenössisches rückwärts- und zukunftsgerichtetes 
programmatisches Politik- und Geschichtsbewusstsein 
dokumentieren und szenisch choreografieren.

Dabei bilden die realhistorischen Ereignisse im Ver-
gleich mit den durch Selbstzeugnisse und Fremdzuschrei-
bungen intendierten und (re-)konstruierten Bildern oft nur 
die Negativfolie, die ein vielfältiges Sinnstiftungsangebot 
bereithält, das über eine multidimensional interpretierbare 
Komposition für den öffentlichen Raum ein historisch-
politisches Deutungsmuster anbietet.8) Hierbei stellen 
individuelle Legitimationsbedürfnisse und deren erhoffte 
zielgerichtete Auswirkung auf die Herstellung und Sta-
bilisierung politischer Herrschaft einen unauflöslichen 
Begründungs- und Wirkungszusammenhang dar.9) Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn individueller Aufstieg 
aus dem Nichts und politischer Systembruch zusammen-
fallen. Die bewusste Herstellung von Legitimität durch die 
Konstruktion von Kontinuität in Form tiefreichender Wur-
zeln, d.h. neu geschaffener „Tradition“, wird dann zum 
politischen Desiderat. Um die angestrebte, indes empirisch 
nicht (mehr) ermittelbare Wirkung beim Adressatenkreis 
zu erreichen, ist es notwendig, historische (Vor-)Bildung, 
zeitgenössische politische und militärische Ereignisse 
sowie Zukunftserwartungen, die aus einer verklärten 
Vergangenheitsinterpretation entwickelt wurden, zur 
Deckung zu bringen. Erst dann können propagandistische 
Darstellungen der Kunst ihre durch „Bilder“ auch Mythen 
produzierende Kraft zur Entfaltung bringen.

Dabei spielte in der europäischen Geschichte die Be-
zugnahme auf das Römische Reich oft eine entscheidende 
Rolle. Entweder diente dieses in Form des negativ aufge-
ladenen Dekadenz-Topos als abzulehnende Negativfolie, 
oder - und dies war stets „geschichtsmächtiger“ - als zum 
Vorbild stilisierter Referenz-Topos für die Erneuerung 
des römischen (Welt-)Reichsgedankens, wenn es ide-
engeschichtlich um einen Werte- und Tugendenkatalog, 
politisch um Staats- und Regierungsformen, militärisch 
um das Wehrwesen mit den „das Weltreich“ erobernden 
Legionen oder individuell um die legitime „Nachfol-
ge“ Cäsars respektive Augustus’ ging. Bei kaum einer 
historischen Persönlichkeit lässt sich dieses Bestreben 
und Ineinanderfallen sämtlicher Faktoren besser doku-
mentieren als bei Napoleon Bonaparte, dem „Weltgeist 
zu Pferde“.10)
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Als historische Quellen sollen die im Folgenden zu 
analysierenden Darstellungen Napoleons und seines 
militärischen, politischen und Recht setzenden „Geni-
us“ als multidimensionale Ikone(n) weniger auf ihre 
kunsthistorische Bedeutung als vielmehr auf ihren Wert 
als Werkzeug einer historisch-politischen aufgeladenen 
Propaganda, die nebenbei auch der napoleonischen 
Selbstinterpretation entsprach, gedeutet werden. Dieses 
Unternehmen war so nachhaltig, dass das Bild, das sich 
die Nachwelt von Napoleon machte, in weiten Teilen 
darauf basierte.11) Hierbei ist im Rahmen der verschie-
dene Facetten und Spektren umfassenden „Historischen 
Bildwissenschaften“ grundsätzlich zu beachten, dass 
insbesondere durch die Komposition von Bildern die 
Möglichkeit besteht, einzelne ikonografische Motive aus 
verschiedenen Kunstepochen beliebig zusammenzufü-
gen.12) Das Aufbrechen eines verbindlichen klassischen 
Typenkanons machte sie als eine ideale Plattform für 
eine subtile vielfältige und facettenreiche visuelle Kom-
munikation nutzbar, d.h., jeder konnte und musste das 
sehen, was er sehen wollte respektive sehen sollte. Die 
Komposition des künstlerischen Werkes unterliegt dabei 
genauso den zeitkontextualen Rahmenbedingungen wie 
die soziale Codierung des Beobachters. Erstrebte und 
erzielte Wirkung benötigen für ihre „Auflösung“ daher 
auch einen „kulturellen Hintergrund“.13) Ihre Aussagekraft 
als symbolisch verdichteter „Zeit-Spiegel“ ist neben 
vielfältigen Begrenzungen auch vom „Blickwinkel“ 
abhängig: „Urheberschaft und Absicht, Auftraggeber 
und Entstehungskontext“14) müssen immer mitbedacht 
werden, wenn es gilt, die herausragende Rolle der Be-
deutung der Bilder der französischen Revolutionszeit 
zu erkennen.15)

Die in fachwissenschaftlich-interdisziplinären For-
schungsdesigns stets angemahnte Notwendigkeit einer 
diskursiven historisch-kritischen „Dekonstruktion der 
Bilder“ scheint heute, vor dem Hintergrund einer trotz 
boomendem Geschichtsjournalismus schleichenden Ge-
schichtsvergessenheit, der Notwendigkeit gewichen zu 
sein, zunächst die Zielsetzung ihrer Konstruktion erneut 
in Erinnerung zu rufen. Selbstverständlich bedurfte auch 
ein Napoleon bei seinem autoritären Herrschaftsstil und 
charismatischen Selbstverständnis im Negativen - im In-
neren war er Diktator, nach „außen ist Napoleon Terrorist 
aus der Schule von 1793/94“ 16) - wie im Positiven den von 
seiner Propaganda aufgespannten Schirm der Camouflage 
und Glorifizierung. Deren grundsätzliche Zielsetzung er-
kannte sein Zeitgenosse Gerhard von Scharnhorst: „Der 
Geschichtsschreiber kann sich die Augenblicke wählen, 
in welchen er seinen Helden erscheinen lassen will; wir 
sehen ihn daher nur immer im Paradekleid, und da, wo er 
gesehen sein will“, er trägt „sein Gemälde mit starken Far-
ben auf, sodass es unmöglich wird, die wahren Umstände, 
Ursachen und Folgen zu entdecken.“ 17)

Es ist unabdingbar, vor dem Hintergrund der internatio-
nalen machtpolitischen Rahmenbedingungen - aufgrund der 
Komplexität von Ursachen, Verlauf und Folgen hier nur ide-
altypisch auf die verfolgte thematische Zielstellung verkürzt 
- die politischen und gesellschaftlichen Errungenschaften 
der Französischen Revolution und deren Auswirkungen 

auf das Militärwesen der Zeit genauso zu skizzieren wie die 
Rezeption der römischen Geschichte im Verlauf der republi-
kanischen und imperial-napoleonischen Phase französischer 
und europäischer Geschichte,18) bevor der „ins Bild“ gesetzte 
Aufstieg Napoleons19) und seine nach steter propagandisti-
scher Visualisierung verlangende charismatische Herrschaft 
im Fokus steht. Diese gilt es für drei zentrale Terrains der 
Bedeutung Napoleons als Militär, Politiker und Rechtset-
zer aufzuzeigen - mit ihrem historischen Hintergrund als 
„Zeichenvorrat“ sowie ihrer instrumentellen Zielsetzung. 
Seine verfolgte Bild-Programmatik lässt sich dabei als sein 
individuelles Pendant respektive einen personenzentrierten 
Gegenentwurf zu der zum Kollektivsymbol geronnenen 
„Erstürmung“ der Bastille am 14. Juli 1789 begreifen, die 
als „ein Musterbeispiel für die Selbstmystifizierung der 
Französischen Revolution“ 20) interpretierbar ist.

I. Politische, gesellschaftliche  
und militärische Neuerungen  

im Zuge der Revolution
Die Französische Revolution leitete am Ende des 18. 

Jahrhunderts für das „lange“ 19. Jahrhundert bis zur Ur- 
respektive Kulminationskatastrophe des Ersten Weltkrieges 
vielfältige Umwälzungen von bis dahin ungeahnten Di-
mensionen ein. Ihre politischen und gesellschaftlichen Pos-
tulate - „liberté, égalité und fraternité“ (Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit) als dominantes Leitmotiv, Menschen- und 
Bürgerrechte, Volkssouveränität und Verfassungsdenken 
sowie, als Kontrapunkt zur Ständepyramide des Ancien 
Régime, die fortschrittliche „linke“ Idee einer durch die Ge-
burt gleicher, vom Untertanen zum Bürger transformierten 
Angehörigen einer zur Nation geschaffenen Gemeinschaft 
- haben bis heute kaum etwas von ihrer Gültigkeit verlo-
ren.21) In ihrem Schlepptau befanden sich jedoch auch die 
von den zeitgenössischen konservativen Kritikern be- und 
gefürchteten historischen Katalysatoren Demagogie und 
Terrorherrschaft. Seit der Französischen Revolution be-
wegten sich Legitimationsmuster und Ausübung politischer 
Herrschafts- und Regierungsformen in einem mit Derivaten 
versehenen Spektrum zwischen (un-)beschränkter Mon-
archie, linkem und rechtem Totalitarismus sowie direkter 
und repräsentativer Demokratie.22)

Bereits vor Napoleon I., dem General, Bändiger und 
selbst ernannten „Vollstrecker der Revolution“ - 1804 
krönte er sich zum Kaiser der Franzosen -, wurden im 
Zuge der kriegerischen Expansion die Ideale der Revolu-
tion wie auch deren Machtanspruch auf den europäischen 
Kontinent ausgedehnt. Die politische Landkarte Europas 
sah nach den vielen militärischen Erfolgen der franzö-
sischen Revolutionsarmeen durch die Etablierung von 
französischen Satellitenstaaten viele territorial-politische 
Flurveränderungen, von denen der Untergang des - im 
politischen und militärstrategischen Kern (mit Ausnahme 
Österreichs und Preußens) durch den unter französischem 
Protektorat stehenden Rheinbund ersetzten - Heiligen Rö-
mischen Reiches Deutscher Nation am 6. August 1806 den 
offensichtlichen Systembruch mit „Alteuropa“ darstellte. 
Österreich und Russland - insbesondere in der „Drei-Kai-
ser-Schlacht“ bei Austerlitz im Dezember 180523) - sowie 
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Preußen in der so genannten Doppelschlacht bei Jena und 
Auerstedt am 14. Oktober 180624) erfuhren schmerzhaft die 
Überlegenheit des französischen Schlachtenkaisers.

Der Sieg bei Austerlitz machte Napoleon - zusammen 
mit seinem für ihn zunächst unerwarteten Triumph im 
folgenden Jahr über die Generale der preußischen Armee, 
die beim von ihm verehrten Friedrich dem Großen ihr 
Waffenhandwerk erlernten - zum politischen Hegemon 
und Besatzer West- und Zentraleuropas. Nur Großbritan-
nien mit seiner für die anti-napoleonische Allianz unver-
zichtbaren Finanz- und Seemacht sowie das zaristische 
Russland entzogen sich dem französischen Diktat. Seinen 
politischen und militärischen Triumphen stellte er mit 
seinem Code civil ein bleibendes zivilisatorisches Werk 
der Jurisdiktion zur Seite, von dem er selbst sagte, es sei 
bedeutender und bleibender als seine nach Dutzenden 
zählenden siegreichen Schlachten.

Seinen überwältigenden Erfolg verdankte Napoleon 
der tiefgehenden Umwälzung des Kriegswesens,25) das 
mit der Revolution zwangsläufig einherging: Aufstellung 
von Massenheeren, patriotisches und missionarisches 
Sendungsbewusstsein seiner Truppen, Neuorganisation 
der Führungsebenen, Korps- und Divisionssystem, Ein-
führung der stoßkräftigen Kolonnentaktik und flexiblen 
Tirailleur-Gefechtsführung, Aufwertung der Artillerie 
und, bedingt durch die Vielzahl neuer Dienstposten und 
hoher Kriegsverluste bei seinen Offizieren, die Perspek-
tive zum individuellen, Standesschranken übergreifenden 
Aufstieg - seit der Revolution hatte jeder „den Marschall-
stab im Tornister“. Die Möglichkeit der Gefechtsführung 
mit verbundenen Waffen und selbstständigen Großver-
bänden sowie der Menge der durch Wehrpflicht bzw. 
erzwungenen Bündniskonstellationen zur Verfügung 
stehenden Soldaten schuf ein im absolutistischen Kriegs-
wesen nicht denkbares Bestreben, durch deren beinahe 
beliebige Verfügbarkeit und die nationale Aufladung der 
Kriegführung den Schritt zur Entscheidungs- respektive 
Vernichtungsschlacht zu wagen bzw. durchzuführen.26)

Erst sein Russlandfeldzug von 1812, mit dem er der 
nach der verlorenen Seeschlacht bei Trafalgar 1805 für ihn 
unerreichbaren Seemacht der britischen Inselmonarchie 
den so genannten „Festlanddegen“ Russland entwinden 
wollte, brachte die mehr erhoffte als erwartbare Wende, 
die über die Zwischenstation „Völkerschlacht bei Leipzig“ 
Mitte Oktober 1813 und Waterloo am 18. Juni 1815 zur 
Niederringung des napoleonischen Suprematieanspruchs 
führte.27) Dennoch: Der französische Kaiser und Feldherr 
war für mehr als ein Jahrzehnt - als machtpolitisches, 
kontinentales Gravitationszentrum - trotz beginnender 
und wahrnehmbarer Agonie seit 1808 bis zu seinem ge-
scheiterten Feldzug nach Moskau 1812 second to none 
in Europa, bevor Russland zusammen mit dem Habsbur-
gerreich neben dem unverzichtbaren Großbritannien als 
seine Überwinder bis zur europäischen Erhebungszeit von 
1848/49 als Schiedsrichter Europas fungierten.28)

II. Französische Geschichte  
als neue römische Geschichte

Wenngleich Revolutionen durch ihre eruptive Dy-
namik den Weg in eine neue Zukunft verheißen und 

ebnen, so suchen sie meist gleichzeitig durch vielfältige 
und auch eklektizistische Aneignungen aus dem „Stein-
bruch“ der Vergangenheit respektive Analogiebildungen 
und Wiederaufnahme vermeintlich unterbrochener Kon-
tinuitätslinien Legitimität aus alten Wurzeln zu ziehen. 
Dies galt für mittelalterliche Rechtsvorstellungen,29) die 
Reformation Luthers - er wollte eine renovatio der alten 
Kirche - sowie die geistige Grundhaltung der Frühen 
Neuzeit generell.30) Zwar gab es bereits seit dem Hu-
manismus der Renaissance wiederkehrende Rezeptions-
phasen des griechisch-römischen Altertums, und auch 
die Gelehrten des 18. Jahrhunderts verwiesen auf den 
Vorbildcharakter antiker politischer Errungenschaften 
und Einrichtungen sowie nachzueifernder Helden aus 
der alten Geschichte; eine auch militärische (römische) 
Antikenrezeption von Justus Lipsius ermöglichte um 
1600 erst die oranische Heeresreform, die sich als 
Transmissionsriemen für das moderne frühneuzeitliche 
Kriegswesen erwies.31)

Aber erst mit der Französischen Revolution und ihrem 
Demokratiepotenzial ergab sich auch die Möglichkeit - nach 
der Beseitigung des Ancien Régime -, es den bewunderten 
Alten auf einer sehr viel breiteren Massenbasis nachzutun. 
Die französische Geschichte nach 1789 wurde, kompri-
miert auf etwas mehr als zwei Jahrzehnte, zur Neuauflage 
der römischen Geschichte: Abschaffung der Monarchie, 
Ausrufung der Republik, Bürgerkriegsszenarien, expansive 
Machtpolitik, Diktatur, konsularische Alleinherrschaft, 
Heereskaisertum und Implosion des Empire.32)

Der legendenumrankte Eintritt der späteren Tiber-
metropole Rom in die Weltgeschichte begann mit der 
Vertreibung des letzten etruskischen Stadtkönigs; das 
revolutionäre Frankreich zog mit der durch den am 21. 
September 1792 zusammengetretenen Nationalkonvent 
- es war seine erste Maßnahme - legalisierten Abschaffung 
der Monarchie nach. So wie die Revolution mit ihren neu-
en politischen und gesellschaftlichen Postulaten für Fran-
kreich - versehen mit den Begrifflichkeiten der römischen 
Republik33) - ein neues politisches System und eine gänz-
lich neue res publica schuf, so wollte der Nationalkonvent 
diese neuen Freiheiten auch den anderen Völkern zum 
Vorbild anbieten. So defensiv, wenngleich pathetisch-
martialisch, der von Claude Joseph Rouget de Lisle im 
April 1792 verfasste Text der „Marseillaise“ verkündete, 
man zöge in die Schlacht, um sich „cette horde d’esclaves, 
de traîtres, de rois conjurés“ (der Horde von Sklaven, von 
Verrätern, von verschwörerischen Königen) zu erwehren, 
so offensiv-agitativ proklamierte der Konvent im Dezem-
ber 1792 „im Namen der französischen Nation, dass er 
allen Völkern, die ihre Freiheit wiedererlangen wollen, 
Brüderlichkeit und Hilfe gewähren wird“.34)

Die scheinbar altruistische Zielsetzung konnte sich 
indes nicht ihrer realpolitisch-katalysatorisch wirkenden 
inneren Logik und Dynamik erwehren. Denn der damit 
verbundene missionarische Grundgedanke überschritt 
schnell - nicht zuletzt durch die Verkündung der zur 
erhöhten Mobilisierung sämtlich verfügbarer Potenziale 
erforderlichen levée en masse Ende August 1793, die in-
nerhalb kurzer zeitlicher Frist Frankreich ein von jungen 
Generalen geführtes Heer brachte, das mit fast einer Million 
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Soldaten mehr als alle anderen Armeen Europas zusammen 
umfasste - die Grenze vom Befreiungsmotiv zur Eroberung 
der vom Nationalkonvent axiomatisch festgelegten „natür-
lichen Grenzen“ einer dynamisch aufsteigenden jungen 
nationalen Macht, die sie an den Pyrenäen, den Alpen 
und am Rhein zu gewinnen erhoffte. Auch Rom eroberte 
sich sukzessive die italische Halbinsel,35) schuf sich seine 
zunächst natürliche Grenze an den Alpen und durch direkte 
und indirekte Einflusssphären sein Imperium jenseits dieser 
Grenze an Rhein, Donau und Euphrat sowie um das zum 
mare nostrum erklärten Mittelmeer herum.

Die kurze Phase der Republik mündete nach inne-
ren Unruhen in der Revolutionsdiktatur 1793/94, in der 
Maximilien de Robespierre in der Verkleidung seines 
„Wohlfahrtsausschusses“ durch - den Massenmorden legi-
timierende Proskriptionslisten Sullas gleichende - Revoluti-
onstribunale seine politischen Widersacher liquidieren ließ. 
Bereits vor seiner „Machtübernahme“ erkannte er geradezu 
visionär für die folgende französische Geschichte den 
Zusammenhang zwischen inneren Unruhen, außen- und 
militärpolitischen Ambitionen sowie einem Wechsel des 
politischen Systems, wie ihn Rom, wenngleich in längeren 
Zeitabschnitten, wie aus dem Lehrbuch als unvergängliches 
politisches Grundmotiv exemplarisch aufzeigte: „In Zeiten 
der Unruhen und des Parteienhaders werden die Heerfüh-
rer zu Richtern über das Schicksal ihres Landes und lassen 
die Waage zugunsten derer sich neigen, deren Partei sie 
ergriffen haben. Wenn es Cäsaren oder Cromwells sind, 
bemächtigen sie sich selbst der Herrschaft.“36) Deshalb ließ 
er auch im Dezember 1793 als Vorsitzender seines Wohl-
fahrtausschusses, den er selbst als den neuen Senat sah, 
den kommandierenden Generalen der Revolutionsarmeen 
eine in römisches Dekor gekleidete unmissverständliche 
Warnung zukommen: „Denken Sie daran, dass die Helden 
der antiken Republiken, die Scipionen, Paulus Aemilius und 
andere ihre Befehle vom Senat empfingen und dass Rom 
die seiner Kinder zum Tode verurteilte, die - auch wenn sie 
siegreich waren - nicht Roms Befehle abgewartet hatten, 
um über seine Feinde zu triumphieren.“ 37)

Nach der Hinrichtung Robespierres erfolgte im August 
1795 die bereits dritte Verfassung in Form der Direktori-
alverfassung. Ihre beiden Legislativ-Kammern - Rat der 
Fünfhundert und Rat der Alten - standen in der Tradition 
der römischen Volksversammlung und des Senates, wobei 
letzterer wie der römische Senat durch sein Recht der 
Zurückweisung beschlossener Gesetze die tatsächlich 
machtausübende Instanz darstellte und darüber hinaus auch 
die fünfköpfige Exekutive des Direktoriums ernannte.

Die Erfolge des Militärs im Ersten Koalitionskrieg 
(1793-1797) überstrahlten für einige Zeit die wirtschaft-
liche Not der Bevölkerung: Die Rheingrenze wurde 
erreicht, Tochterrepubliken in Italien entstanden, nicht 
zuletzt durch die Erfolge Napoleons. Die Gefahr eines 
Staatstreiches einerseits, die im Mai 1796 durch die 
frühsozialistische Untergrundorganisation der „Gleichen“ 
unter der Führung Babeufs - geradezu in der römischen 
Tradition stehend, gab er sich 1793 den Revolutionsna-
men Gracchus und seiner Zeitung den Namen „Tribun du 
Peuple“ (Volkstribun)38) - entstand und durch das Militär 
vereitelt wurde, und der befürchtete Einflussverlust des 

Direktoriums im Rat der Fünfhundert im Sommer 1799 
andererseits bereiteten die Bühne für Napoleon. Er hatte 
sich bereits im September 1793 während der Belagerung 
von Toulon ausgezeichnet, was ihm die Beförderung zum 
Brigadegeneral durch Robespierre einbrachte, und durch 
die rücksichtslose Niederschlagung des royalistischen 
Aufstandes am 5. Oktober 1795 sowie seinen Erfolg 
als Oberkommandierender in Italien 1796/97 zu einer 
wesentlichen Stütze des Direktoriums entwickelt. Sein 
Staatsstreich des 18. Brumaire (9./10. November 1799) 
ließ das Diktum Robespierres wahr werden. Die Analo-
gie zu Cäsars Marsch über „den Rubikon“ war evident, 
wenngleich Napoleon seine Herrschaft zunächst in ein 
den römischen Triumviraten nachgebildetes Kollegium 
von drei Konsuln fasste. Hier musste Napoleon dem repu-
blikanischen Zeitgeist entgegenkommen, weshalb er eine 
konsularisch verkleidete Ästhetisierung seiner Herrschaft 
dem oligarchischen Charakter der Triumvirate vorzog. 
Tatsächlich machte er durch seine Ernennung zum Ersten 
Konsul seine dominante Machtposition eindeutig - der 
Weg zum Cäsar und Augustus war beschritten.

Dem Verlangen der Bevölkerung nach Ruhe und 
Ordnung nach den langen Jahren der Revolutionswirren 
kam Napoleon in seinem Sinne entgegen. Am 15. De-
zember 1799 erklärten die drei Konsuln: „Franzosen, 
es wird euch eine neue Verfassung vorgelegt. Sie setzt 
den Ungewissheiten, die die Provisorische Regierung 
in den auswärtigen Beziehungen, in der inneren und in 
der militärischen Lage der Republik aufkommen ließ, ein 
Ende (...) Die Gewalten, die sie einsetzt, werden stark und 
dauerhaft sein, wie sie es sein müssen, wenn sie die Rechte 
der Bürger und die Interessen des Staates schützen sollen. 
Bürger, die Revolution ist den Grundsätzen, von denen sie 
ihren Ausgang nahm, fest verbunden; sie ist beendet.“ 39) 
Mit dieser zeitlosen Proklamation zur Beendigung der 
Revolution wurde Napoleon, der sich 1802, plebiszitär ab-
gestützt und in cäsarischer Tradition, zum (Ersten) Konsul 
auf Lebenszeit ernennen sowie, ebenfalls durch Plebiszit, 
zur Umwandlung des Konsulats zum (augusteischen) 
Kaiserreich 1804 ermächtigen ließ, zum Totengräber 
respektive Bändiger derselben.

Wenngleich Napoleon wie Cäsar40) und Augustus41) 
auf militärische Meriten verweisen konnte, so sah er doch 
auch die Notwendigkeit, seinen Aufstieg in höchste Kreise 
zu „adeln“. Deren natürliches aristokratisches Auftreten 
wollte er sich von ihnen „leihen“. Dynastische Legitimität 
und einen standesgerechten männlichen Erben erhoffte er 
sich von der Vermählung mit der 18-jährigen Erzherzogin 
Marie Louise von Österreich; die innenpolitische Legi-
timität erlangte er durch ein Zustimmungsplebiszit zur 
Kaiserkrönung, die, in Anwesenheit des Papstes Pius VII. 
- als Bischof von Rom stand er in der Tradition des altrö-
mischen Pontifex Maximus, ein Amt, das auch von Cäsar 
bekleidet wurde -, auch eine internationale Rangerhöhung 
bedeutete. Gleichzeitig symbolisierte sie auch den unum-
kehrbaren Abschluss der nur noch formal republikanischen 
Staatsform und die cäsarisch-augusteische Hinwendung 
zu einer angestrebten Erbmonarchie.

Trotz aller Legitimitätsbemühungen blieb die Auf-
rechterhaltung der politischen und militärischen Dynamik 
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die Grundlage seines weiteren Handelns. Sein machtpo-
litisches Ausgreifen in den Westen (Spanien) und Osten 
(Österreich, Preußen, Russland) glich - alles stets indirekt 
gegen das seit Trafalgar 1805 unerreichbare Großbri-
tannien gerichtet - einem Ressourcen verschlingenden 
Marathon, in dem Napoleon das kurzfristige machtpo-
litisch begründete Prestige mit dem dauerhaften Verlust 
der inneren Freiheit Frankreichs erkaufte - ganz so wie 
die ungeheure Ausdehnung des Römischen Reiches den 
Boden für den Übergang von der Republik zum kaiser-
lichen Imperium bereitete. Seine dynamische Unrast und 
Ungeduld, in einem Leben alles zu erreichen, wofür Rom 
Jahrhunderte benötigte, führte schließlich in einen nicht zu 
gewinnenden Konflikt mit „der ganzen Welt“, an dessen 
Ende der individuelle Untergang stehen musste.

Sein Krieg gegen seinen großen Dauer-Widersacher 
Großbritannien glich einem neuen „Punischen Krieg“, den 
Frankreich - wie einst Rom -, nachdem es Herr über die 
umliegenden kontinentalen Gemeinwesen geworden war, 
nun in einer letzten großen Auseinandersetzung um die 
Suprematie gegen eine „Händlernation“ - bereits „(d)er 
Konvent sprach von Karthago, wenn er England meinte, 
und die Jakobiner nannten sich Römer“ 42) - jenseits des 
Meeres zu führen hatte, obwohl Napoleon hierin mehr 
einem Hannibal als einem Scipio Africanus vergleichbar 
war.43) Aus britischer Sicht hatte sich der Krieg „von einem 
Kampf gegen die Weltrevolution in einen Kampf gegen 
einen Welt-Cäsarismus gewandelt“.44)

Darüber hinaus erinnern die von Napoleon erzwun-
genen Bündniskonstellationen - insbesondere der 1806 
geschaffene Rheinbund als militärstrategisches Glacis 
und Soldatenreservoir - genauso an das Gefolgschaft 
einfordernde, indes stabilere römische Bundesgenossen-
system45) wie der Zug nach Moskau im Jahre 1812 dem 
römischen Vordringen in den Osten unter Trajan im Jahre 
117 vergleichbar ist, das dem Römischen Reich mit dem 
Erreichen von Basra am Persischen Golf seine größte 
territoriale Ausweitung brachte - wenn auch, wie bei Napo-
leon, nur für kurze Zeit als temporäre Außenbastion eines 
imperial overstretch.46) Als Kaiser eines überforderten 
„römischen“ Frankreich führte er sein Empire innerhalb 
eines Jahrzehnts in den Untergang.

III. Napoleon als Ikone
Napoleon war „nach innen Sauveur der neuen fran-

zösischen Gesellschaft und Welteroberer nach außen“ 
sowie gleichzeitig als charismatischer Herrscher „der 
lehrreichste Typus des Cäsarismus“.47) Darüber hinaus gilt 
er auch in der Regel als der personifizierte Katalysator der 
Moderne.48) Das Diktum von Thomas Nipperdey für die 
deutsche Geschichte - „Am Anfang war Napoleon“ - gilt 
auch für die Propaganda, die seit Napoleon in qualitativer 
und quantitativer Hinsicht ihren neuzeitlichen Siegeslauf 
begann, indem sie seine militärischen, politischen und 
Recht setzenden Erfolge geradezu ikonografisch über-
höhte. Ihm ging es vor dem Hintergrund einer polischen 
und militärischen Revolution in einer Epoche funda-
mentaler Umbruchsszenarien darum, in seiner Person 
neue gesellschaftliche Prinzipien in Verbindung mit der 
Konstruktion traditionaler Herrschaftsstrukturen ideolo-

gisch zu begründen.49) Dabei kam es ihm zugute, dass 
er „einen sechsten Sinn für alle Kriegssachen und einen 
siebenten für alles, was der Machtbereitung diente“,50) 
hatte. Die bereits seit 1791 latent den politischen Diskurs 
im revolutionären Frankreich prägende Forderung nach 
einer Überführung der politischen Zustände in eine Phase 
neuer Stabilität - verstärkt nach der Diktatur des Wohl-
fahrtsausschusses - führte nach der Delegitimierung der 
monarchischen Souveränität zu dem Dilemma, wie sich 
die neue, durch die Revolution erreichte Souveränität des 
Kollektivsubjekts „Nation“ - die „volonté général“ im 
Sinne von Rousseau51) - in einer Person symbolisch ver-
dichten ließ. Ein abgewandeltes Muster des römischen Cä-
sarentums bot sich für Napoleon als jugendlichen Helden, 
genialisch-erfolgreichen Militär und politischen Führer 
geradezu an, konnte er doch auch vor dem Hintergrund 
der Rom-Affinität der Intellektuellen einerseits und einer 
nach Jahrhunderten zählenden fürstlich-absolutistischen 
Tradition andererseits trotz der immanenten Gefahr der 
Beseitigung verfassungsrechtlicher Errungenschaften der 
Revolution in Form einer autoritären Alleinherrschaft auf 
den Zuspruch der Bevölkerung hoffen.52)

Für alle legitimatorischen Aspekte - und zum Teil 
noch, seiner individuellen Selbstinterpretation und -stili-
sierung wegen, darüber hinaus - benötigte Napoleon neben 
Ideen, Zielen und Handlungen auch ein entsprechendes, 
seine usurpierte Herrschaft unterstützendes, gezielt die 
öffentliche Meinung und politische Kultur beeinflussendes 
propagandistisch-politisches Bildprogramm. Je mehr die 
realen „Bilder“ von der Bevölkerung akzeptierte mentale 
„Bilder“ erzeugten, die zudem Napoleons Selbstwahrneh-
mung spiegelten, desto wünschenswerter waren sie als 
Projektionsflächen. Napoleon war hierbei als Akteur Ge-
triebener und Gestalter zugleich. Einerseits musste er als 
charismatischer Herrscher in einem dynamischen Umfeld 
und vor dem Hintergrund eines drohenden potenziellen 
Verlusts seiner Ausstrahlung und seines Mythos als Retter 
und Garant der politischen Stabilität stets neue Erfolge 
vorweisen, und er wollte bei seinem ständigen Bemühen 
um Selbstdarstellung und Präsentation seiner Erfolge und 
Leistungen andererseits, dass sie das zeigen, was er zeigen 
wollte, und damit nichts dem Zufall überlassen - daher 
auch die Vorgaben für die Inhalte der Bilder und die Gän-
geleien respektive die Überwachung des künstlerischen 
Schaffens durch staatliche und militärische Würdenträger 
sowie die Bereitschaft, für einzelne Werke, aber auch für 
Massenproduktionen große Summen zu investieren.53)

Überzeugt vom Propagandawert der Kunst ließ 
Napoleon seine Taten und seine Herrschaft als Feldherr, 
Konsul und Kaiser in einem an die überzeitlich-klassische 
römische Antike angelehnten Stil in Monumenten und 
Bildern verherrlichen. Nur eine „große Lösung“ schien 
den Ausweg aus seinem komplexen Dilemma-Konflikt 
respektive Spannungsverhältnis von Dynamik contra 
Statik der Legitimität zu weisen: „Was lag näher, als 
die usurpierte Macht des neuen Cäsar und das von ihm 
erschaffene Grand Empire mit römischen Vorzeichen zu 
versehen und beiden damit eine Legitimität von großar-
tiger historischer Dimension zu verleihen?“ 54) Hierbei 
arbeitete Napoleon auch selbst bereits seit Beginn seines 
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ersten Italien-Feldzuges von 1796/97 an einem an antiken 
Vorbildern orientierten römischen Feldherren- und Impe-
ratorenmythos mit.55)

Für seine Konstruktion des jugendlichen vorwärts stür-
menden Helden nutzte Napoleon sämtliche verfügbaren 
Medien. Er gab zwei eigene Militärzeitschriften heraus 
- zur Motivation seiner Truppen und zur Beeinflussung 
der „öffentlichen Meinung“ -, ließ sich auf Medaillen als 
Friedensstifter feiern, raubte Kunstwerke und schickte 
sie nach Paris,56) womit er sich, verstärkt durch die Teil-
nahme von Wissenschaftlern und Schriftstellern in der 
Manier Alexanders des Großen in die Lage versetzte, 
nicht nur den individuellen und machtpolitischen Zweck 
des Feldzuges neu zu interpretieren, sondern auch seine 
Metamorphose vom „hômme de guerre“ zum „hômme 
de culture“ öffentlichkeitswirksam zu inszenieren. Die 
Maler, die die bleibende Wirkung erzielten, waren Jac-
ques-Louis David, einer der Begründer der an römischen 
Vorbildern orientierten klassizistischen Malerei, und sein 
Schüler François-Simon-Pascal Gérard. Insbesondere 
beim Revolutionsmaler David (1748-1825), der bereits 
in seiner Revolutionsikone „Der Tod des Marat“ (1793) 
den ermordeten Jean-Paul Marat zum politischen Märtyrer 
stilisierte, ist festzustellen, dass er von seinem „Schwur der 
Horatier“, in dem er wenige Jahre vor der Revolution das 
Hohelied auf das patriotische Märtyrertum dreier Brüder 
für ein unter dem Gesetz der Republik als revolutionären 
Topos vorwegnahm, der dann im idealisiert republikanisch 
aufgeladenen berühmten Gemälde zum Ballhausschwur 
vom 20. Juni 1789 seine französische Einlösung erfuhr,57) 
den militärischen und politischen Weg Napoleons vom 
Oberkommandierenden der Italienarmee über das Kon-
sulat zur Monarchie als dessen Hofmaler ikonografisch 
mitzeichnete.58) Ausgehend von den folgenden einzelnen 
Bildern lässt sich im Rahmen von Rückblenden und Aus-
blicken idealtypisch das Selbst- und Herrschafts- wie auch 
Politik-, Religions- und Geschichtsverständnis Napoleons 
charakterisieren.

IV. Napoleon als militärische Ikone: 
Erbe von Alexander, Hannibal  

und Cäsar

Die Französische Revolution veränderte mit den 
ihr folgenden Kriegen die bellizistische Disposition des 
absolutistischen Kriegswesens und schuf eine neuartige 
Dimension des Krieges, der die Trennung  von Außen- und 
Innenpolitik aufhob. Die bis dahin unbekannte Vernetzung 
von außenpolitischer Zielsetzung, militärischer Aktion 
und der Sphäre der Innenpolitik wurde - vor dem Hinter-
grund der durch die Revolution entstehenden politischen, 
gesellschaftlichen und sozialen Spannungen - bereits von 
Brissot in einer Rede vor der gesetzgebenden National-
versammlung59) pointiert auf den Punkt gebracht: „Im 
jetzigen Zeitpunkt ist der Krieg eine nationale Wohltat, 
und das einzige Unglück, das wir zu fürchten haben, ist, 
dass es keinen Krieg geben wird (...) Das ausschließliche 
Interesse der Nation rät zum Krieg.“ 60) Diese wechselsei-
tige Verflechtung war die zeithistorische Grundlage für den 
Aufstieg junger Offiziere der Revolutionsarmee, die zum 

Teil einen Kult- respektive Idol-Status erlangten - mit Na-
poleon als ihrem prominentesten Vertreter an der Spitze, der 
um die politische und massenpsychologische Bedeutung 
erzeugter „Bilder“ wusste. Dabei steht vollkommen außer 
Frage, dass Napoleon als Meister der militärischen Land-
kriegführung ein Souverän der europäischen „Kriegskunst“ 
war, dem auch in der militärhistorischen Forschung eine 
„angeborene Feldherrngenialität“61) attestiert wurde. Sogar 
für den in dieser Hinsicht vollkommen „unverdächtigen“ 
Schweizer Kulturhistoriker Jacob Burckhardt war Napo-
leon „vielleicht der erste Feldherr aller Zeiten“.62)

Selbst strategische Fehl- respektive Rückschläge wie 
sein ägyptisches Abenteuer im Jahre 1798 wurden durch 
publizistische Erfolge in Glanztaten umgedeutet. So wurde 
- wenn auch tatsächlich mehrere Kilometer entfernt - „un-
ter den Augen“ der nach der mutmaßlichen Diktion Na-
poleons vierzig Jahrhunderte alten Pyramiden von Gizeh, 
den Ikonen der ägyptischen vor-antiken Zivilisation, mit 
der „Schlacht bei den Pyramiden“ der arabisch-islamische 
Kulturraum für die Moderne geöffnet63) - so wie Alexander 
dem orientalischen Raum den „Hellenismus“ brachte. Die 
perspektivische Analogie zu Alexander, der in Ägypten 
respektive der Oase Siwah den Ort seiner (göttlichen) 
Selbstbestätigung suchte,64) blieb im Grundsatz mehr als 
Option - beide suchten in Indien die Grenze ihrer (Welt-) 
Herrschaft zu erreichen. Es bleibt natürlich eine Mut-
maßung, ob Napoleon tatsächlich, wie er auf St. Helena 
in der Verbannung sinnierte, die mehr die Nachwelt als 
seine Soldaten beeindruckende Möglichkeit erwog, mit-
samt seinem Heer zum Islam überzutreten; er hätte dann 
„als neuer Alexander ein Weltreich im Osten begründen 
können.“65)

Das Gemälde „Napoleon Bonaparte überschreitet den 
Großen St. Bernhard“ ist ein atmosphärisch verdichtender 
Rückblick auf seinen ersten großen militärischen Erfolg im 
Ersten Italienkrieg, seinen Alpenübergang von Mitte Mai 
1800 und den Schlachtenerfolg von Marengo am 14. Juni 
1800.66) Gleichzeitig ist das Werk aber auch durch seine 
aktionsgeprägte Dynamik ein über den (Zwischen-)Frie-
densschluss von Campo Formio 1797 hinausweisendes 
propagandistisches Postulat für die kommende Entwick-
lung. Der Dichter Stendhal, der unter seinem bürgerlichen 
Namen Henri Beyle an zahlreichen Kriegszügen teilnahm, 
schrieb später in seiner „Kartause von Parma“: „Die Welt 
sollte erfahren, dass nach so vielen Jahrhunderten Cäsar 
und Alexander einen Nachfolger hatten.“ 67) Militärischer 
Erfolg, enorme Popularität und politischer Ehrgeiz ver-
dichten sich in dieser Darstellung für Napoleon in einem 
uralten militärischen Topos von grenzenlosem Ruhm und 
Ehre, was er auch auf seine Soldaten projizierte, über die 
er am 1. Juli 1797 dem französischen Gesandten in der 
Toskana sagte: „Was sie brauchen, ist Ruhm, die Befrie-
digung ihrer Eitelkeit.“ 68)

Napoleon, bereits hier mit fast purpurrotem Um-
hang, zeigt, den Beobachter fixierend, auf einem auf der 
Hinterhand aufsteigenden Pferd sitzend, souverän den 
einzuschlagenden Weg mit der rechten Hand nach oben 
gerichtet, über die Alpen zur italischen Halbinsel, durch 
die drohenden Unbilden der „Wetterfront“ hindurch. Die 
Kokarde an der Kopfbedeckung, der rote Umhang über der 
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blauen Uniform, um die eine weiße Schärpe gebunden ist 
- zusammen gesehen ergeben sie die Farben der Trikolore -,  
weisen ihn als einen selbstsicheren und elanvollen jungen 
Helden und der revolutionären Republik verbundenen 
Heerführer aus, der mit leichtem Schenkeldruck und ohne 
sich trotz der schwierigen Situation am Zaumzeug festzu-
halten - der „Hauch der Geschichte“ umweht ihn und sein 
Pferd -, der vom dynamischen, die französische Nation 
symbolisierenden Pferd aus bereits im Begriff ist, die vom 
Nationalkonvent angestrebte „natürliche“ Alpengrenze zu 
überschreiten. Die glorreiche Bezwingung der Natur sollte 
jene seiner Feinde symbolisch vorwegnehmen.

Unter seinem Pferd ist die Basis seines Erfolges er-
kennbar: eine jede Schwierigkeit überwindende Kolonne, 
durch die Farbgebung ausgewiesene republikanische Sol-
daten, mit einem Artilleriegeschütz - seine ursprüngliche 
Truppengattung - und einem seine Richtungsangabe mit 
dem Säbel aufnehmenden Offizier, der seine nur an Ge-
wehrläufen und Bajonetten erkennbaren Soldaten, hinter 
denen eine Trikolore weht, anführt.

Die propagandistische Aufladung der Szene ver-
deutlichen zudem die eingemeißelten Schriftzüge auf 
den fast denkmalsartigen Steinen am unteren linken 
Bildrand. Bereits hier steht sein Name als Synthese über 
jenen Hannibals und Karls des Großen. Auch wenn die 
Lokalisierung von Hannibals Übergang über die Alpen 
schwierig bleibt69) - Napoleon war tatsächlich mit einem 
Maulesel unterwegs -, und seine Überquerung nicht die 
einzige und schon gar nicht die bedeutendste alpine Ope-
ration des Zeitalters war,70) so ist die Traditionsbildungs-
absicht doch evident. Dass große Feldherren sich nur an 
großen Feldherren der Vergangenheit messen - d.h., ihr 
Bestreben, sich ihnen als mindestens gleichwertig oder 
gar überlegen einzustufen - und messen lassen wollen, 
scheint ein Naturgesetz ihrer Selbstreflexion respektive 
-wahrnehmung zu sein und im übersteigerten Selbst-
wertgefühl oder dem tatsächlichen Leistungsvermögen 
begründet zu sein. Der neben Alexander dem Großen 
trotz seines strategischen Scheiterns71) größte Feldherr des 
Altertums und der fränkische Kaiser als Vater Europas 
bilden seither in der napoleonischen Selbsteinschätzung 
die einzig akzeptierten historischen Vergleichshorizonte 
außerhalb der römischen Vorbilder. Ein Prinz Eugen, der 
1701 im Rahmen der Eröffnung des Spanischen Erbfolge-
krieges als erster Feldherr nach Hannibal mit einem Heer 
die Alpen überquerte,72) schien bereits zu unbedeutend. So 
wie Alexander alleine mythische Vorbilder aus der von 
ihm als ein „Lehrbuch der Kriegskunst“73) wahrgenom-
menen Ilias akzeptierte, so verschlang und kommentierte 
Napoleon „seinen“ Cäsar als einen der Zeit enthobenen 
Vater der Kriegskunst.74) Für den Ersten Konsul ist die 
Wegmarke „Carolus Magnus“ - als mittelalterlicher Er-
neuerer der römisch-cäsarischen Idee - Verpflichtung zur 
späteren systemimmanent logischen Einlösung.

Schritt für Schritt setzte er das um, was ihm bereits 
nach seinem Sieg über die Österreicher an der Brücke 
über die Adda bei Lodi am 10. Mai 1796 im Kopf um-
herspukte, nämlich die Überzeugung, „dass ich ein den 
anderen Menschen überlegenes Wesen wäre. Ich fasste 
den ehrgeizigen Plan, große Dinge zu verrichten, die 

bis dahin meine Gedanken höchstens als phantastische 
Wachträume ausgefüllt hatten.“ 75) Sein individuelles 
missionarisches Selbstbewusstsein, das an das pothós-
Motiv Alexanders des Großen76) erinnert, trieb ihn immer 
weiter: „Ich fühle mich zu einem Ziel getrieben, das ich 
selbst nicht kenne. Sobald ich es erreicht habe, sobald ich 
nicht mehr gebraucht werde, genügt ein Nichts, um mich 
zu zerschmettern. Bis dahin aber kann keine Macht der 
Welt etwas gegen mich ausrichten.“ 77) Damit verkörperte 
er jene geschichtsphilosophische Idee, die Hegel als die 
„List der Geschichte“ bezeichnete,78) die sich zur Errei-
chung ihres Zieles „Freiheit“ der Individuen bemächtigt 
- in diesem Fall des „Weltgeistes“ in Reiterstiefeln, dessen 
Methode in der „Verbindung einer unerhörten magischen 
Willenskraft mit einer riesigen, allbeweglichen Intelligenz, 
beides gerichtet auf Machtbereitung und beständigen 
Kampf, zuletzt gegen die ganze Welt“,79) bestand.

Napoleons ununterbrochenes Überschreiten von nicht 
akzeptierten Grenzen wurde ihm später nach dem Schei-
tern seiner gegen Großbritannien gerichteten, geradezu an 
Alexander den Großen angelehnten russischen Kampagne 
zum Verhängnis. Aus einer nahezu unangefochtenen 
kontinental-strategischen Machtposition heraus - ein 
„Arrangement“ mit dem „dem Zauber Napoleons“80) 
verfallenen russischen Zaren Alexander I. sollte Europa 
nach Tilsit 1807 in zwei Macht- respektive Einflusssphären 
teilen - suchte er, auch als psychotische Züge tragende 
Ersatzanstrengung für die mit Trafalgar 1805 verlorenen 
maritimen Fähigkeiten, zur militärischen Sicherstellung 
der von ihm verhängten „Kontinentalsperre“ bis ins Herz 
Russlands zu marschieren.81) Seine historische Phantasie 
verlor den Zusammenhang mit der Realität: „Schließlich 
ist dieser Weg der lange Weg nach Indien (...) Denken Sie 
sich Moskau erstürmt, Russland geschlagen, den Zaren 
ausgesöhnt oder einer Palastverschwörung zum Opfer 
gefallen und sagen Sie mir, ob eine Armee von Franzosen 
dann nicht bis zum Ganges vordringen könnte, der nur mit 
einem französischen Schwert in Berührung zu kommen 
braucht, damit in Indien das ganze Gerüst merkantiler 
Größe einstürze?“ Bereits 1811 sagte er, seiner Logik 
folgend, dem bayrischen General Fürst Wrede: „Noch drei 
Jahre und ich bin Herr des Universums.“ 82) Bekanntlich 
saß er indes drei Jahre später auf Elba; gegen das russische 
Zarenreich hatte er 1812 mit seiner Grande Armée so 
grandios verloren, wie er noch am 2. Dezember 1805 
bei Austerlitz seinen glänzendsten militärischen Erfolg 
errungen hatte - in der „Drei-Kaiser-Schlacht“ am ersten 
Jahrestag seiner Kaiserkrönung.

V. Napoleon als politische Ikone:  
Erbe von Augustus  

und Karl dem Großen

Die Diskrepanz zwischen einer das monarchische 
Prinzip sprengenden Revolution und der scheinbar deren 
Errungenschaften verratenden Ausrufung eines „Kaisers 
der Franzosen“ lediglich 15 Jahre danach ist nur bei ober-
flächlicher Betrachtung evident. Politische Macht fordert 
Visualisierung, nach Möglichkeit Ästhetisierung und in 
erster Linie Personalisierung - in Republiken und Demo-
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kratien wie in Diktaturen und Monarchien. Die „Virtuosen 
der Macht“83) spielen daher stets auch auf der zur Verfügung 
gestellten medialen Klaviatur. Je größer ihr individuelles 
Potenzial und je breiter ihr Horizont auf unterschiedlichen 
Handlungsterrains ist, desto ausufernder wird ihr Bestre-
ben, sich - vor dem Hintergrund ihrer (vermeintlichen) 
Einzigartigkeit, d.h. (heils-)geschichtlichen Notwendigkeit 
- apologetische Züge tragende Verehrung einzufordern und 
bei der Konstruktion omnipotenter medialer (Dauer-)Prä-
senz nur selbst auferlegte Grenzen zu akzeptieren.

Aus der Retrospektive seines südatlantischen Exils auf 
St. Helena sah Napoleon seinen individuellen „Kairos“ in 
der Erstürmung der Adda-Brücke bei Lodi, hier sei ihm 
bewusst geworden, „dass ich wohl auf der politischen 
Bühne eine ausschlaggebende Rolle spielen könnte“.84) 
Tatsächlich war sein erster Italienfeldzug ein entschei-
dender Katalysator: „Durch diese Siege überflügelte er 
alle Rivalen auf militärischem Gebiet und wurde zum 
Schwert der Revolution, die für seine Zwecke zu benutzen 
und zu vernichten er entschlossen war.“ 85) Sehr früh be-
griff er sich nicht nur als militärischen, sondern auch als 
politischen Akteur: „Nicht weil ich ein General bin, re-
giere ich Frankreich, sondern weil die Nation glaubt, dass 
ich die zivilen Fähigkeiten eines Herrschers besitze.“ 86) 
Daher legte er auch großen Wert auf die Transformation 
seines „Bildes“ vom „hômme militaire“ zum „homo poli-
ticus“. Auch hier folgte sein Ansinnen römischem Muster 
- vom Konsul zum Kaiser.

In der am 2. Dezember 1804 in der Kathedrale Notre 
Dame mit pompöser Inszenierung erfolgten Selbstkrö-
nung - es war die erste „seit Friedrich II. am Sonntag 
Okuli 1229 in der Grabeskirche zu Jerusalem“ 87) - er-
reichte Napoleons Herrschaft ihren „protokollarischen“ 
Höhepunkt. In einer lange geplanten, tatsächlich im 
Vorfeld und am Krönungstag nicht frei von Skurrilität 
und Komik ablaufenden Inszenierung88) wurde dabei ein 
Spagat zwischen republikanischer Verpflichtung, mittel-
alterlichem und barockem Gepränge sowie einem neuen 
römisch-französischen Kaisertum gefunden, das dezidiert 
jedwede mögliche Erinnerung an die Bourbonen, Valois 
und Kapetinger als Repräsentanten des Ancien Régime 
unterbinden wollte, obgleich die Lilien auf den das Edle 
symbolisierenden indigo-blauen Gewändern und Balda-
chinen deutlich erkennbar sind. Der inhaltlich-thematische 
Spannungsbogen zwischen Republik - in der Tradition 
des Bildes vom Ballhausschwur lässt David das Licht 
von links oben in das Geschehen fluten - und Monarchie 
- dargestellt durch Gold und Purpur - kommt in der hell 
hervorgehobenen Person Napoleons zur Auflösung.

Das Bild zeigt den bereits (selbst) gekrönten Kaiser 
Napoleon, wie er seiner Ehefrau Joséphine, deren Schlep-
pe von seinen Schwestern „gehalten“ und nicht „getragen“ 
wurde, die Krone aufsetzt. Hinter ihm sitzt Papst Pius 
VII., für den die gesamte Zeremonie einer macht- und 
religionspolitischen Demütigung gleichkam. Da er nicht 
dem Eid Napoleons auf die Religionsfreiheit vorsehende 
Verfassung als Zeuge beiwohnen wollte, verließ er kurz 
darauf den Altarraum. In der Mitte auf einer Empore 
sitzt die bei den Feierlichkeiten indes nicht anwesende 
- katholische - Mutter Napoleons, die die Zeremonie 

missbilligte. So sehr sich der mit dem Sieges-Lorbeer 
gekränzte Napoleon durch die gesamte Inszenierung um 
eine religiöse Weihe der vom Senat im Mai angetragenen 
und durch Plebiszit „demokratisch“ legitimierten Etab-
lierung eines napoleonischen Erbkaisertums89) bemühte, 
so sehr ist durch die Marschälle und Generale auf dem 
Bildnis auch die im Vorfeld der Krönung von Napoleon 
angedachte Ausrufung zum Kaiser durch die Armee90) 
zum Ausdruck gebracht. Zur Staffage dienten die mili-
tärischen Würdenträger Napoleons als „Prätorianer“ und 
seine Schwestern als „Vestalinnen“, womit eine römische 
Inszenierung angedeutet wurde.

Vor dem Hintergrund einer rationalen Beurteilung der 
politischen Lage gab es für Napoleon keine personale und 
örtliche Alternative zu einer (Selbst-)Krönung zum Kaiser 
in Notre Dame: Das französische Episkopat war nach 
der Revolution verbeamtet worden. Ein Souverän wie 
Napoleon konnte sich, seinem Selbstverständnis folgend, 
nicht von einem Untertanen krönen lassen. Die Kathedrale 
von Reims hatte als Ort und religiöses Symbol des alten 
dynastischen französischen Königtums dem politischen 
Zentrum Paris zu weichen, wo mit Notre Dame ein „Tem-
pel der Vernunft“ zur Verfügung stand, der sich als ideale 
politische und weltanschauliche Örtlichkeit erwies.

Die Hinzuziehung des Papstes zur Kaiserkrönung 
war nicht unkritisch. Einerseits entschied sich das repu-
blikanische Frankreich am Tag nach der „Kanonade von 
Valmy“ am 20. September 1792 mit der Einführung des 
Revolutionskalenders und der Zehntageswoche sowie 
der proklamierten Glaubensfreiheit und der laizistischen 
Trennung von Staat und Kirche sowie der am 21. Januar 
1793 erfolgten Hinrichtung des gesalbten und gekrönten 
katholischen Königs Ludwig XVI. zu einer bewussten 
Abgrenzung zur kirchlichen Tradition. Andererseits war 
die Idee des Kaisertums - spätestens seit Karl dem Großen 
ist sie mit der Idee des weltlichen Beschützers der per se 
übernationalen Christenheit verknüpft - trotz Reformati-
on und Aufklärung eine prestigeträchtige internationale 
Aufwertung. Napoleon war als nationaler Kaiser auf 
gleicher formal-protokollarischer Höhe wie die beiden 
anderen Kaiser römischen Charakters, d.h. der Kaiser des 
Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation und der 
Zar, der weltliche Beschützer der orthodoxen Christenheit, 
eines „dritten Rom“, nachdem an die Stelle des „zweiten 
Rom“ - Konstantinopel war Byzanz und jenes Istanbul 
gewichen - das Sultanat des Osmanischen Reiches getreten 
war. Ein nationales Kaisertum begann mit dem Segen der 
römischen Kurie seinen Siegeslauf, der über jenes katho-
lisch-übernationale Österreichs zum doppelt paradoxen 
des preußisch-deutschen und protestantisch-unierten des 
Deutschen Kaiserreiches von 1871 führte. Eine Krönung 
Napoleons zum König war indes aufgrund der Revolution 
und der dominanten Position Frankreichs im internationa-
len System wegen undenkbar. Vielleicht übersprang Na-
poleon auch eine denkbare Krönung zum König aufgrund 
der Tatsache, dass dieses Cäsar nachgesagte Unterfangen 
mit ein Grund für seine Ermordung an den Iden des März  
44 v. Chr. war - derartige Analogiebildungen galt es na-
türlich aus Sicht Napoleons zu unterbinden, nachdem er 
am 24. Dezember 1800 nur knapp selbst einem Attentat 
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entkam und im März 1804 ein Mordkomplott aufgedeckt 
wurde,91) was seine diesbezügliche Phobie in psycholo-
gischer Hinsicht erklären könnte.

Vielleicht aber, und dies als Anmerkung aus der der 
christlich-abendländischen Geschichtsphilosophie verbun-
denen Reflexionsperspektive, kannte Napoleon als Korse 
- Korsika gehörte bis 1768, ein Jahr vor seiner Geburt, 
zur Republik Genua - auch seinen Dante, der in seinem 
Werk „De monarchia“ ausführte: „Es ist offenkundig, 
dass der Kaiser, als Kaiser, die Jurisdiktion des Reiches 
nicht ändern kann, da sie die Quelle von dem ist, was er 
ist.“ 92) Bereits im Jahr vor seiner Krönung zum ‚Kaiser 
der Franzosen’ hatte er, nachdem er bereits kurz nach dem 
18. Brumaire von Sieyès die „Verfassung des Jahres VIII“, 
sein neues Staatsgrundgesetz, hatte erarbeiten lassen, mit 
dem Code Napoleon als der Kodifikation des Zivilrechts 
eben jene Rechtsquelle(n) geschaffen, die es nun - als in 
der Tradition eines mittelalterlichen Kaiseramtes stehend 
- zu beschirmen und beschützen galt. Die sakrale Insze-
nierung seines Kaisertums sollte jedoch nicht nur antike, 
mittelalterliche und nationalfranzösische Assoziationen 
erlauben, sie stand auch in der Tradition der Religions-
politik des aufgeklärten Absolutismus: „Indem ich mich 
als Katholik gezeigt habe, habe ich den Aufstand in der 
Vendée beendet. Indem ich mich als Muselmane gezeigt 
habe, habe ich unsere Herrschaft in Ägypten aufgerichtet. 
Indem ich den Ultramontanen gespielt habe, habe ich die 
Herzen der Italiener gewonnen. Wenn ich ein Volk von 
Juden regierte, würde ich den Tempel Salomons wieder 
aufbauen.“ 93)

VI. Napoleon als Rechtssetzer  
zwischen Religion und Aufklärung: 

Erbe von Moses

Mit dem 1804 erlassenen Code Civil, an dem be-
reits seit 1790 durch die revolutionären Regierungen 
gearbeitet wurde, wurden die bis zum Ende des Ancien 
Régime in über 400 Gebieten gültigen und praktizierten 
unterschiedlichen Rechtstraditionen - zum Teil jahr-
hundertealtes altfränkisches Gewohnheitsrecht in den 
nördlichen Gebieten und Römisches Recht im Süden 
- zusammengeführt. Damit wurde, den Interessen des 
Besitzbürgertums und den moralischen Vorstellungen 
Napoleons folgend - nach seiner Überzeugung hat die 
Revolution die alten Grundlagen der traditionell auf Fa-
milien basierenden französischen Gesellschaft durch die 
sprunghaft angestiegenen Scheidungen die öffentliche 
Moral fast vernichtet -, ein mit Stärken und Schwächen 
behafteter Kompromiss zwischen den bürgerlichen Frei-
heitsrechten, moderner Besitzstandswahrung und alt-rö-
mischem Tugendideal mit ihrer patria potestas formuliert, 
der über das nachrevolutionäre Frankreich in Raum und 
Zeit hinaus weiterwirkte.94) Der napoleonische Code Civil 
sollte, wie er bei der Vorlage des ersten Entwurfes dieses 
Werkes seinen Bürgern kundtat, nicht nur das nationale 
Recht harmonisieren, sondern er war gleichzeitig auch 
ein Angebot an die „grande famille européenne“, „deren 
Bestimmung es ist, das Schicksal der Welt zu bestimmen, 
durch feste und dauerhafte Bande“.95)

Die neue Qualität dieser Rechtskodifikation galt es auch 
propagandistisch überhöht darzustellen. Hier verschmolzen 
Akte der Zivilrechtskodifikation wie des Code Civil mit 
seiner grundsätzlichen Religionspolitik, die nach seiner 
Auffassung der staatlichen Politik nachgeordnet war, sowie 
der napoleonischen „Judenpolitik“ zur Ikone „Napoleon 
als Heilsbringer“, die Rückschlüsse auf sein (a)historisch-
politisches Weltbild und seine individuell eklektizistische 
Betrachtung der Welt- und Religionsgeschichte zulässt - und 
auf seine Wahrnehmung der den napoleonischen staatlich-
politischen Nützlichkeitserwägungen dienenden Funktion 
der Religionen.

Mit der Französischen Revolution wurden die Staatsbür-
gerrechte unabhängig vom christlichen Bekenntnis. Nach 
der napoleonischen Wiederentdeckung der Religion als 
soziales Bindemittel und dem Konkordat mit dem Heiligen 
Stuhl im Jahre 1801, das den Katholizismus nicht mehr zur 
Staatsreligion, sondern fast laizistisch-demokratisch zu jener 
der „großen Mehrheit der französischen Bürger“ machte, 
wurden im Anschluss daran Regelungen für das Verhältnis 
von Empire und Protestantismus gefunden. Lediglich der 
jüdische Kultus blieb zunächst aus staatlicher Perspektive 
ungeregelt.96) Auch hierfür sah Napoleon eine „große 
Lösung“ vor, die inhaltliche, strukturelle und ästhetische 
Dimensionen haben sollte97) und sich stark an antike Muster 
anlehnte. Im August 1806 befahl er die Wiedereinberufung 
des höchsten Gerichtshofes der antiken Juden, des Großen 
Sanhedrin, bei dessen Zusammentreten im Februar 1807 die 
„Vertreter einer verachteten Religion glaubten, in eine zur 
Zukunft verklärte Vergangenheit zu schreiten“; darüber hin-
aus wurde durch seine Ergebnisse aber auch „dem modernen 
europäischen Judentum eine Tradition erfunden“.98) Dieser 
Prozess einer von Napoleon so verstandenen régénération 
des Judentums wurde durch entsprechende publizistische 
Unterstützung propagiert.

Im Zentrum der von François-Louis Couché (1782-
1849) erstellten verklärenden Allegorie des Dekrets zur 
Einberufung der Notabelnversammlung steht Napoleon 
im Kaiserornat, als neuer Moses, wie die von ihm in seiner 
rechten Hand getragene Tafel offenbart: „Loix données à 
Moïse“. Die ikonografischen Symbole des alten Bundes 
sind im Berg Sinai im Hintergrund und in der Menora, dem 
siebenarmigen Kerzenleuchter als Symbol des Judentums, 
sowie in der dahinter dargestellten Bundeslade angedeutet. 
Die Schriftgelehrten, zum Teil kniend und sich umarmend 
- die aufgerollte kleine Thora liegt unbeachtet neben ihnen 
auf dem Boden -, symbolisieren die sehnsüchtige Erwar-
tungshaltung gegenüber Napoleon und bringen damit ihre 
grundsätzliche Akzeptanz des „neuen Bundes“ zum Aus-
druck. Als Gegenleistung respektive Ersatz für ihre vorherige 
gesellschaftliche und extra-konstitutionelle Randposition 
erhielten sie die erhoffte Integration in die neue Gesellschaft 
als Staatsbürger mit israelitischem Bekenntnis.99)

Gleichzeitig ist dieses „Bild“ auch als konfessions-unab-
hängige Chiffre zu betrachten, die vor dem Hintergrund eines 
breiteren Horizontes eine umfassendere Interpretation zu-
lässt. Für Napoleon war der Sanhedrin eine Teillösung seines 
Religions-Paketes, das wiederum einen innenpolitischen Kitt 
schaffen sollte. Bereits im Jahre 1793 wurde durch Beschluss 
des Nationalkonvents festgelegt, dass die bisherigen katho-
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lischen Kirchen zu „Tempeln der Vernunft“ umzubenennen 
waren, in denen der „Kult des höchsten Wesens“ praktiziert 
werden sollte. Die aufgeklärte rationalisierte Vernunft als Ort 
der weltlichen Gesetzgebung symbolisiert der hinter einem 
Öl- respektive Olivenbaum als Symbol des levantinischen 
Ursprungs des italienischen Katholizismus hervorstehende 
tempelartige Vorsprung des Gebäudearrangements, vor dem 
Napoleon im Krönungsornat als Verkünder des religiösen 
als staatliches Gesetz mit dem Thron im Rücken quasi ex 
cathedra fungiert. Die junge Dame zu seinen Füßen ist eine 
allegorische Darstellung der (katholischen) Kirche. Die 
beiden Gesetzestafeln, die neben ihr auf dem Boden liegen, 
sollen die Zehn Gebote des alten Bundes darstellen, die nun 
durch das neue Gesetz, überreicht durch Napoleon an die 
Menschheit in Form des Code Civil, den neuen Bund für 
die Menschheit darstellen.

Parallel zu diesem interpretatorischen Ansatz ist darüber 
hinaus auch eine römische Deutung möglich: Napoleon 
lässt sich nämlich mit diesem Stiftungsakt auch als ein 
„neuer Justinian“ interpretieren, der im 6. Jahrhundert als 
oströmischer Kaiser Justinian I. („der Große“) mit seinem 
Codex Justinianus ein Sammelwerk des römischen Rechts 
seit Kaiser Hadrian kompilieren ließ - weniger als Schöpfer 
und mehr als Bewahrer -, um eine große Tradition nicht in 
Vergessenheit geraten zu lassen.

VII. Napoleon als historische  
Ikone: Second to none

Zusammenfassend kommt man zu dem Urteil, dass Na-
poleon sämtlichen militärischen, politischen und religiösen 
Herausforderungen eine „klassische“ zeitlose und ewige 
Lösung in einer antiken Zeichen- und Formensprache geben 
wollte. Geradezu folgerichtig verlangt dieses Bestreben eine 
Synthese, die in einem Bild das Selbst- und Herrschaftsver-
ständnis Napoleons zusammenfasste.

Das Gemälde „Kaiser Napoleon I. im Krönungsornat“ 
von François-Simon-Pascal Gérard (1770-1837), dem Schü-
ler Davids, lehnt sich formal und ikonografisch an die Tra-
dition absolutistischer Herrscherporträts - insbesondere am 
bekannten Bild des Malers Hyacinthe Rigaud vom „Sonnen-
könig“ Ludwig XIV. - an. Es entstand kurz nach der Krönung 
Napoleons und inszeniert diesen als „Fülle der Zeit“; es gilt 
als „das Bild“ seines Selbstverständnisses. Der ideelle und 
machtpolitische Anspruch, den dieses komponierte Bild zum 
Ausdruck bringt, erschließt sich dem Betrachter in mehreren 
Stufen: Im Zentrum, der Mittelachse, steht vor dem Hinter-
grund eines Vorhanges auf einem blauen Teppich Napoleon, 
mit Schrittstellung nach links und den Betrachter fixierend, 
rechts neben ihm auf blauem Kissen die Kroninsignien, zur 
Linken dahinter der leere Thron im Empirestil. Unter dem 
mit Hermelin gefütterten goldbestickten roten Samtmantel 
schaut ein Schwert hervor. In der rechten Hand, versehen 
mit einem Ring als persönlichem Ehrenzeichen über einem 
weißen Handschuh, hält er das Zepter mit dem Adler, auf 
dem Kopf trägt er einen goldenen Lorbeerkranz.

Mit der Stufengestaltung des Bodens wird Napoleon be-
reits auf eine höhere Stufe gestellt. Die sprichwörtliche Basis 
seiner monarchischen Herrschaft, die historische Grundlage, 
ist hierbei das fränkische (Stammes-)Königtum der Mero-
winger, deren zugeschriebenes Symbol - die Biene - sowohl 

auf dem Teppichboden als auch auf dem Krönungsornat als 
Ersatz für die bourbonisch-dynastischen Lilien des alten 
Königtums zu sehen ist. Die damit konstruierte historische 
„konservativ-nationale“ Tiefendimension seines Kaisertums 
findet ihr Pendant in der „links-nationalen“ Komposition der 
revolutionären Trikolore, deren Farben blau-weiß-rot im 
Querverlauf des Bildes - blauer Samtbezug des Kissens, roter 
Mantel, weißer Hermelin - das Frankreich der historischen 
Größe mit jenem der national-revolutionären Größe in der 
Person Napoleons vermählt.

Die nächste Stufe bildet der Schemel mit den Krö-
nungsinsignien - der den Machtanspruch in alle vier Him-
melsrichtungen verkörpernde Reichsapfel und die nun den 
Code Civil symbolisierende Hand der Gerechtigkeit, die auf 
Napoleon als Erben Karls des Großen verweisen. Dieser galt 
im damaligen national-französischen Geschichtsverständnis 
als französischer Herrscher und, nach seiner Erneuerung 
des weströmischen Reiches nach seiner Krönung am Weih-
nachtstage 800 in Rom, als Pater Europae - Vater Europas 
-, der, wie Napoleon, über eine dominante Machtposition in 
West- und Zentraleuropa verfügte. So wie die Kaiserkrönung 
800 das Motiv „translatio imperii“ vom 476 untergegan-
genen weströmischen Reich auf das fränkische Königtum 
übertragen hatte, so verstand sich Napoleon - nachdem das 
Heilige Römische Reich Deutscher Nation von der Dynamik 
der neuen Zeit überrollt war - in der legitimen Nachfolge. 
Und hatte nicht gerade Napoleon mit seiner Machtpolitik 
zur Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher 
Nation und der Etablierung einer neuen europäischen Ord-
nung beigetragen? Napoleon sah sich nicht nur als Vater 
Europas, sondern auch als Herr Europas, dem er seinen 
Stempel aufdrücken wollte: „Wir brauchen ein europäisches 
Gesetz, eine einheitliche Münze, die gleichen Gewichte und 
Maße, dieselben Gesetze.“

Als Herren Europas und des Mittelmeerraums sahen 
sich auch die Römer. Der von ihm in seiner rechten Hand 
gehaltene Adler symbolisiert die Legionsadler der römischen 
Streitkräfte und verweist auf Napoleon als Erben Cäsars, 
dessen Machtbasis ebenfalls eine militärische war. Der von 
Napoleon getragene goldene Lorbeerkranz zeigt ihn als 
neuen Augustus, den ersten Kaiser des römischen Reiches, 
der „Frieden über den Erdkreis“ brachte. Als deren letztlicher 
Erbe ließ Napoleon daher seinen 1811 „im Purpur“ gebore-
nen Sohn folgerichtig zum König von Rom erheben.

Die mit barockem Gepränge vergleichbare Hintergrund-
gestaltung, d.h. der strahlenartige Faltenwurf des goldgelben 
Vorhanges, verweist auf den Sonnenkönig Ludwig XIV., den 
idealtypischen, einem historischen Zeitabschnitt den Namen 
gebenden absoluten Herrscher, dessen Ausdehnungspolitik 
Napoleon zur Zeit der Entstehung des Gemäldes schon längst 
in den Schatten gestellt hatte. Für diese Eroberungspolitik 
griff Napoleon in der Regel auf das Schwert zurück, das er 
zur Linken trägt. Dieses stellt Napoleon - zusammen mit 
der Ordenskette der 1802 gestifteten Ehrenlegion mit ihren 
aneinandergereihten Adlern - als einen im Kern auch stets 
kampfbereiten, dynamischen und ungeduldigen Heeres-
kaiser dar. Der mehrfach These und Anti-These folgende 
kompositorische Aufbau des Gemäldes - Absolutismus 
contra Republik, fränkisches Stammeskönigtum contra 
europäische Schirmherrschaft, cäsarische Militärdiktatur 
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gegenüber Erbe der Revolution - öffnet den Weg zur hegel-
schen Geschichtsphilosophie, in der Napoleon als Synthese 
zum welthistorischen Nadelöhr wird, durch das das Prinzip 
Freiheit zu gehen hat, womit der Kreis zum „Weltgeist zu 
Pferde“ wieder geschlossen wird.

Dazu wurde er ausschließlich über sein individuelles 
mérite personnel. Er war nicht auf dem Thron geboren, 
daher stand dieser auch als bedeutungslose Requisite hinter 
ihm - lediglich das goldene „N“ verweist auf den einzig 
möglichen Platzinhaber. Er sah sich nicht wie der von ihm 
bespöttelte Kaiser Franz II. als „Skelett, das nur ein Verdienst 
der Vorfahren auf den Thron gebracht hat.“ 100) Sein Thron 
war der Pferderücken und die Armee - noch seine letzten 
Worte auf St. Helena brachten dies auf den Punkt: „A la tête 
de l’Armée.“ Der persönliche (Schlachten-)Erfolg allein ist 
es, auf den er sich verlassen musste, wie er Metternich am 
26. Juni 1813 anvertraute: „Ihre auf dem Thron geborenen 
Souveräne können sich zwanzigmal schlagen lassen und 
immer wieder in ihre Hauptstadt zurückkehren; aber ich 
kann das nicht, weil ich ein militärischer Emporkömmling 
bin. Meine Herrschaft wird den Tag nicht überleben, an 
dem ich nicht mehr stark und daher nicht mehr gefürchtet 
sein werde.“ 101)

Doch so sehr er den letzten Habsburger auf dem Thron 
des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation auch 
verachtete, so sehr war ihm die dynastische Geschichte der 
Habsburger auch Vorbild. Nicht nur, dass er durch seine 
Vermählung mit Erzherzogin Marie-Louise, der Tochter 
von nun Kaiser Franz I. von Österreich, am 1. April 1810 
in die „älteste“ Herrscherfamilie Europas - aus Gründen der 
neuen Staatsraison verstieß er die von ihm geliebte Kaiserin 
Joséphine - einheiratete, um beim europäischen Hochadel 
auf Akzeptanz für die von ihm angestrebte Gründung einer 
mit dynastischer Legitimität versehenen Erbmonarchie zu 
stoßen; er verstand sich als neuer „Rudolf von Habsburg 
für meine Familie“ 102) - ohne auch nur im Entferntesten 
an eine diesem folgende, mehr als ein halbes Jahrtausend 
umfassenden Familiengeschichte heranzureichen.

VIII. Summe
Montesquieu beschrieb in seinen „Considérations sur les 

causes de la grandeur des Romains et de leur décadence“ im 
Jahre 1734 rückblickend: „Die Geschichte der Römer war, in 
einem Satz gesagt, diese: Durch ihre Maximen überwanden 
sie alle Völker, aber als sie das Ziel erreicht hatten, konnte 
ihre Republik nicht weiterbestehen; es musste eine Änderung 
in der Regierungsform eintreten, und die Maximen, die in 
der neuen Regierungsform verfolgt wurden und den früheren 
völlig entgegengesetzt waren, brachten Roms Größe zum 
Fall.“ 103)

Die Analogie zum Aufstieg des zunächst revolutio-
när-republikanischen und dann napoleonisch-imperialen 
Frankreich sowie zu seinem Niedergang ist evident. Die 
Verkündung der Menschen- und Bürgerrechte, deren 
Anklang im übrigen Europa, die Unterwerfung der Nach-
barn, ihre Einbindung in ein umfassendes, von Paris aus 
kontrolliertes Allianz- respektive Bündnissystem, aber auch 
blutige Auseinandersetzungen im Inneren, die Diktatur Ro-
bespierres, das Konsulat Napoleons, seine Kaiserkrönung, 
die vielfältigen Widerstand schaffende Besatzungs- und 

Unterdrückungspolitik sowie die Phänomenologie des napo-
leonischen Heereskaisertums bis zum letztlichen Niedergang 
bei Waterloo machen deutlich, wie sehr Frankreich Aufstieg 
sowie „History of the Decline and Fall of the Roman Empi-
re“ - so der Titel der legendären Studie von Edward Gibbon 
- zeitversetzt durchexerzierte.

Napoleon verkörperte einerseits durch seinen Aufstieg 
noch das republikanische Erbe der Revolution und wurde 
andererseits zum Cäsar, Augustus und Heereskaiser in einer 
Person. Der verordnete und angediente Götzendienst um die 
römischen Heerführer und Herrscher fand ein Pendant in der 
Stilisierung Napoleons als multidimensionale Ikone: „Alle 
diese dem imperialen Rom entlehnten Metaphern sollten die 
Vorstellungskraft der Völker beeindrucken, ihre Phantasie 
in eine bestimmte Richtung lenken und Assoziationen an 
das Reich wecken, das nach Plinius einst für Jahrhunderte 
die Welt unter die ‚unermessliche Majestät des römischen 
Friedens’ gebeugt hatte. Und sie sollten den Glauben an 
einen Kaiser stärken, der wie Augustus seine Herrschaft der 
Armee verdankte und wie dieser seinem Reich Gerechtigkeit, 
Ordnung und Dauer geben sollte.“ 104) Frankreich, Paris 
und Napoleon standen im Banne Roms: „Der Staat des 
Kaisers stellte sich gleich mehrfach als römischer vor: so 
die Verwaltung der Präfekten, so der Senat, der den Kaiser 
beriet, so das Recht, das der ‚neue Justinian’ im Code Civil 
von 1804 schuf. Die imperiale Herrschaft spiegelte sich in 
römischen Bildern: Prachtstraßen und Foren, Thermen 
und Tempel, Säulen und Triumphbögen erschienen als 
der adäquate Ausdruck der Macht des Empire und seines 
Schöpfers. Ihr huldigte auch die Säule der Großen Armee auf 
dem Vendôme-Platz. Sie schrieb wie die des Trajan in Rom 
Geschichte auf ihre Schraubenwindungen, und während das 
Vorbild Siege über Germanen und Daker rühmte, feierte 
die Kopie den Erfolg der Armee, die ihre Legionsadler weit 
nach Osten getragen hatte. Gekrönt wurde sie von der Statue 
des Kaisers, dessen Haupt mit dem Lorbeer des Sieges ge-
schmückt war und dessen Hand den Globus mit der Victoria 
trug. So war er erhoben über die Sterblichen und heischte 
Verehrung wie die nach ihrem Tod in den Götterhimmel 
aufgestiegenen römischen Cäsaren.“ 105) Dem großen Vor-
bild Roms folgte Napoleon stellvertretend für Frankreich 
im Aufstieg wie im Niedergang - als einziger französischer 
Heereskaiser, wofür Rom dutzende benötigte.

Doch gerade darin, dass Napoleon - seiner Einzig-
artigkeit durchaus (zu) bewusst - sich entschied, seine 
monarchisch-diktatorische Stellung und die Akzeptanz der 
Errungenschaften der Revolution in seiner Person überhö-
hen zu lassen, zeigte er, dass er, hierbei mehr Augustus als 
Cäsar, in der Lage war, für seine Zielsetzung, sich als über 
den Parteien stehend und Frankreich symbolisierend, aus 
der zurückliegenden (Zeit-)Geschichte die richtigen Lehren 
zu ziehen. Die antikisierende Ästhetik des Klassizismus - 
strenger und weniger prachtvoll als barocke Gemälde - war 
die dem napoleonischen Empire gemäße programmatische 
Bildsprache im kommunikativen Prozess zwischen dem 
Kaiser, seinen neuen Untertanen, den europäischen Mächten 
und der Nachwelt.

Bei allen Bemühungen, vermeintlich fehlende Legiti-
mität durch Heirat und (römische) Traditionskonstruktionen 
‚nachzureichen’, ist doch in Form einer Gegenrechnung 
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darauf hinzuweisen, dass seine Machtstellung und sein Kai-
sertum - trotz römischen und karolingischen Dekors - nicht 
der Tradition verhaftet war, sondern vor dem Hintergrund 
der durch die Revolution geschaffenen Rahmenbedingungen 
in seiner Person und Leistung begründet lag. Es war im 
Kern eben auch „trotz aller theatralischen Erinnerungen 
an Karl den Großen modern, revolutionär, traditionslos. 
Es lebte nicht von religiös oder historisch begründeten 
Gnaden, sondern aus sich selbst (...) Mit imperatorischer 
Geste sollte die Revolution zur Form gezwungen werden, 
der Imperator in seiner Person war die Garantie der neuen 
Gesellschaft“.106)

So stand er auch dafür an einer Epochenschwelle respek-
tive Sattelzeit107) wie die Französische Revolution insgesamt. 
Einerseits verlangte die Konvention die Rückbindung des 
Herrschaftshandelns an eine historisch-traditionelle Manier, 
andererseits war gerade mit der Französischen Revolution 
klar geworden, dass die Legitimation politischen Handelns 
sich nicht mehr ausschließlich auf die Dignität der Geschich-
te berufen konnte, sondern eine konstruktive Auseinander-
setzung mit dem Vokabular der Aufklärung - Natur und 
Vernunft, Volkssouveränität und Öffentlichkeit - notwendig 
machte. Dieses Spannungsverhältnis zwischen altem Legiti-
mationsbedürfnis und der dynamischen Modernität führte zu 
einer artifiziellen ikonografischen Visualisierung. Am Ende 
bleibt indes auch für eine napoleonische (Re-)Inszenierung 
eines an antike Formen angelehnten Kaisertums festzu-
halten: „Allen Kaisertümern nach dem Ende des Heiligen 
Römischen Reiches ist etwas eigentümlich Theatralisches, 
Gekünsteltes eigen. Sie sind im eigentlichen Sinn Demons-
trationen, Propaganda-Aktionen.“ 108)

Die historische Ironie liegt darin, dass Napoleon mit 
seiner Neuschöpfung selbst zum Vorbild jener machtver-
sessenen Egomanen wie Lenin, Stalin oder Hitler wurde: 
„Man sagt nicht zuviel mit der Feststellung, dass der 
vorhergehende Napoleon-Kult vielfach den Diktatorenkult 
des 20. Jahrhunderts legitimiert hat.“ 109) Diese unterzogen 
sich jedoch erst gar nicht der Mühe, in der Requisiten- und 
Asservatenkammer der (antiken) Geschichte (fast) richtige 
oder (grundsätzlich) falsche Analogieoptionen zu suchen. 
An antike Formate oder Napoleon selbst reichten sie nicht 
heran. Um ihren Willen Europa aufzuoktroyieren, genügte 
ihnen eine Äußerung Napoleons Metternich gegenüber: 
„Ein Mann wie ich schert sich wenig um das Leben einer 
Million Menschen.“ 110)

Epilog
Das Selbstverständnis politisch Handelnder nach dem 

Zweiten Weltkrieg suchte sich wieder Anknüpfungspunkte 
in der Antike wie in der Person Napoleons. Als Wiederauf-
lage des napoleonischen Rheinbundes von 1806 sah die 
sowjetische Propaganda ja bekanntlich, und damit einer 
systemimmanenten Logik der Wahrnehmungsmuster des 
ideologisch aufgeladenen Ost-West-Konfliktes folgend, auch 
die NATO - nur dass diesmal der Hegemon USA hieß und 
nicht mehr Frankreich bzw. Napoleon. Auch kann man die 
NATO und den Warschauer Pakt in Form einer vergleichenden 
Analogie mit Ausschnitten der Alten und Neueren Geschichte 
in kontinuitätsstiftender Perspektive betrachten: Der attische 
Seebund im Westen, eine maritime Allianz mit ausgeprägten 

Wirtschaftsinteressen, und seinen Auxiliartruppen einerseits, 
das halbkontinentale, bodenschwere Perserreich im Osten mit 
seinen Satrapien als westliches Sicherheitsglacis andererseits 
machten einen Vergleich geradezu zwingend - alleine die fast 
zweieinhalb Jahrtausende lagen dazwischen. Das manichä-
ische Weltbild jedoch war das gleiche - im 20. Jahrhundert, 
seit dem Epochenjahr 1917, gruppiert um die antagonistischen 
Friedensmodelle von Liberalismus (US-Präsident Wilson) und 
Sozialismus (Lenin) sowie deren Derivate.

Die imperiale und unverzichtbare Großmacht USA 
liebt(e) es, ihren Urgrund im Geiste Athens und der Macht 
Roms gespiegelt zu sehen. Dem US-amerikanischen Volks-
tribun und Sprössling einer alten Patrizierfamilie Roosevelt 
glich der attische Perikles, noch mehr für den Protagonisten 
des New Deal gar die römischen Gracchen, der evangelische 
Dorfschullehrer Truman hatte seinen Cincinnatus als Figur 
auf dem Schreibtisch - die protestantische Erwerbsethik. Der 
katholische, lebensfrohe Kennedy war wie alle Westler auch 
in Berlin ein stolzer römischer Bürger und auf dem Kapitols-
hügel in Washington saßen die Senatoren und der Zensor 
McCarthy. Die Westeuropäer unterzeichneten ihre EWG und 
EURATOM gründenden Römischen Verträge 1957 auf der 
symbolisch wichtigsten Erhebung der Tibermetropole. Der 
Fingerzeig Marc Aurels im langen Schatten des Vatikans auf 
dem Kapitolshügel komplettierte die drei identitätsstiftenden 
Hügel Europas: Akropolis (Demokratie), Golgatha (Chris-
tentum) um eben die das Römisches Recht setzende Anhöhe 
im Zentrum Roms. Diesmal indes geht es um „Einigkeit und 
Recht und Freiheit“ auf demokratischer Grundlage.111)
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Staatsräson, sicherheitspolitische Notwendigkeiten und Außenhandelsausgleich

Dieter H. Kollmer

In der modernen deutschen Militärgeschichtsschrei-
bung werden vorwiegend politische, strategisch-
operative und personelle Entwicklungen erörtert. 

Leider wird dabei häufig übersehen, dass Soldaten ohne 
eine angemessene Ausrüstung in keinem Abschnitt der 
Weltgeschichte in der Lage gewesen wären, die militä-
rischen Pläne der verantwortlichen Politiker und Gene-
ralstäbe in die Tat umzusetzen. Zudem hat der technische 
Fortschritt von militärischem Gerät und dessen Beschaf-
fung sehr oft Einfluss auf die Entwicklung der Militärtaktik 
und Operationsführung genommen (z.B. die Entwicklung 
der Stahlproduktion während der industriellen Revolution 
für die Materialschlachten des Ersten Weltkrieges) oder 
die Entwicklung des Automobils und des Panzers in den 
1930er-Jahren (hohe Mobilität während des Zweiten 
Weltkrieges). Da es sich bei der Ausstattung von Streit-
kräften aber um eine volatile Variable mit starken externen 
Einflüssen handelt, ist es zwingend notwendig, bei der 
Beurteilung militärhistorischer Zusammenhänge auch 
die Entwicklung der Rüstungswirtschaft in der jeweiligen 
historischen Periode genauer zu untersuchen.

Als im Frühjahr 1955 die Entscheidung getroffen 
worden war, der Bundesrepublik Deutschland die Auf-
stellung eigener Streitkräfte im Rahmen der Verteidigung 
der NATO zu genehmigen, wurde sehr schnell deutlich, 
dass nun eines der schwerwiegendsten Probleme für 
die Regierung in Bonn die schnellstmögliche, effiziente 
Beschaffung der Ausrüstung der Soldaten und des für die 
Verteidigung entlang der innerdeutschen Grenze benöti-
gten Großgerätes - wie z.B. Panzer, Kampfflugzeuge und 
Kriegsschiffe - sein würde.1)

Für diese prekäre Situation gab es unterschiedliche 
Gründe. Einerseits handelte es sich um generelle Probleme 
(z.B. des Staatshaushaltes und der Volkswirtschaft), wie 
sie jedes Land der Welt bei der Aufstellung von rund 
500.000 Soldaten innerhalb kürzestmöglicher Zeit gehabt 
hätte. Anderseits gab es spezifisch westdeutsche Schwie-
rigkeiten, die der besonderen Situation des Landes nach 
dem Zweiten Weltkrieg geschuldet waren (z.B. fehlendes 
Know-how und die geringe Bereitschaft der Industrie, 
Waffen zu produzieren). Die Bundesregierung war 
zweifelsohne bereit, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die 
Aufrüstung ihrer Streitkräfte voranzutreiben, aber nicht zu 

jedem Preis. Die Ursachen hierfür werden im Folgenden 
näher ausgeführt. Sie verdeutlichen die Komplexität 
der Rüstungsgüterbeschaffung in der Aufbauphase der 
Bundeswehr. Aus dem Nichts musste eine konventionelle 
Armee von einer halben Million Mann aufgestellt werden, 
die in der Lage sein sollte, einen substanziellen Beitrag 
zur Verteidigung von Demokratie und Freiheit in der Mitte 
Europas an der Grenze zwischen Ost und West zu leisten. 
Eine Herausforderung, die zu vielen Besonderheiten führte 
und ein aufwändiges Beschaffungssystem entstehen ließ, 
das in Deutschland bis heute die Entstehung eines mili-
tärisch-industriellen Komplexes - wie z.B. in den USA 
- verhindert hat.2)

Grundsätzlich dient die Beschaffung von Rüstungs-
gütern jedem Staat zunächst als Mittel zur Selbstbehaup-
tung gegen gewaltsame Einflussnahme von außen, sei es 
durch Kriegsverhütung mittels Abschreckung oder eigene 
Kriegsführung. Trotzdem haben oft andere Einflussgrößen 
eine größere Bedeutung. Dies liegt insbesondere daran, 
dass wirtschaftliche Prosperität und militärisches Potenzial 
Instrumente wie Ziele des modernen Industriestaates sind. 
Beide stehen aber in einem intensiven Spannungsverhält-
nis zueinander: Langfristig ist v.a. wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit die Voraussetzung für militärische Stärke. 
Staatsnachfrage hingegen ist ein politisches Lenkungs-
instrument. Die Ausgaben für Streitkräfte orientieren sich 
daher nicht so sehr an einem „rüstungsspezifischen Op-
timierungsprozess“3) als vielmehr an Fragen der Außen-, 
Sicherheits-, Finanz-, Wirtschafts- und Außenhandels-
politik. Gleichwohl sind die sekundären Funktionen der 
Rüstung legitime Staatszwecke, die aber in nachhaltiger 
Konkurrenz zu ihren eigentlichen Zielen stehen.4)

Die Rahmenbedingungen
Außenpolitische Verankerung = Staatsräson
Die entscheidenden, wenn auch zumeist sehr all-

gemeinen Vorgaben für den Erwerb von militärischem 
Material für Streitkräfte erfolgen durch die außen- und 
sicherheitspolitische Verankerung eines Staates. In diesem 
von gegenseitigen Verpflichtungen, Abhängigkeiten und 
Rücksichtnahmen geprägten internationalen Umfeld wer-
den die grundsätzlichen Rahmenbedingungen geschaffen, 
welche die Voraussetzungen für die nationalen Prozesse 
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bestimmen.5) Das herausragende Beispiel für den außeror-
dentlichen Einfluss dieses Politikbereiches auf den Aufbau 
der Bundeswehr sind zweifelsfrei die Zusagen Adenauers 
gegenüber den Alliierten bezüglich der Geschwindigkeit 
der Aufstellung des westdeutschen Verteidigungsbeitrages. 
Ziel des ambitionierten Versprechens, in nur drei Jahren 
eine 500.000 Mann-Armee zu schaffen,6) war es, nicht 
schnellstmöglich schlagkräftige Streitkräfte aufzustellen, 
sondern vielmehr die staatliche Souveränität für die Bun-
desrepublik Deutschland unmittelbar zu erreichen. Diese 
aus außenpolitischer Sicht nachvollziehbare Staatsräson 
verdeutlicht, dass der Aufbau der Bundeswehr nicht primär 
unter sicherheitspolitischen und militärischen Gesichts-
punkten realisiert wurde.7)

Sicherheitspolitische Notwendigkeiten
Sicherheitspolitisch ist die Bundesrepublik durch die 

Pariser Verträge 1954/55 unwiderruflich in die Sicher-
heitsstrukturen der NATO eingebunden worden. Ziel 
der Aufrüstungsanstrengungen in den ersten Jahren der 
Bundeswehr war es, so schnell wie möglich eine effizi-
ente Streitmacht entstehen zu lassen, die ihrer primären 
Aufgabe, im Rahmen des nordatlantischen Bündnisses die 
konventionelle Verteidigung des eigenen Territoriums und 
seiner Flanke in der Ostsee sicherzustellen, jederzeit ge-
recht werden konnte.8) In den Jahren danach wurde dieses 
Konzept den technischen Neuerungen und den jeweiligen 
Strategien der NATO immer wieder angepasst.9) Dies 
ging so weit, dass die verantwortlichen westdeutschen 
Politiker Ende der 1950er-Jahre im Zusammenhang mit 
der NATO-MC 14/2-„Schwert-Schild-Strategie“ atomare 
Waffensysteme für die Bundeswehr forderten, damit man 
nicht Gefahr lief, aus den entscheidenden politischen Pro-
zessen innerhalb der NATO abgekoppelt zu werden.10)

Finanzpolitische Vorgaben
Die sicherheitspolitischen Möglichkeiten eines Staates 

stehen immer in direkter Beziehung zu seinen fiska-
lischen Einnahmen. Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
war der größte Teil der Staatsausgaben Militärausgaben. 
Trotzdem ist die adäquate Finanzierung ihrer Streitkräfte 
seit Jahrhunderten eines der größten Probleme der je-
weiligen Machthaber. Dessen sind sich auch die dafür 
verantwortlichen Bonner Politiker von Anfang an bewusst 
gewesen.11) Die verschiedenen Bundesregierungen waren 
stets darum bemüht, die innere Stabilität der Bundes-
republik auf gar keinen Fall durch zu hohe Kosten der 
Landesverteidigung zu gefährden. Der soziale Konsens 
sollte nicht auf dem Altar der Verteidigungsfähigkeit 
geopfert werden. Folglich mussten die umfangreichen 
und kapitalintensiven Rüstungsbeschaffungsprogramme 
jeweils so finanziert werden, dass sie keine spürbaren 
Einschnitte in die wirtschaftliche Entwicklung und die 
sozialen Leistungen verursachten, mithin die fiskalische 
Äquivalenz gehalten werden konnte.12) Diese einzig aus 
deutscher Sicht nachvollziehbare Vorgehensweise war 
aber nur deshalb erfolgreich, weil es einen auf 9 Mrd. DM 
konstant festgeschriebenen Verteidigungsetat gab, der von 
vornherein die Möglichkeiten sowie die Grenzen der Auf-
rüstung aufzeigte und einen Bundesfinanzminister Fritz 

Schäffer,13) der darüber hinausgehende Begehrlichkeiten 
beharrlich abwies. Die Folge waren immer wieder finan-
zielle Engpässe bei der Realisierung von Großprojekten 
und die Auswahl von günstigem, aber militärisch weniger 
effizientem Wehrmaterial. Entscheidend war letzten Endes 
für die Bonner Politik, dass die Aufstellung der Bundes-
wehr ohne staatliche Neuverschuldung und fiskalische 
Belastung anderer Ressorts realisiert werden konnte.14)

Faktor Volkswirtschaft
Das vornehmliche Ziel jedes Staates ist die Maxi-

mierung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt seiner 
Gemeinschaft. Erreicht werden kann dies aber nur durch 
die bestmögliche Allokation der verfügbaren Ressourcen. 
Die Verteilung der Produktionsfaktoren ist immer von der 
politischen Struktur und den mittelfristigen Zielen der 
Gesellschaft abhängig. In einem demokratischen Rechts-
staat ist die Ausstattung der Streitkräfte mit finanziellen 
Mitteln dem parlamentarischen Willensbildungsprozess 
untergeordnet. Folglich können nur die im Verteidigungs-
haushalt dafür zur Verfügung gestellten Mittel tatsächlich 
für die Beschaffung von Wehrmaterial verwendet werden. 
Darüber hinaus ist die mittelfristige volkswirtschaftliche 
Entwicklung entscheidend dafür, welche finanziellen 
Mittel der Verteidigungshaushalt zur Verfügung gestellt 
bekommen kann.

Bedingt durch die Folgen des Zweiten Weltkrieges 
machte Westdeutschland zunächst eine volkswirtschaft-
liche Sonderentwicklung durch. Dies führte dazu, dass in 
den 1950er-Jahren die meisten deutschen Industrieunter-
nehmen volle Auftragsbücher hatten und infolgedessen 
nur ein geringes Interesse daran, Rüstungssparten im 
eigenen Unternehmen aufzubauen.15) Verstärkt wurde 
diese Einstellung durch die Verbote, die Deutschland 
in Bezug auf den Export von Rüstungsgütern nach dem 
Krieg auferlegt worden waren, und die Behandlung einiger 
deutscher Industrieller, die Hitlers Aufrüstung unterstützt 
hatten, durch die Alliierten.16) Einzig kleinere Firmen, die 
entweder nur Waffen bzw. Bauteile zu selbigen produ-
zierten, oder in Spezialbranchen bzw. regional agierende 
Unternehmen, die ihre zivilen Produkte für den Aufbau 
der Bundeswehr anbieten konnten (z.B. Hersteller von 
Kantinenausstattungen und Bauunternehmer für Kaser-
nenbauten), zeigten direkt Interesse an der Übernahme 
von Aufträgen des Verteidigungsressorts. So musste das 
Bundesministerium für Verteidigung17) (BMVg) im ersten 
Jahrzehnt der Bundeswehr rund 60% des militärischen 
Großgerätes im Ausland beschaffen. Analog zum Nach-
lassen der Hochkonjunktur wuchs dann aber das Interesse 
der westdeutschen Unternehmen an den Aufträgen der 
Bundeswehr. Die Herstellung von Wehrmaterial wird 
seitdem in der Bundesrepublik Deutschland als Mittel der 
Steuerung der Staatsnachfrage begriffen. Insbesondere 
in Phasen der Rezession zeigen große Unternehmen ein 
gesteigertes Interesse, auf diese Weise ihre Produktions-
stätten auszulasten.18)

Mittel der Außenhandelspolitik
Die Beschaffung von Rüstungsgütern wurde in 

der Aufbauphase der Bundeswehr auch als Mittel der 
Außenhandelspolitik eingesetzt. Im Rahmen des Wirt-
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schaftswunders zu Anfang der 1950er-Jahre war es zu 
erheblichen Ungleichgewichten der Außenhandelssalden 
mit verschiedenen europäischen Staaten gekommen. Diese 
sollten durch gezielte Beschaffungsmaßnahmen in den 
entsprechenden Ländern ausgeglichen werden, bevor sie 
einen größeren volkswirtschaftlichen Schaden verursa-
chen würden. Großbritannien, Frankreich, Belgien, Italien 
und die Türkei importierten in diesen Jahren deutlich 
mehr Waren aus Deutschland, als sie nach Deutschland 
exportierten. Zudem hatten die Volkswirtschaften dieser 
Staaten erhebliche Probleme, die Herausforderungen der 
Nachkriegszeit zu bewältigen. Insbesondere die Schwer-
industrie und der Fahrzeugbau dieser Länder kämpften 
mit tiefgreifenden Absatzschwierigkeiten. Daher kam 
es sehr gelegen, dass die Waffenschmieden dieser Län-
der Wehrmaterial produzierten, das die Bundeswehr so 
dringend benötigte. So half die Bundesrepublik in den 
1950er-Jahren mit entsprechenden Aufträgen Verbünde-
ten, in volkswirtschaftlich schwierigen Situationen ihre 
Zahlungsbilanz auszugleichen.19) Diese außenpolitisch-
pragmatische Vorgehensweise hatte aber wiederholt 
qualitative Mängel der Bundeswehrausrüstung zur Folge. 
Eines der bekanntesten Beispiele hierfür ist die Beschaf-
fung des Schützenpanzers Hispano Suiza HS 30. Dieses 
Fahrzeug wurde von einem Schweizer Unternehmen 
entwickelt und von einem britischen Hersteller gefertigt, 
der nie zuvor einen Panzer hergestellt hatte. In seiner 
Zeit als Hauptwaffensystem der Panzergrenadiere des 
Heeres war es berüchtigt für seine Unzuverlässigkeit und 
untaugliche Konfiguration.20) Es lässt sich zweifelsohne 
konstatieren, dass es in diesen Jahren nicht das Ziel war, 
das bestmögliche System zu beschaffen, sondern an den 
Rahmenbedingungen der deutschen Rüstungsgüterbe-
schaffung ausgerichtet, das schnellstmöglich in großer 
Anzahl verfügbare Gerät möglichst günstig zu erwerben. 
Folglich diente die Rüstungsgüterbeschaffung auch einer 
ausgewogenen Außenhandels- und Industriepolitik im 
Rahmen der europäischen Integration.21)

Rüstungsstrategien
Seit der Gründung der Bundeswehr wurden sehr un-

terschiedliche Strategien in der Beschaffung von Wehrma-
terial verfolgt. In den 1950er-Jahren war die Aufstellungs-
geschwindigkeit von entscheidender Bedeutung. Dadurch 
bedingt hat das BMVg zunächst das Material erworben, 
das es im Rahmen des rechtlich dafür vorgesehenen Be-
schaffungsvorgangs schnellstmöglich bekommen konnte. 
Die Hersteller waren aber nicht immer in der Lage, die 
gewünschte Menge des Materials in dem dafür vorgese-
henen Zeitraum zu liefern, weshalb für ein Rüstungsgut 
häufig mehrere Anbieter in Anspruch genommen werden 
mussten. Hinzu kam die kostengünstige Übernahme von 
Material der neuen Verbündeten. In der Folge entstand 
eine große Vielfalt an militärischer Ausstattung. Dieser 
Systemmix wird „Breitenrüstung“ genannt. Erst im 
Laufe der 1960er-Jahre konnten dann Rüstungsprojekte 
verwirklicht werden, die darauf abzielten, die Beschaffung 
von Rüstungsgütern für die Bundeswehr zu konsolidieren 
und langfristige, aufeinander aufbauende Projekte zu re-
alisieren.22) Für jede konkrete militärische Aufgabe sollte 

es von diesem Zeitpunkt an in der Bundeswehr so wenige 
Modelle wie möglich geben. Diese Vorgehensweise wird 
„Tiefenrüstung“ genannt. Vorteil der „Tiefenrüstung“ 
ist eine geringe Lagerhaltung, ein geringerer Bedarf an 
Instandsetzungspersonal und die Möglichkeit, das Bedie-
nungspersonal auf verschiedenen Fahrzeugen/Flugzeugen 
einsetzen zu können.23)

Das Beschaffungswesen  
und der Beschaffungsvorgang24)

Um die notwendigen Maßnahmen für den Aufbau 
der neuen deutschen Streitkräfte optimal koordinieren 
zu können, war seit der Planungs- und Aufbauphase der 
„Gesamtstreitkräftegedanke“ das leitende Prinzip.25) Hier-
durch sollte u.a. der Gefahr des „Teilstreitkräfteegoismus“ 
begegnet werden - ein Phänomen, das während des Dritten 
Reiches speziell die Rüstungsgüterproduktion erheblich 
beeinträchtigt hatte. Die Verwaltung, das Wehrrecht, die 
Rüstung, die Personalführung und das Haushaltswesen 
wurden in der Folge nach diesem noch heute geltenden 
Grundsatz konzipiert. Nach anfänglichen Schwierigkeiten 
führte dies dazu, dass die Eigenwilligkeiten der Teilstreit-
kräfte durchweg dem gemeinsamen Ziel untergeordnet 
wurden, so schnell wie möglich einen substanziellen 
Beitrag zur Verteidigung Westeuropas leisten zu können. 
Die Teilstreitkräfte legten für sich fest, welches Material 
sie benötigten, um ihrem Auftrag gerecht werden zu kön-
nen. In Zusammenarbeit mit den Beschaffungsabteilungen 
wurden anschließend die dafür notwendigen Ausrüstungs-
gegenstände erworben. Hierzu wurden entsprechende Ver-
fahrensabläufe festgelegt, die rechtlich verbindlich waren: 
Der so genannte „Beschaffungsvorgang“ steht im Zeichen 
des Grundsatzes eines marktkonformen Verhaltens der je-
weiligen Behörde. Eines der Hauptprobleme in den ersten 
Jahren des Beschaffungswesens der Bundeswehr war es, 
dieses durchzusetzen. Nach deutschem Verständnis kann 
sich ein öffentlicher Auftraggeber am Markt nicht so wie 
ein privates Unternehmen verhalten. Einmal abgesehen 
davon, dass jede Behörde an bestimmte, sehr ins Einzelne 
gehende Vorschriften des Haushalts- und Wirtschaftsrechts 
gebunden ist, über deren Einhaltung der Bundesrech-
nungshof wacht, muss das Verteidigungsministerium seine 
Ausgaben langfristig über den Bundeshaushalt-Einzelplan 
14 vom Parlament genehmigen lassen.

Die Aufträge der öffentlichen Hand werden auf der 
Grundlage der „Verdingungsordnung für Leistungen“ 
(VOL) vergeben. Vor jeder Auftragserteilung muss ge-
prüft werden, welche Art der Vergabe von drei möglichen 
„Ausschreibungsarten“ die zweckmäßigste ist. Die „öf-
fentliche Ausschreibung“ soll dabei die Regel bilden. An 
einer „öffentlichen Ausschreibung“ kann sich jeder, der 
sich berufen fühlt, beteiligen. Gemäß VOL muss dabei 
das Angebot den Zuschlag erhalten, das unter Berück-
sichtigung aller Umstände das wirtschaftlichste ist. Eine 
„beschränkte Ausschreibung“ wird erteilt, wenn laut VOL 
„Art und Umfang der Leistung besondere Zuverlässig-
keit, Leistungsfähigkeit oder Fachkunde des Bewerbers 
erfordern und eine ausreichende Zahl leistungsfähiger 
Unternehmer vorhanden ist.“ Die „freihändige Vergabe“ 
ist für absolute Ausnahmefälle vorgesehen, bei denen „es 
aktenkundig zu machen ist, weshalb von der öffentlichen 

Kollmer: Die materielle Aufrüstung der Bundeswehr in ihrer Aufbauphase 1953-1958



ÖMZ-Online 2/2010 35

oder beschränkten Ausschreibung Abstand genommen 
worden ist“.26) Damit das BMVg ausschließen konnte, 
dass die Großunternehmen mit Dumpingpreisen mittel-
ständische Unternehmen vom Wettbewerb um Aufträge 
ausschlossen, wurde ab dem Frühjahr 1956 eine Regelung 
getroffen, die eine angemessene Beteiligung des Mit-
telstandes am Aufbau der Bundeswehr sicherte.27) Das 
Ausschreibungsverfahren bietet sämtlichen Behörden der 
Bundesrepublik bis zum heutigen Tag die Möglichkeit, die 
Schwierigkeiten eines Nachfragemonopolisten so weit wie 
möglich einzuschränken und dabei die Kräfte des Marktes 
zu nutzen. Verwässert wird dieses System, wenn andere 
Politikfelder den Beschaffungsprozess beeinflussen.

Aufgrund des Zeitdrucks mussten 1955 zunächst die 
für die Beschaffung von Wehrmaterial aufgestellten grund-
sätzlichen Regeln inoffiziell außer Kraft gesetzt werden.28) 
Im Rahmen einer gesetzeskonformen Durchführung des 
öffentlichen Ausschreibungsverfahrens hätte der Beschaf-
fungsablauf inklusive der Entwicklung und Erprobung 
jedes einzelnen Gerätes jeweils mehr als die zugestande-
nen drei Jahre Aufstellungsdauer in Anspruch genommen. 
Zudem sah diese Form der Auftragsvergabe vor, stets zu 
prüfen, ob unter den Anbietern nicht ein aus sozialen oder 
politischen Gründen zu bevorzugendes Unternehmen 
gewesen wäre.29) Aber das BMVg hatte eben nur drei 
Jahre Zeit, um die Streitkräfte komplett aufzustellen und 
auszustatten. Die „öffentliche Auftragsvergabe“ nahm aber 
wesentlich mehr Zeit in Anspruch, als dafür vorgesehen 
war. Folglich wurde in den ersten Jahren die Mehrzahl 
der Aufträge in beschränkter Ausschreibung oder sogar 
in freihändiger Vergabe erteilt. Dies führte wiederum 
häufig zur Auftragserteilung an sich als „unzuverlässig 
erweisende Firmen, die mehrfach nicht zeitgerecht und 
schlecht lieferten“.30) Der chronische Personalmangel der 
Beschaffungsabteilungen verschärfte diese Situation, da 
die Beschaffungsmaßnahmen, die für die Erstausstattung 
benötigt wurden, nicht schnell genug „abgearbeitet“ 
werden konnten. Die nur knapp 200 Mitarbeiter, die 
die Auftragsvergabe lenken sollten, waren mit den über 
200.000 Angeboten überfordert. Bereits im Laufe des Jah-
res 1956 hatten die Beschaffungsabteilungen eine Kartei 
mit über 9.000 Hauptartikeln und ca. 3,5 Mio. Einzelar-
tikeln aufgebaut, die für die Ausstattung der Bundeswehr 
von Bedeutung sein sollten. Um aber die ersten Soldaten 
rechtzeitig ausstatten zu können, mussten - neben den von 
den Alliierten bereitgestellten Rüstungsgütern - sehr viele 
Ausrüstungsgegenstände erworben werden, die bereits am 
Markt angeboten wurden. Für Neuentwicklungen reichte 
zumeist die Zeit nicht aus.

Die Umsetzung
Internationaler Waffenmix 1953-1958

Die erste Phase des Aufbaus der Bundeswehr begann 
bereits einige Zeit vor dem eigentlichen Aufstellungs-
beginn. Aufgrund der besonderen Situation der Bun-
desrepublik war das so genannte „Amt Blank“31) und 
im Folgenden das Bundesministerium für Verteidigung 
gezwungen, das Material zu erwerben, das es für die 
neuen Streitkräfte bekommen konnte. Volkswirtschaftlich 
waren durch die Bemühungen für den Wiederaufbau der 

deutschen Wirtschaft alle Kräfte gebunden. Die Industrie 
hatte in diesen Jahren grundsätzlich nur in Einzelfällen 
Interesse an Aufträgen des Verteidigungsministeriums. 
Folglich musste insbesondere das schwere Gerät für die 
Bundeswehr zunächst im Ausland beschafft werden.

Um diesen Prozess zu beschleunigen, erklärten sich 
einige der neuen Verbündeten bereit, Westdeutschland 
durch die Überlassung von gebrauchtem Wehrmaterial 
zu unterstützen. Die erste Ausrüstungshilfe erhielt die 
Bundesregierung von den USA. Die noch für das deutsche 
Kontingent der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
(EVG) gedachte Unterstützung wurde Bonn am 7. April 
1953 durch den stellvertretenden US-Verteidigungsminis-
ter Frank C. Nash zugesagt.32) Das deshalb „Nash-Com-
mitment“ genannte Hilfspaket sah schweres Gerät im Wert 
von rund 3,8 Mrd. DM vor. Hiermit hätten die Deutschen 
ihre ersten sechs Heeresdivisionen und 24 Flugstaffeln der 
Luftwaffe mit Großgerät ausstatten können. Diese Erst-
ausstattung sollten die Deutschen hauptsächlich von den 
in der Bundesrepublik stationierten US-amerikanischen 
Truppen erhalten.33) Der Bundesregierung allerdings er-
schien dies nicht ausreichend. In den folgenden Monaten 
fühlte sie mehrfach auf diplomatischem Wege bei der 
US-Regierung vor, ob die Zuweisungen nicht noch erhöht 
werden könnten. Über das deutsche Verhalten verärgert, 
begrenzte Washington seine Lieferungen im Frühjahr 1956 
auf Lieferungen hauptsächlich für das zukünftige Heer 
der Bundeswehr. Das Bonner Verteidigungsministerium 
war über die später so genannte „Nash-Liste“34) enttäuscht 
und sah sich in der Folgezeit gezwungen, insbesondere die 
noch dringend für den Aufbau des Heeres benötigten Waf-
fensysteme für viel Geld vornehmlich von europäischen 
Verbündeten zu importieren.

Aber auch hier kamen der Bundesregierung die be-
sonderen Umstände der Nachkriegszeit zur Hilfe. Die 
hohen Außenhandelsüberschüsse, die die Bundesrepublik 
seit Ende der 1940er-Jahre erwirtschaftet hatte, konnten 
darüber ausgeglichen werden, dass Bonn bei den Schuld-
nerländern Wehrmaterial erwarb, welches das deutsche 
Heer dringend benötigte. In den darauf folgenden Jahren 
wurden die Heeresflieger mit dem Hubschrauber Alouette 
(Frankreich), die Panzeraufklärer mit dem Schützenpanzer 
Hotchkiss (Frankreich) die Panzergrenadiere mit dem 
Schützenpanzer HS 30 (Schweiz/England), die gesamte 
Bundeswehr mit den Gewehren G1, G3 sowie der Ma-
schinenpistole MP 2A1 (=„Uzi“) aus belgischer Fertigung 
ausgestattet. Die Luftwaffe erhielt zudem Flugzeuge aus 
Italien und Großbritannien und die Marine Schiffe aus 
Großbritannien sowie Frankreich.

Die Regierungen der Türkei und Israels benötigten 
wirtschaftliche Unterstützung, um außen- und innenpoli-
tische Konflikte bewältigen zu können. Auch aus diesem 
Grund prüfte die Bundesregierung alle Möglichkeiten, 
den wirtschaftlichen Austausch mit diesen Ländern zu 
erhöhen. Dabei wurde auch der Import von Rüstungsgü-
tern erwogen. Letztendlich wurden Mörser in Israel und 
Munition in der Türkei bestellt. Die israelischen Mörser 
erwiesen sich als sehr zuverlässig und leistungsfähig, die 
türkische Munition hingegen hatte deutliche Qualitätsmän-
gel. Gerade am Beispiel der so genannten „Türkenmuniti-
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on“ wird deutlich, dass es dem Verteidigungsministerium 
bei der Beschaffung von Wehrmaterial nicht immer um die 
militärische Effizienz gehen konnte, sondern wiederholt 
übergeordnete Interessen zu Beschaffungsentscheidungen 
führten.35)

Die Ziele, die mit dieser Beschaffungspolitik verfolgt 
wurden, waren der Ausgleich des Außenhandelsüber-
schusses, die Förderung der bilateralen Beziehungen, die 
Mitfinanzierung der in Deutschland stationierten Streit-
kräfte sowie die generelle wirtschaftliche Unterstützung 
befreundeter und verbündeter Staaten. Dabei stand Ende 
der 1950er-Jahre im Rahmen des sich immer weiter ver-
schärfenden Kalten Krieges die Stärkung der westlichen 
Bündnisse im Mittelpunkt des außenpolitischen Agierens 
der Bonner Regierung.36)

Von der schnellen Aufrüstung  
zur „Qualitätsarmee“

In der konkreten Umsetzung der Aufrüs-
tung der Bundeswehr gab es dann aber anfäng-
lich größere Probleme als erwartet. Zu wenig Per-
sonal für die Beschaffungsabteilungen, ein auf  
9 Mrd. DM begrenzter Haushalt,37) die Jährlichkeit des 
Budgets und die weiter oben beschriebenen Probleme 
führten zu einer wesentlich langsameren Aufrüstung, als 
sie Bundeskanzler Adenauer der NATO zugesagt hatte. Der 
erste Verteidigungsminister, Theodor Blank38), hatte diese 
unlösbare Aufgabe von Adenauer übertragen bekommen - 
und scheiterte zwangsläufig an ihr. Wiederholt wurde in der 
Eile minderwertiges Wehrmaterial zu überhöhten Preisen 
beschafft. Blanks Nachfolger, Franz Josef Strauß39), rang 
dem Bundeskanzler eine Verlangsamung der Aufrüstung 
ab. Unter dem Deckmantel, den Aufbau der Bundeswehr 
an die neue NATO-Strategie MC 14/2 und die damit 
verbundenen Herausforderungen für die konventionellen 
Streitkräfte anzupassen, erreichte die Bundesregierung die 
notwendigen Zugeständnisse bei den verantwortlichen 
Stellen in Washington, Paris und der NATO.40) Unter 
dem Schlagwort „Qualitätsarmee“ bemühte sich Strauß 
anschließend darum, die Irritationen bei den Verbündeten, 
die durch die Fehler der ersten Monate der Aufrüstung 
entstanden waren, so weit wie möglich auszuräumen. Sein 
Ziel war es, eine „atomkriegsfähige“ Bundeswehr aufzu-
stellen. Hierzu sollten neue Waffensysteme entwickelt und 
beschafft sowie alte Projekte gestoppt werden.41)

Auch wenn im ersten Jahrzehnt der Bundeswehr ein 
großer Teil des schweren Gerätes im Ausland beschafft 
wurde, sind fast 50% der investiven Ausgaben des Ver-
teidigungshaushaltes in Deutschland verblieben. Dies lag 
hauptsächlich daran, dass in der Aufbauphase der Bundes-
wehr ein großer Teil der Rüstungsausgaben für den Aufbau 
einer angemessenen Infrastruktur und der grundsätzlichen 
Ausstattung benötigt wurde: vom Bau neuer und der Re-
novierung alter Kasernenanlagen über die Einrichtung der 
Unterkünfte bis hin zur Panzerwaschanlage.42) Neben der 
Verteilung dieser Aufträge ging es der Bundesregierung 
hauptsächlich darum, die freien Produktionskapazitäten 
deutscher Unternehmen auszulasten und mittelfristig 
eine deutsche Rüstungsindustrie sowie Rüstungskompe-
tenz aufzubauen.43) Dabei kamen gerade für die Vielzahl 

kleinerer und Kleinstaufträge zumeist mittelständische 
Unternehmen in Frage, die bis heute das Rückgrat und 
den Motor der deutschen Wirtschaft bilden.

Die neue Strategie der NATO sollte es ab Ende der 
1950er-Jahre Washington ermöglichen, die eigene kon-
ventionelle Präsenz auf dem europäischen Kontinent zu 
verringern. Dies führte dazu, dass gleichzeitig mehrere der 
in der Bundesrepublik stationierten westlichen Schutz-
mächte ebenfalls eine Ablösung ihrer Truppen durch 
die Deutschen forderten. Im Verteidigungsministerium 
erkannte man sofort die Chance, die diese Situation 
bot und forderte weitgehende Konsequenzen aufgrund 
dieser neuen sicherheitspolitischen Lage. Von alliierter 
Seite wurden daraufhin aus dem WEU-Vertrag stam-
mende Einschränkungen für die Bundesrepublik, gewisse 
Waffensysteme nicht produzieren zu dürfen, sukzessive 
aufgehoben.44) Gleichzeitig forderte Verteidigungsminister 
Strauß die Ausstattung der Bundeswehr mit Atomwaffen. 
Zunächst wollte er komplette Atomwaffenträgersysteme, 
nach heftigen Protesten der Öffentlichkeit und einiger 
Verbündeter forderte er nur noch atomare Artilleriege-
schosse. Letztlich musste sich Strauß mit der Ausstattung 
der deutschen Korpsartillerie mit Atomwaffenträgersys-
temen - über deren Sprengköpfe die US-amerikanische 
Regierung verfügte - zufrieden geben. Infolgedessen 
konzentrierten sich die verantwortlichen Abteilungen 
im Verteidigungsministerium auf die Entwicklung und 
Produktion einer neuen Generation konventioneller Waf-
fensysteme; ganz im Sinne der als „Qualitätsarmee“ pro-
pagierten Aufrüstungskampagne des damals amtierenden 
Verteidigungsministers.

Die Teilstreitkräfte
„Flottgemacht!“ - warum die Marine zunächst ein 

Sammelsurium erhielt
Aufgrund der Anfang der 1950er-Jahre noch nicht als 

sehr stark eingeschätzten Bedrohung durch die Seestreit-
kräfte des Warschauer Paktes und vor dem Hintergrund 
der maritimen Überlegenheit der Bündnispartner wurden 
die Aufgaben der Bundesmarine für den Verteidigungsfall 
von der NATO anfangs sehr küstennah festgelegt. So 
sollte sie an der Abwehr eines möglichen Durchbruchs 
feindlicher Seestreitkräfte in die Nordsee durch die Ost-
seezugänge und den Nord-Ostseekanal mitwirken, die 
Seeverbindungen der sowjetischen Marine in der Ostsee 
unterbrechen und sich bei der gemeinsamen Verteidigung 
der deutschen Ostseeküste sowie der dänischen Inseln 
beteiligen. Außerdem wurde sie damit beauftragt, die 
Bewegung der alliierten Seestreitkräfte in den deutschen 
Küstengewässern und den angrenzenden Seegebieten zu 
gewährleisten.45) Wenig später wurde das Aufgabenspekt-
rum der deutschen Marine durch die NATO erweitert: 
Sie sollte den NATO-Hauptkräften dabei behilflich sein, 
feindlichen Marinekräften das Eindringen in die Nordsee 
durch die Ostseeausgänge bzw. den Nordostseekanal zu 
verwehren.46)

Für die Erfüllung dieses relativ eng gefassten Auftrages 
benötigte die Bundesmarine vornehmlich kleinere Kampf-
schiffe, deren größere Einheiten „große Torpedoboote“ sein 
sollten. Deshalb wurde zunächst der Bau und Erwerb von 
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Schnellbooten, U-Booten, Minensuchern, Landungsbooten 
und Küstenwachbooten geplant. Darüber hinaus hielt der 
Führungsstab der Marine Zerstörer für unverzichtbar, da sie 
als vielseitig verwendbare Seekriegsmittel bei jedem Wetter 
und mit großer Seeausdauer operieren können. Folglich 
stellte das BMVg 1955 die Forderung auf, eine Marine aus 
18 kleinen, schnellen Zerstörern, zehn Geleitbooten (später 
Fregatten genannt), 40 Schnellbooten, 54 Minensuchbooten, 
36 Landungsbooten, zwölf kleineren Booten und fast 60 Ma-
rineflugzeugen bis Anfang der 1960er-Jahre aufzubauen.47) 
Aufgrund dieser recht geringen Anforderungen konnten 
sehr schnell die ersten schwimmenden Einheiten in Dienst 
gestellt werden. Bereits im Juni 1956 wurden Schnell-
boote der deutschen Marine unterstellt, die im Auftrag der 
britischen Royal Navy mit deutschen Besatzungen in der 
Ostsee Überwachungsaufgaben durchgeführt hatten. Auch 
die 24 Minenräumboote, vier Schlepper, ein Tanker und drei 
Flugsicherungsboote der amerikanischen „Labour Service 
Unit“,48) die mit deutschen Besatzungen hauptsächlich Mi-
nen aus dem Zweiten Weltkrieg geräumt hatten, konnten 
wenig später übernommen werden. Wenige Wochen später 
trat dann auch der Bundesgrenzschutz (See) seine 26 Boote, 
einen Tanker, einen Schlepper und den größten Teil der 
Besatzungen an die Bundeswehr ab. Außerdem gaben die 
französischen Streitkräfte fünf Hochseeminenboote, die sie 
während des Krieges von der Kriegsmarine erbeutet hatten, 
Ende 1956 zurück. Als Ergebnis dieser Bemühungen konn-
ten der NATO Anfang April 1957 zwei Minensuchgeschwa-
der als die ersten einsatzbereiten deutschen Flotteneinheiten 
unterstellt werden. Ein weiteres Minensuchgeschwader 
wurde im Juli desselben Jahres der Allianz assigniert. In der 
Folgezeit nahm die Bundesmarine als erste Teilstreitkraft 
regelmäßig an NATO-Manövern teil.

Trotz dieser wichtigen Fortschritte plante die Mari-
neabteilung im Ministerium schon zu diesem Zeitpunkt 
ein noch größeres „Schiffbauprogramm“. Im Laufe des 
Jahres 1957 wurden acht Zerstörer, sechs Begleitboote, 
30 Schnellboote, 54 Minensuchboote und gut 60 weitere 
Einheiten für den Ausbau der Flotte veranschlagt. Das 
erste U-Boot, das Aufgaben im Rahmen der Landesver-
teidigung übernehmen konnte, wurde erst im März 1962, 
selbstverständlich mit der Bezeichnung U-1, in Dienst ge-
stellt. Anfänglich gab es zudem großzügige Schenkungen 
speziell seitens der USA und Großbritanniens.

Das eigentliche Aufbauprogramm der Marine galt 
Anfang der 1960er-Jahre erst einmal als abgeschlossen. 
Es hatte mit den gleichen grundsätzlichen Problemen zu 
kämpfen wie die Aufbauprogramme der anderen beiden 
Teilstreitkräfte: Das zur Verfügung stehende Gerät ent-
sprach den Anforderungen des Auftrages nur bedingt. 
Trotzdem gelang es der Marineführung aufgrund des 
vergleichsweise geringeren Bedarfs an Großgerät sehr 
schnell, die ersten Verbände der NATO zu unterstellen und 
den Auftrag zumindest partiell aufzunehmen.49)

Aufgezwungene Breitenrüstung -  
Die Aufrüstung des Heeres

Die operativen Konsequenzen für eine effektive 
Verteidigung der westeuropäischen Staaten zogen ehe-
malige Generäle und Generalstabsoffiziere aus ihren 

Erfahrungen während des Krieges gegen die Sowjetunion 
(1941-1945). Die wichtigste Lehre aus der Kampfführung 
gegen die Rote Armee war deren große Anfälligkeit 
gegen bewegliche Operations- und Gefechtsführung, 
bedingt durch die starren Strukturen des sowjetischen 
Militärapparates. Man war der Überzeugung, selbst als 
numerisch unterlegener Verteidiger einem massiven 
konventionellen Angriff sowjetischer Streitkräfte wi-
derstehen zu können.50) Wichtig erschien hierbei, dass 
man dem Angreifer nicht die Initiative überlassen durfte, 
sondern selbst die Verteidigung offensiv angehen musste, 
um „sein Konzept zu stören“.51) Die Schlussfolgerung 
hieraus war, dass die neu aufzustellenden deutschen 
Streitkräfte mit einem überproportional großen Anteil 
an Panzerkräften ausgestattet werden sollten. Damit die 
infanteristischen Kräfte den Panzerverbänden angemes-
sen folgen konnten, sollten diese hinreichend motorisiert, 
bewaffnet und möglichst durch Vollpanzerung geschützt 
sein.52) Um darüber hinaus auch eine höchstmögliche 
Geländegängigkeit erreichen zu können, kamen hierfür 
nur Vollkettenfahrzeuge in Frage. Weltweit gab es eine 
große Anzahl erprobter Kampfpanzer, die dem BMVg 
sogar schon vor Aufstellungsbeginn angeboten wurden. 
Einen den Anforderungen der bundesdeutschen Militärs 
entsprechenden Vollketten-Schützenpanzer gab es Anfang 
der 1950er-Jahre jedoch noch nicht. Entweder hätten die 
bundesdeutschen Militärs auf dieses neuartige Fahrzeug 
verzichten müssen, oder eine Neuentwicklung war not-
wendig. Eine Neuentwicklung hätte aber aller Voraussicht 
nach mehr Zeit in Anspruch genommen, als der Bun-
desrepublik zur Aufstellung der eigenen Streitkräfte zu 
Verfügung stand. Ähnliche Schwierigkeiten gab es zudem 
mit der Beschaffung eines geeigneten Panzers für die Pan-
zeraufklärer, die Flugabwehr und die Panzerjäger sowie 
eines Führungspanzers - einer Art Gefechtsstandfahrzeug. 
Diese Probleme konnten aber durch die Beschaffung des 
bereits fertigen französischen Schützenpanzers Hotchkiss 
und der zu schnell beschafften Schweizer Neuentwick-
lung Hispano Suiza HS 30 überbrückt werden. Bereits er-
probte Waffensysteme konnten auch für die Heeresflieger 
(Alouette II und Sikorsky H-34) erworben werden. Die 
Masse der Erstausstattung des Heeres wurde aber von den 
USA im Rahmen des so genannten „Nash-Commitment“ 
zur Verfügung gestellt.53)

Nach langwierigen Verhandlungen, einigen Verzöge-
rungen und Missverständnissen mit dem Pentagon wurde 
für rund 3,8 Mio. USD von US-amerikanischer Seite 
Material zusammengestellt, das entweder aus Depots in 
den USA nach Westdeutschland verschifft oder aber von 
den in der Bundesrepublik stationierten Verbänden direkt 
an die Bundeswehr übergeben wurde. Gemäß der „Nash-
Liste“ vom 24. Februar 1956 und ihrer Ergänzung vom 
28. Juni 1956 erhielt die Bundeswehr u.a. folgendes Gerät 
kostenfrei von den USA zu Verfügung gestellt: 1.110 mitt-
lere Kampfpanzer M-47, 152 leichte Kampfpanzer M-41, 
100 Schützenpanzer M-39, 192 Halbkettenfahrzeuge M-16, 
186 Panzer Flak 40mm M-42, 300 Bergepanzer M-74, 
127 leichte Panzerhaubitzen 105mm M-7-B2, 350 ver-
schiedene Geschütze und Haubitzen, 350 Mörser 81mm 
M-1 und Mörser 120mm M-30, 34.132 Karabiner M-2, 
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10.300 Pistolen Auto cal. 45 M-1, 8.188 Maschinenpisto-
len cal. 45 M-1, 2.450 Maschinengewehre cal. 30 M-1919 
sowie verschiedene Zugmaschinen, Lastkraftwagen und 
umfangreiches Fernmeldegerät.54)

Die Hilfsleistungen aus den USA waren für das 
BMVg von großem Nutzen, da das gelieferte Mate-
rial für das Heer der Bundeswehr zunächst einmal 
die Grundlage bis Anfang der 1960er-Jahre bildete. 
Aber auch die US-Amerikaner hatten von diesen 
Lieferungen große Vorteile. Zum einen konnten sie 
ihr veraltetes Gerät nutzbringend - zur Verteidigung 
Westeuropas - abgeben und zum anderen die Voraus-
setzungen für Folgeaufträge für die eigene Rüstungs-
güterindustrie schaffen. So bestellte das deutsche 
Heer in der Folgezeit für mehrere Milliarden DM 
Großgerät in den USA (z.B. den Kampfpanzer M-48, 
verschiedene Artilleriegeschütze und Haubitzen, den 
Schützenpanzer M-113 sowie den mittleren Trans-
porthubschrauber Bell UH-1 für die Heeresflieger). Im 
Laufe der 1960er-Jahre wurden die USA der führende 
Rüstungslieferant für die Bundesrepublik. Die US-ame-
rikanische Anschubinvestition hatte sich ausgezahlt.

Die Vor- und Nachteile dieser Lösung für die Bun-
deswehr hielten sich die Waage. Einerseits erhielt man 
fertig entwickeltes und häufig schon erprobtes Gerät, 
das man mit dem wichtigsten Verbündeten gemeinsam 
beüben konnte. Andererseits begab man sich in eine 
rüstungstechnische Abhängigkeit und vernachlässigte 
zwangsläufig den Aufbau eigener Rüstungskapazitäten. 
Die Bereitschaft Washingtons, die Verbündeten bei der 
Aufrüstung finanziell zu unterstützen, kam der Bun-
desregierung zunächst trotzdem gelegen, da Mitte der 
1950er-Jahre die Verantwortlichen in Bonn kein Interesse 
daran hatten, den Aufbau einer westdeutschen Rüstungs-
industrie zu forcieren.

Die „amerikanisierte“ Teilstreitkraft -  
Die Aufrüstung der Luftwaffe

Die Luftwaffe ist sehr schnell nach ihrer Gründung 
zu der „amerikanisierten“ Teilstreitkraft der Bundes-
wehr schlechthin geworden. Auch wenn die anderen 
Teilstreitkräfte ebenfalls Gerät aus den USA erhielten, 
war der Einfluss der U.S. Air Force auf den Aufbau 
und die Aufrüstung der bundesdeutschen Luftwaffe 
unvergleichbar hoch. Obwohl auch Großbritannien 
bemüht gewesen war, die neue deutsche Luftwaffe 
auszustatten, entschied sich das BMVg frühzeitig für 
die bereits zugesagte Hilfe im Rahmen des Nash-Com-
mitment. Dies lag vornehmlich daran, dass einerseits 
die britischen Systeme sehr teuer bezahlt werden soll-
ten und anderseits einzig die U.S. Air Force Ende der 
1950er-Jahre die Infrastruktur besaß, eine große neue 
Luftwaffe auszurüsten und gleichzeitig auch auszubil-
den.55) Da die Zeit und die finanziellen Möglichkeiten 
den Entscheidungsträgern nur einen sehr begrenzten 
Spielraum überließen, entschied man sich in Bonn 
für eine „nordamerikanische“ Lösung, flankiert durch 
den Erwerb von gut 120 britischen Flugzeugen für die 
Marineflieger: Über 650 Flugzeuge wurden von den 
USA und Kanada zunächst ausgeliehen und im Laufe 

der 1950er-Jahre durch den Zukauf von 300 Maschinen 
ergänzt. Begleitend wurde ein Ausbildungsabkommen 
abgeschlossen, sodass die bundesdeutschen Piloten für 
die geliehenen und erworbenen Flugzeugtypen in den 
USA und Kanada zu besonders günstigen Konditionen 
ausgebildet werden konnten. Überdies wurden in der 
Aufbauphase der Luftwaffe rund 1.200 Transport- und 
Ausbildungsflugzeuge in Frankreich, Italien und von 
Dornier erworben. Die Kosten der Anschaffung der 
Flugzeuge für die Luftwaffe betrug, verteilt auf vier 
Jahre, 2,166 Mrd. DM. Die Auslieferung der gelie-
henen Flugzeuge aus dem Hilfsprogramm erfolgte sehr 
schnell. Bis Ende 1958 hatten die nordamerikanischen 
Verbündeten 412 Flugzeuge der Typen F-84 F Thun-
derstreak, RF-84 Thunderflash und F-86 Sabre 5 nach 
Westdeutschland verschifft. Dies führte zu dem Pro-
blem, dass der Luftwaffe mehr einsatzfähige Kampf-
flugzeuge zur Verfügung standen, als sie ausgebildete 
Piloten für dieselben hatte.56)

Bei der Beschaffung der Transport- und Ausbil-
dungsmaschinen kamen zudem außenhandels- und 
industriepolitische Aspekte zum Tragen. Auch in 
diesem Zusammenhang sollten die Außenhandelsbi-
lanzen mit westeuropäischen Partnern, wenn möglich, 
ausgeglichen werden. Daraufhin wurde z.B. das 
italienische Ausbildungsflugzeug Piaggio P.149D in 
großer Anzahl erworben, aber nur drei Jahre genutzt. 
Die französische Noratlas N.2501 D galt zunächst als 
gewagte Konstruktion und wurde erst im Nachhinein 
zum zuverlässigen „Lastesel“ der Bundeswehr. Die 
Beschaffung des Schul- und Verbindungsflugzeugs 
Dornier Do 27 A hatte hingegen zum Ziel, Know-how 
und Produktionsstätten im Flugzeugbau in der Bundes-
republik aufzubauen.

Die NATO stellte Mitte der 1950er-Jahre erhebliche 
Lücken in der bodengestützten Luftverteidigung in Mit-
teleuropa fest. In der Folge stellte die Bundeswehr ab 
1957 zusätzliche Heeres- und Luftwaffenbataillone mit 
den bereits vorhandenen Luftverteidigungssystemen 
Panzer Flak 40mm M-42 und dazu gekauften radarge-
steuerten 75mm-Geschützen von Typ „Skysweeper“ 
auf. Später wurden diese noch zusätzlich durch die 
in der NATO standardisierte radargesteuerte Flugab-
wehrkanone Bofors 40mm L/70 gegen tieffliegende 
Flugzeuge verstärkt. Allerdings waren die Grenzen der 
Wirksamkeit dieser Waffen gegen Ziele in mittleren 
und großen Höhen schon in den letzten Jahren des 
Zweiten Weltkrieges offensichtlich geworden. In der 
Folge wurde die Beschaffung der US-amerikanischen 
Raketenluftabwehrsysteme „Nike-Ajax“, „Nike-Her-
cules“ und „Hawk“ für die Bundeswehr geplant und 
1959 beginnend durchgeführt.57)

Die Planungen für den Aufbau der Luftwaffe fanden 
in enger Absprache mit der NATO statt, da die geplanten 
westdeutschen Einheiten dem westlichen Verteidigungs-
bündnis direkt unterstellt werden sollten.58) Diese hatte 
bereits vor der Gründung der Bundeswehr festgestellt, 
dass die sowjetischen Jäger den eigenen im Luftkampf 
deutlich überlegen waren.59) Da aber die Mitgliedstaaten 
finanziell nicht in der Lage waren, innerhalb kürzester 
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Zeit die vorhandenen Maschinen gegen die neuesten 
amerikanischen Modelle auszutauschen, dauerte es bis 
Ende der 1950er-Jahre, dass sich die Luftwaffe für den  
F 104 Starfighter G entschied.60) Parallel hierzu wurde 
ein leichtes Kampfflugzeug für die direkte Unterstüt-
zung des Heeres („close air support“) erworben. Das 
BMVg entschied sich für die Fiat G-91, die aufgrund 
ihres leichten Gewichts auch auf Behelfsflugplätzen 
starten konnte.61) Einen sicherlich wichtigen Grund 
für den Erwerb dieses Waffensystems lieferte wieder 
einmal das Wirtschaftsministerium: Zum Ausgleich 
der Außenhandelsbilanz mit Italien wurden insgesamt 
344 Fiat G-91 R/3 Jäger und 66 G-91 T/3 Trainer 
(inklusive deutscher Lizenzherstellungen bei Dornier, 
Messerschmitt und Heinkel) bei dem südeuropäischen 
NATO-Partner erworben.

Trotz dieser großen Beschaffungsmaßnahme wurde 
für die Luftwaffe weit über 70% des Großgerätes bis in 
die 1970er-Jahre hinein in den USA gekauft.62)

Zusammenfassung
Die Aufrüstung der Streitkräfte der Bundesrepublik 

Deutschland in den 1950er-Jahren war bestimmt von 
verschiedenen externen Faktoren, die sehr häufig zu 
suboptimalen Ergebnissen in der Beschaffung führ-
ten. Angefangen mit der Staatsräson, so schnell wie 
möglich der NATO rund 500.000 Bundeswehrsoldaten 
fertig ausgestattet und ausgebildet für die Verteidigung 
entlang der innerdeutschen Grenze bereitzustellen, über 
die sicherheitspolitischen Anforderungen des nordat-
lantischen Bündnisses, die sich in den grundlegenden 
Veränderungen der Verteidigungsstrategie (MC 14/1 zu 
MC 14/2) niederschlugen, bis hin zum Ausgleich der 
Außenhandelssalden mit europäischen Verbündeten 
führten diese Einflüsse dazu, dass die Aufrüstung der 
Bundeswehr mehr Zeit und Finanzmittel in Anspruch 
nahm, als notwendig gewesen wäre. Dieser Sonderfall 
verdeutlicht aber auch die Schwierigkeiten einer Demo-
kratie, die eigenen Kräfte optimal auf ein staatspolitisch 
wichtiges Ziel zu lenken. Der Bundesregierung gelang 
es in den 1950er-Jahren nicht, die volkswirtschaftlichen 
Kräfte Westdeutschlands für diese bedeutende Her-
ausforderung zu gewinnen. Das privatwirtschaftliche 
Gewinnstreben und der Erhalt eines fragilen sozialen 
Gleichgewichts standen im Vordergrund. Der Aufbau 
eines Instruments zur Verteidigung dieser Errungen-
schaften wurde von den Führungskräften der deutschen 
Wirtschaft und den Vertretern der Arbeitnehmer als 
nicht sehr dringlich erachtet. Zum Glück funktionierte 
das „Gleichgewicht des Schreckens“ bereits so gut, dass 
selbst der Aufstand des 17. Juni 1953 in der DDR, die 
Suezkrise und der Ungarnaufstand 1956 ohne erkenn-
bare Gefahren für den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland vorübergingen.

Insbesondere durch die Unterstützung der USA 
und die Einbindung in die NATO-Strukturen gelang 
es Westdeutschland, bis 1963 die Aufstellung der 
Bundeswehr grundsätzlich abzuschließen. (Aus den 
von der NATO geforderten drei Jahren waren am Ende 
acht Jahre geworden.)
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Obwohl sich der „Österreichisch-Sardische 
Krieg“ von 1859 in diesem Jahr zum 150. 
Mal jährt, ist er im historischen Bewusstsein 

Österreichs kaum mehr verankert als einer der vielen 
Konflikte des 19. Jahrhunderts mit seinen komplizierten 
diplomatischen Hintergründen.2)

Der „Sardische Krieg 1859“ -  
Henri Dunant und Joseph Roth

Dennoch war der Waffengang, der nur von kurzer 
Dauer war, entscheidend für das weitere Schicksal der 
Habsburgermonarchie. Die Begleitumstände, die auslö-
senden Momente führten das Land in einen andauernden 
Gegensatz mit dem russischen Zarenreich und dem nach 
nationaler Einheit strebenden Italien. Gerade der Ge-
gensatz zu Russland konnte nie bereinigt werden - und 
belastete damit das zwischenstaatliche Verhältnis beider 
Monarchien bis zuletzt.

Die entscheidende Hauptschlacht des Sardischen 
Kriegs bei Solferino am 24. Juni 1859, einem kleinen Dorf 
in der italienischen Provinz Mantua, ist jedoch untrennbar 
mit einem Ereignis von Weltbedeutung verbunden:

Ein Schweizer Geschäftsmann mit dem Namen Henri 
Dunant wurde unfreiwillig Zeuge der Leiden der tausen-
den, unversorgten Verwundeten der Schlacht in dem Ort 
südlich des Gardasees.

„[…]Von wie viel Todeskämpfen und Leid vermöch-
ten die drei Tage vom 25. bis 27. Juni erzählen! Durch 
die Hitze, den Staub und den Mangel an Wasser und an 
Pflege sind die Wunden bösartig und recht schmerzhaft 
geworden. Ekelhafte Dünste verpesten die Luft, trotz al-
ler Anstrengungen, die man macht, um die als Lazarette 
dienenden Räumlichkeiten in gutem Stande zu halten. 
[…] Sollte es nicht möglich sein, in allen europäischen 
Ländern Hilfsgesellschaften zu gründen zu dem Zweck, 
die Verwundeten in Kriegszeiten ohne Unterschied der 
Volksangehörigkeit durch Freiwillige pflegen zu lassen 
[…]?“ 3)

In seinem Buch „Erinnerungen an Solferino“ regte 
der Schweizer die Bildung einer freiwilligen Hilfsorga-
nisation für die Versorgung von Verwundeten an. 1863 
wurde unter seiner Führung das „Internationale Komitee 
der Hilfsgesellschaften für Verwundetenpflege“ aus der 

Der Weg nach Solferino
Die politischen Ursachen von 1859

Martin Prieschl

„Dieser Krieg ist mit mehr Vorbedacht angezettelt worden als irgendein 
größerer Konflikt in der neuen Geschichte!“ 1) (Charles W. Hallberg).

Taufe gehoben, das spätere „Internationale Komitee vom 
Roten Kreuz“.4)

In die Weltliteratur ging die Schlacht von Solferino 
durch Joseph Roths Roman „Radetzkymarsch“ von 1932 
ein. Roth lässt darin einen jungen Offizier mit dem Namen 
Trotta Kaiser Franz Joseph das Leben retten. Er erzählt die 
Geschichte von drei Generationen der Familie „Trotta von 
Sipolje“ bis zum Tod des alten Kaiser Franz Josephs, dem 
der Bezirkshauptmann Trotta ins Grab folgt - der Enkel des 
„Retters des Kaiser“ war zu Kriegsbeginn 1914 gefallen -, 
da „die Trottas den Kaiser nicht überleben könnten“.5)

Zwischen dem 17. April 1932 und dem 9. Juli des 
selben Jahres erschien der „Radetzkymarsch“ in der 
„Frankfurter Zeitung“ in Fortsetzung. Gerade in einer Zeit 
der politischen Kämpfe und der hohen Arbeitslosigkeit im 
Deutschen Reich, gepaart mit einer entsetzlichen Armut, 
die in die Übernahme der Macht durch Hitler und die Na-
tionalsozialisten gipfelte, erfolgt der wehmütige Nachruf 
Joseph Roths auf die von ihm verehrte Habsburgermonar-
chie, die er als sein einziges „Vaterland“ bezeichnete.6) In 
dem Vorwort zur ersten Folge am 17. April in der „Frank-
furter Zeitung“ kommt dies deutlich zum Ausdruck:

„Ein grausamer Wille der Geschichte hat mein altes 
Vaterland, die österreichisch-ungarische Monarchie, 
zertrümmert. Ich habe es geliebt, dieses Vaterland, das 
mir erlaubte, ein Patriot und Weltbürger zugleich zu sein, 
ein Österreicher und ein Deutscher unter allen österrei-
chischen Völkern […]“ 7)

Dass Joseph Roth gerade die Schlacht von Solferino 
gewählt hat, geschah mit Bedacht und ist kein Zufall. Mit 
der Niederlage im Sardischen Krieg begann das langsame 
Sterben der Habsburgermonarchie.8) Historisch betrachtet 
„läuteten auf den Schlachtfeldern der Lombardei nicht nur 
die Todesglocken für den Neoabsolutismus“.9)

Die Fehlentscheidungen:  
Eine kurze Analyse des Kriegs  

und des neoabsolutistischen Staates

Die Niederlage im Krieg gegen Sardinien-Piemont 
und das französische Kaiserreich ist auch ein Lehrstück, 
wie durch systematische Provokation ein Land in den 
Krieg getrieben wurde, den es eigentlich aufgrund der 



ÖMZ 2/2010 43

wirtschaftlichen, innenpolitischen und auch militä-
rischen Verhältnisse niemals hätte führen dürfen. Auch 
verkannten die bestimmenden Machteliten Wiens den 
italienischen Nationalismus vollkommen. Zu Hilfe kamen 
den Piemontesen und Franzosen auch die persönlichen 
Eigenschaften des österreichischen Monarchen sowie 
seine politische Inkompetenz. Franz Joseph akzeptierte 
neben seiner Person nie einen starken Ministerpräsi-
denten, wie das Beispiel Felix Schwarzenberg zeigt, 
der sich als „Realpolitiker“ gegenüber persönlichen 
Ehrgefühlen, die den Kaiser leiteten, als immun zeigte. 
Der österreichische Monarch und seine Minister blieben 
weiterhin antiquierten Denkmustern verhaftet, die längst 
keine Gültigkeit mehr besaßen. Was könnte dies besser 
zeigen als die diplomatische Isolierung Österreichs vor 
1859? Dazu zählt natürlich auch der Glaube an die eigene 
Sendung (Gottesgnadentum), die damit verbunden ist. 
Die Erkenntnis von US-Präsident Abraham Lincoln, dass 
man die Politik den Politikern überlassen solle, kam dem 
Kaiser zu spät.10)

Daneben mussten Franz Joseph und seine Adminis-
tration erkennen, dass Österreichs einst so hoch gelobte 
Armee der modernen Kriegführung längst nicht mehr 
gewachsen war. Der „Geist Radetzkys“, obwohl so oft 
beschworen, war längst nicht mehr vorhanden, wenngleich 
dies das Generalstabswerk behauptet:

„[…]Der militärische Geist wurde auf jede Weise 
gepflegt und durch die glorreichen Erinnerungen des 
Heeres an seine Leistungen zu allen Zeiten und namentlich 
in den siegreichen Feldzügen der Jahre 1848 und 1849 
außerordentlich gehoben.[…]“ 11)

Verheerend wirkte sich auch die Unfähigkeit der 
österreichischen militärischen Führung aus, wenngleich 
die meisten Kommandanten aus der Schule Radetzkys 
kamen. Der Oberbefehlshaber Franz Graf Gyulai hatte 
seinen Posten durch Mauschelei und Protektion durch den 
kaiserlichen Generaladjutanten Graf Grünne bekommen 
und nicht aufgrund seines militärischen Könnens. Der 
Monarch versuchte sich selbst als Feldherr - und scheiterte 
dabei gründlich. Anders als bei Friedrich dem Großen und 
Napoleon verband sich bei dem als 18-Jährigen an die 
Regierung gekommenen Franz Joseph staatsmännisches 
Können nicht mit militärischer Brillanz.

Der Krieg bietet auch ein Musterbeispiel für die Ri-
siken, die ein Staatswesen eingeht, wenn die militärische 
Führung nicht aufgrund der militärischen Fähigkeiten der 
Personen ausgewählt wird. Diese Lehre wird bis heute 
allzuoft missachtet.

Die kurze Epoche  
des Neoabsolutismus

1849 siegte wie fast in ganz Europa die Reaktion 
über die nationalen und demokratischen Bewegungen. 
In Österreich selbst festigte sich die Monarchie erneut 
unter dem Nachfolger Kaiser Ferdinands, Franz Joseph 
I., und seinem mächtigen Ministerpräsidenten Felix 
Fürst von Schwarzenberg. Die Feldherren Windisch-
grätz, Jellacic und Radetzky schlugen die Revolution 
sowie die Aufstände in Ungarn und in den italienischen 
Provinzen des Habsburgerreiches gewaltsam nieder. In 
Ungarn gelang dies jedoch nur mit der Hilfe des rus-
sischen Zarenreiches - diese keinesfalls uneigennützige 

Feldmarschall Josef Wenzel Graf Radetzky (1766-1858), einer der bekanntesten Heerführer Österreichs, prägte 
als Lehrmeister die militärische Führung im 19. Jahrhundert (Bild: Reiterbildnis des Grafen in Wien).
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Hilfe kam Österreich in seinen Auswirkungen noch 
teuer zu stehen.

Der Reichstag mit seinem großartigen Verfassungs-
entwurf wurde am 7. März 1849 aufgelöst, nur mehr 
scheinkonstitutionelle Einrichtungen blieben bestehen. 
Im Unterschied zur Periode vor 1848 („Vormärz“) 
jedoch begann die neue kaiserliche Administration 
mit energischen Reformschritten - v.a. im Bereich der 
Staats- und Gemeindeverwaltung.12) Ein neues Exekuti-
vorgan, das erst vor kurzem in die Polizei eingegliedert 
wurde, sollte für die Sicherheit am Land sorgen, die 
„Gendarmerie“.

Die Minister Krauß und Bruck begannen erfolg-
reich die österreichische Wirtschaft durch Reformen 
zu erneuern. Dazu zählte die Beseitigung von Zwi-
schenzolllinien innerhalb des Staates, die Einführung 
einer allgemeinen Grund- und Einkommenssteuer und 
die staatliche Hilfe bei der Grundablöse wegen der 
Bauernbefreiung des Jahres 1848. Jedoch machte eine 
verfehlte Anleihepolitik Österreichs die wirtschaftlichen 
Reformschritte weitgehend zunichte. Viel weiterwirkend 
erwiesen sich die Erneuerungen im Bildungsbereich 
(Universitäten, Schulen, Institut für Österreichische 
Geschichtsforschung). Das neoabsolutistische Regime 
suchte auch einen intensiven Kontakt zur katholischen 
Kirche, der im Konkordat von 1855 gipfelte. Durch die-
sen völkerrechtlichen Vertrag gelangten ohne staatliche 
Aufsicht bisher klassisch-staatliche Aufgabenbereiche 
in die Hand der Kirche, was heftigen Unmut in Teilen 
der Machtelite auslöste.

Neben der katholischen Kirche bildeten die Be-
amtenschaft und das kaiserliche Heer die wichtigsten 
Klammern der Herrschaft. Die verschiedenen Bevöl-
kerungsgruppen des Reiches blieben weiterhin von 
jedweder Mitgestaltung am politischen Geschehen 
ausgeschlossen. Jeglichen Widerstand gegen das System 
bekämpften die staatlichen Gerichte und mit ihr die Po-
lizeikräfte des Staates (Wiedereinführung der Zensur).

Kaiser Franz Joseph schien mit dieser Entwicklung 
sehr zufrieden zu sein. In einem Brief vom Sommer 
1851 an seine Mutter Erzherzogin Sophie, die gleich-
zeitig seine größte Vertraute war, schrieb er: „[…] 
Daß heute ein großer Schritt weiter geschehen ist. Wir 
haben das Konstitutionelle über Bord geworfen und 
Österreich hat nur mehr einen Herrn. […].“ 13) Das be-
deutete, der Kaiser „wollte den Völkern der Monarchie 
die materiellen Vorzüge eines modernen bürgerlichen 
Staatswesens durch eine Revolution von oben besche-
ren“.14) Grundsätzliche Erfolge der Revolution von 1848 
wie die Grundentlastung oder Gleichberechtigung vor 
dem Gesetz blieben zwar bestehen, doch jegliche poli-
tische Mitbestimmung der Untertanen blieb weiterhin 
ausgeschlossen.

Dass das System vermutlich innerhalb einer gewis-
sen Zeit von selbst zusammenbrechen musste, schien 
selbst Zeitgenossen ein Faktum zu sein. Es sei nur die 
Frage, wann, „nicht aber, ob es dazu kommt“!15) Mit 
dem Ende des Neoabsolutismus durch den Sardischen 
Krieg flackerte auch der Zerfall des Reiches 1918 wie 
ein Wetterleuchten am Horizont auf.

Die diplomatische  
Isolation Österreichs

Wenngleich Österreichs Staatsgebiet nach 1848 erhal-
ten blieb, hatte die Revolution innerhalb der europäischen 
Staatenwelt beträchtliche Veränderungen herbeigeführt. 
Dies betraf v.a. die diplomatischen Beziehungen zwischen 
den einzelnen Reichen. Die in den Verträgen von 1815 
auf dem Wiener Kongress zusammengestellte Ordnung 
für den Kontinent ließ sich nicht wieder aufrichten. Auch 
spielte Österreich keineswegs mehr die Rolle einer Kon-
tinentalmacht wie in den Zeiten des Fürsten Metternich. 
Dennoch schien dies von den Ministerien in Wien und 
vom Staatsoberhaupt selbst nicht genügend registriert 
worden zu sein.

Neue Spieler kamen am diplomatischen Parkett hinzu, 
für die anders als die früheren europäischen Mächte die 
Einhaltung einer europäischen Friedensordnung nicht 
mehr die gleiche Priorität hatte. V.a. Napoleon III., zuerst 
Präsident und dann Kaiser von Frankreich, der nach der 
Revolution in Frankreich die Macht erklommen hatte, 
erwies sich als ernst zu nehmender Gegner. Dazu kam 
das zaristische Russland, das keineswegs uneigennützig 
auf Bitten des jungen Franz Joseph mitgeholfen hatte, die 
Revolution in Ungarn niederzuschlagen. Auch Großbri-
tannien, das immer wieder mit Österreich im Bündnis 
gestanden hatte, hielt sich immer mehr abseits, da es die 
Habsburgermonarchie als Juniorpartner Russlands sah. 
Es hatte die Existenz Österreichs immer für die Stabilität 
Mitteleuropas wichtig gehalten, doch stellten sich dafür 
auf britischer Seite immer mehr Zweifel ein. Auch das 
ebenfalls konservative Preußen hatte Österreichs Politik 
schwer verprellt. Im Jahrzehnt des Neoabsolutismus 
taumelte somit das immer instabiler werdende neoab-
solutistische Habsburgerreich von einer diplomatischen 
Krise zur nächsten.

Als gefährlich erwiesen sich auch die nationalen Be-
wegungen innerhalb des Reiches, die die Bajonette der 
Armee niederhielten. Gerade die Revolution hatte trotz 
ihrer Niederschlagung bei vielen Völkern der Monarchie 
den Wunsch nach nationaler Selbstbestimmung noch ver-
stärkt. Das betraf v.a. die Provinzen im italienischen Teil 
des Reiches wie auch einige slawische Völker und - wenn 
auch in einem weit geringeren Maße - die Deutschen der 
Monarchie, von den Ungarn ganz zu schweigen.

Österreich schwankte nach dem Tode des fähigen 
Ministerpräsidenten Felix Fürst Schwarzenberg zwi-
schen den Fronten und zog sich durch die ungeschickte 
Schaukelpolitik Distanz und Feindschaft heran, ohne aber 
dadurch einen außenpolitischen Verbündeten zu gewin-
nen. Weiterhin kostete die Monarchie die gewaltsame 
Aufrechterhaltung des Systems in Ungarn und Italien 
gewaltige Summen, die der Staat nur mehr mühsam 
aufbringen konnte.

 „Wir werden die Welt durch unsere 
Undankbarkeit in Erstaunen versetzen“

Dieser angeblich von Fürst Felix Schwarzenberg 
geäußerte Satz16) betraf das Verhältnis zwischen dem rus-
sischen Zarenreich und der österreichischen Monarchie. 
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Russische Truppen hatten die kaiserliche Armee bei der 
Niederschlagung der Revolution unterstützt. Doch dies 
geschah keineswegs selbstlos: Mit den ungarischen Re-
volutionären kämpften zahlreiche polnische Freiwillige. 
Hätte die Revolution in Ungarn gesiegt, ein Ausgreifen 
nach Russisch-Polen wäre unausweichlich gewesen.

Es lag damit im ureigensten Interesse Russlands, 
hier tätig zu werden. Für diesen „Freundschaftsdienst“ 
verlangte der östliche Nachbar mehr als nur den Dank des 
österreichischen Kaiserstaates, nämlich eine Unterwerfung 
unter die russischen außenpolitischen Interessen. Dies 
zog wegen der aggressiven Orientpolitik des Zaren eine 
Entfremdung von Großbritannien nach sich, die Fürst 
Schwarzenberg vermeiden wollte.

Dazu hatte Russland auch durch sein Veto zu einer 
mitteleuropäischen Zollunion auf den Dresdener Konfe-
renzen 1850/51 deutlich zu verstehen gegeben, dass es ein 
von russischem Einfluss unabhängiges Habsburgerreich 
als Kern eines zentraleuropäischen Wirtschaftsblockes 
nicht dulden wollte. Ein Bündnis mit dem östlichen Nach-
barn lehnte daher Fürst Schwarzenberg nachdrücklich ab. 
In eine fast ausweglose Zwickmühle geriet diese österrei-
chische Außenpolitik aber erst mit dem Krimkrieg.

„Austria is the most important ele-
ment in the Balance of European 

power”? (Lord Palmerston)

Auf der anderen Seite stand jedoch mit Großbritan-
nien ein nicht minder mächtiger und ebenfalls aggressiver 
Staat. Anders als bei Russland standen beim Inselreich 
wirtschaftliche Interessen im Vordergrund. Der englische 
Premier Palmerston17) strebte die Öffnung der europä-
ischen Märkte zugunsten englischer Waren an, und dabei 
ging die Inselmacht nicht zimperlich vor. Während sich 
in Deutschland der Zollverein von 1851 gegen diese 
Vorgangsweise wehren konnte, blieb Österreich bei einer 
gemäßigten Schutzzollpolitik. Die Märkte im Nahen 
Osten wie auch auf dem Balkan mussten auf britischen 
Druck hin geöffnet werden. Der Wirtschaftsblock in 
Mitteleuropa wäre auch für Großbritannien von Nach-
teil gewesen. Für Österreich bestand somit die Gefahr, 
am Gängelband Großbritanniens zu hängen und damit 
die Rolle als stabilisierender Faktor in Mitteleuropa zu 
verlieren.

Eine Hinwendung zu Frankreich schien für Österreich 
gänzlich ausgeschlossen. Einerseits hatte sich Napoleon 
gegen die mitteleuropäische Zollunion gestellt. V.a. aber 
trat das französische Staatsoberhaupt vehement für die 
italienische Unabhängigkeitsbewegung ein und schürte 
aus innenpolitischen Gründen den deutsch-französischen 
Gegensatz - für Österreich als Präsidialmacht des Deut-
schen Bundes ein unmöglicher Bündnispartner.

Zu guter Letzt blieb auch das Verhältnis zwischen Ös-
terreich und Preußen ein gespanntes. Der Grund dafür lag 
in der Reaktion auf die konservative deutsche Einigungs-
politik Preußens, die eng mit dem Berater des preußischen 
Königs, Joseph Maria von Radowitz, zusammenhing. Am 
26. März 1849 hatten sich Hannover, Preußen und Sachsen 
zum „Dreikönigsbündnis“ zusammengeschlossen, und in 

Erfurt konstituierte sich ein Parlament für Norddeutsch-
land. Wenn auch die deutschen Mittelstaaten noch abseits 
blieben, sah Österreich darin eine Schmälerung seines Ein-
flusses in Deutschland und drohte mit Krieg. Die Rückkehr 
Preußens zur Verfassung des Deutschen Bundes mit der so 
genannten „Olmützer Punktation“ blieb unausweichlich. 
Diese als Schmach empfundene Erpressung von Seiten 
Österreichs hinterließ tiefe Ressentiments auf der preu-
ßischen Seite. Dem nicht genug verweigerte Österreich 
Preußen 1856 Hilfe beim Konflikt um Nauenburg, obwohl 
aus Berlin die Hilfe in einem italienischen Krieg dafür 
zugesagt worden war.18) Sieht man von der Schweiz und 
den deutschen Mittelstaaten ab, schien das österreichische 
Kaiserreich rundum von Ländern umgeben gewesen zu 
sein, die dem Habsburgerreich reserviert bis feindlich 
gegenüberstanden.

Eine weitere Verstimmung zwischen Österreich und 
Russland bzw. den Westmächten Großbritannien und 
Frankreich brachte der Krimkrieg.

Der Krimkrieg
Das Verhältnis zwischen Österreich und Russland ver-

schärfte sich durch die aggressive Vorgangsweise des Za-
ren in seiner Orientpolitik. Hier prallten die englischen und 
russischen Gegensätze massiv aufeinander, und Österreich 
versuchte mit Schwarzenbergs Nachfolger Buol-Schau-
enstein eine fragile Wankelpolitik, die bei den russischen 
Eliten Wut und Empörung hervorrief. Andererseits reichte 
diese auch nicht dazu aus, die Westmächte England und 
Frankreich auf die Seite Österreichs zu ziehen.

Im Sommer des Jahres 1853 besetzten russische Trup-
pen die Donaufürstentümer Walachei und Moldau, und 
der Zar begann einen Krieg gegen den „kranken Mann 
am Bosporus“, das Osmanische Reich. Einerseits durch 
die strukturelle Schwäche des ehemaligen Großreiches 
herausgefordert, schützte der Zar andererseits religiös 
motivierte Gründe vor. Durch ein Ultimatum, das das 
islamische Land ablehnte, versuchte die russische Seite 
die Anerkennung als Schutzmacht über die orthodoxen 
Christen im Osmanischen Reich zu erzwingen.

Dieser Expansionspolitik traten die Schutzmächte des 
Mittelmeerreiches, Großbritannien und Frankreich, entge-
gen und brachen nach der Niederlage des Zarenreiches auf 
der Krim (Belagerung von Sewastopol) das kontinentale 
Übergewicht Russlands. Auch ein sardinisches Korps 
kämpfte auf der Halbinsel im Schwarzen Meer gegen 
Russland mit.

Die Verantwortlichen in Wien blieben unschlüssig. Ei-
nerseits agierte eine russenfreundliche Partei rund um den 
Fürsten Windischgrätz und Baron Kühbeck. Sie stand dem 
Angebot aus St. Petersburg, der Aufteilung des Balkans 
zwischen den Habsburgern und den Romanows, positiv 
gegenüber. Diese Partei hatte die kaiserliche Regierung 
zu einem Eingreifen zugunsten Montenegros gegen den 
osmanischen Gouverneur in Bosnien angeleitet.

Doch der österreichische Außenminister Graf Buol-
Schauenstein wehrte sich vehement gegen diese Expansi-
onspolitik, und dies aus gutem Grund: Hätte Franz Joseph 
auf das Angebot von Zar Nikolaus I. positiv reagiert, 
so hätte er selbst an der Zerstörung der Ordnung des 
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Wiener Kongresses von 1815 mitgewirkt. Mit welchen 
Argumenten wäre man dann Napoleon III. begegnet, der 
offensiv auf eine Neuordnung Italiens hinarbeitete? Graf 
Buol verfiel auf eine sonderbare Idee, indem er, ohne eine 
eigene Expansion am Balkan einzuleiten, versuchte, Rus-
slands Expansion zurückzudrängen. Dieses diplomatische 
Kunststück wollte der Minister in die Wege leiten, ohne 
sich einer der beiden Kriegsparteien allzusehr anzunähern. 
Schon der Versuch, gestützt durch ein mit dem Deutschen 
Bund und Preußen geschlossenes Defensivbündnis, 
scheiterte und riss Österreich hinein in das Geschehen. 
Daraufhin näherte sich der österreichische Außenminister 
den Westmächten und rückte das Land in den Blickpunkt 
des Zarenreiches. Dazu hatte Österreichs Armee die 
Donaufürstentümer besetzt und band an deren Grenze eine 
russische Streitmacht, die der Zar dringend für die Kämpfe 
auf der Krim benötigt hätte.

Für die österreichisch-russischen Beziehungen wirkte 
sich dies verheerend aus - mit Folgen, die zum damaligen 
Zeitpunkt noch nicht einmal abschätzbar waren und damit 
eine Zwietracht säten, deren Saat im Ersten Weltkrieg 
endgültig aufging. Die Empörung in St. Petersburg war 
grenzenlos. Das Wort vom Verrat machte die Runde. Die 
erzwungene Abtretung Bessarabiens an das Königreich 
Rumänien steigerte den Hass der russischen Machtelite 
gegen Österreich nur noch. Jedoch übersah man im Zaren-
reich geflissentlich, dass die Habsburgermonarchie durch 
das Verhalten seines östlichen Nachbarn faktisch dazu 
gezwungen worden war, wollte es nicht ins Hintertreffen 
geraten.

Nach der russischen Niederlage versuchten die 
Großmächte auf den Pariser Friedensverhandlungen das 
Ergebnis des Krieges in einen völkerrechtlichen Vertrag 
zu gießen. Dabei führte Frankreich das große Wort und 
nahm maßgeblichen Einfluss auf die für Russland harten 
Friedensbedingungen. Österreich blieb für den Zaren 
Nikolaus II. der „Verräter“, und er behauptete, sein Vater 
sei aus Gram über die österreichische Treulosigkeit ver-
storben.19)

Die eigentliche Sieger dieses Konfliktes saßen in Lon-
don, v.a. aber in Paris - die Verlierer in Konstantinopel und in 
Wien, das sich an eigentlichen militärischen Handlungen gar 
nicht beteiligt hatte. Die „Heilige Allianz“, einst nach dem 
Wiener Kongress beschlossen, war endgültig Geschichte.

„Was kann man für Italien tun“?
1848 war es in Italien zu Aufständen gegen die restau-

rative Politik der Bourbonen und Habsburger gekommen. 
Dies gefährdete den Kaiserstaat Österreich wegen seiner 
ethnischen Vielfalt in seinem Bestand. Trotz der Hilfe, die 
das angrenzende Sardinien-Piemont den Aufständischen 
leistete, zerschlug die österreichische Armee die Auf-
standsbewegungen und fügte der piemontesischen Armee 
eine Reihe von empfindlichen Niederlagen zu. Mailand 
und der österreichische Kriegshafen Venedig wurden 
zurückerobert. Doch gegenüber einer zumeist feindlich 
gesinnten Bevölkerung musste die Ordnung mit Gewalt 
aufrechterhalten werden.20)

Nach der herben Niederlage gegen Österreich gab 
Sardinien-Piemont seinen Weg zur nationalen Einheit 

nicht auf. Dieser ist eng mit dem Namen des Minister-
präsidenten Camillo Graf Cavour verbunden, der ab 1852 
als piemontesischer Außenminister sein Werk entfaltete.21) 
Der Machtrealist Cavour, der auch als Ackerbau- und Fi-
nanzminister agierte, setzte ein großes Reformprogramm 
um. Er bildete den treibenden Motor der italienischen 
Einheitsbewegung. Doch dachte Cavour nicht daran, 
allein gegen den übermächtigen Gegner im Norden zu 
kämpfen, und suchte nach Verbündeten unter den Geg-
nern Österreichs. Als idealer Kandidat erwies sich hier 
das französische Kaiserreich, das auch eine gemeinsame 
Grenze mit dem italienischen Kleinstaat besaß. Sardini-
en-Piemont knüpfte engere Kontakte mit Napoleon III. 
Sardinien entsandte auch ein Hilfskorps von 15.000 Mann 
zur Unterstützung auf die Krim.

Auf der für Österreich so verheerenden Pariser Frie-
denskonferenz von 1856 konnte Sardinien sich zwischen 
den europäischen Großmächten neu platzieren. Bei der 
Übergabe einer Denkschrift über Reformwünsche mitteli-
talienischer Staaten auf der Konferenz durch Graf Cavour 
stellte Napoleon III. die berühmte Frage: „Was kann man 
für Italien tun?“. Der Kaiser versuchte auch gleich auf der 
Konferenz die italienische Frage miteinzubeziehen. Ca-
vour griff Österreich bei dieser Gelegenheit frontal an und 
bat den Kongress um Abhilfe gegen die „kulturfeindlichen 
und rückschrittlichen Regierungen, die die Schuld an den 
revolutionären Regungen in Italien trugen“. Wenngleich 
ein Beschluss nicht zustande kam, hatte Sardinien sein 
Recht auf die Vorherrschaft in Italien unzweifelhaft ange-
meldet. Napoleon konnte sich mit einer eigenen Konferenz 
zu den italienischen Problemen nicht durchsetzen, sodass 
er einen anderen Weg beschritt.

Diese Vorzeichen alarmierten natürlich die österrei-
chische Regierung, die auch sofort handelte. Zahlreiche 
Erleichterungen für die italienischen Provinzen wurden 
erlassen, der Kaiser selbst besuchte die Lombardei und 
Venetien, und beschlagnahmte Güter gingen zurück. Graf 
Cavour geriet durch diese Politik unter starken Druck. Ei-
nerseits versuchten konservative Kräfte, seine expansiven 
Pläne zu durchkreuzen, andererseits brachte die verstärkte 
Aufrüstung das Land in finanzielle Schwierigkeiten.

 Der Vertrag von Plombiéres
Die Rettung für Cavour und seine Pläne kam durch 

den Kaiser der Franzosen. Trotz des Attentats des Italie-
ners Orsini schien Napoleon III. weiterhin bereit zu sein, 
Cavour zu unterstützen. Doch die Pläne Cavours einerseits 
und des Neffen Napoleons I. andererseits unterschieden 
sich in wesentlichen Punkten - keinesfalls sollte nun Fran-
kreich statt Österreich als Hegemonialmacht Kontrolle 
über Italien ausüben. Da jedoch Frankreich die einzige 
Bündnismacht für Sardinien-Piemont blieb, blieb dem 
sardischen Außenminister nichts anderes übrig?

Im Juli 1858 trafen sich der französische Monarch 
und Graf Cavour heimlich im Badeort Plombiéres im 
heutigen Belgien. Grundgedanke des dort geschlossenen 
Paktes bildete die Aufteilung Italiens zwischen beiden 
Mächten. Mittelitalien sollte an Napoleon Jerome, einen 
Neffen Napoleons I., gehen sowie Neapel-Sizilien an die 
Familie Murat - Nachkommen des Schwagers Napoleons. 
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Frankreich sollte Nizza und Savoyen für die Unterstützung 
erhalten. Sardinien-Piemont sollte auf Kosten Österreichs 
mit der Lombardei und Venetien entschädigt, der Papst 
auf den Vatikan beschränkt werden. Der „Vertrag von 
Plombiéres“ mit Italien als Staatenbund schien also den 
Interessen Cavours diametral entgegenzustehen.

Zwischen Sardinien-Piemont und Frankreich wur-
de ein militärisches Bündnis geschlossen, jedoch mit 
der Einschränkung, dass Österreich der Aggressor sein 
müsse. Diese Bedingung hatte ihren Grund darin, dass 
bei einem Angriff einer Macht, die nicht dem Deutschen 
Bund angehörte, die Staatenvereinigung zur Hilfeleistung 
für Österreich verpflichtet war. Dass diese Bedrohung 
real war, zeigt die Korrespondenz zwischen den öster-
reichischen Stellen und den wichtigsten Mitgliedern des 
Deutschen Bundes. In deutschnationalen Kreisen sprach 
man offen davon, die Rheingrenze am Po zu verteidigen. 
Dennoch: Ohne die fixe Zusage des militärisch mächtigs-
ten Mitglieds des Deutschen Bundes, Preußens, blieben die 
anderen deutschen Staaten vorsichtig. Die preußische Re-
gierung gedachte sich keineswegs vor den österreichischen 
Karren spannen zu lassen und blieb in den diplomatischen 
Depeschen nach Wien zurückhaltend kühl.22)

Die Provokation ...
Österreich musste so lange provoziert werden, bis es 

den Fehler beging und als Erster die Waffen erhob. Sardi-
nien verstärkte seine Rüstungen und begann innerhalb der 
österreichischen Provinzen Italiens offen mit der Unter-
stützung der politischen Opposition. Der sardische König 
Viktor Emanuel II. erklärte in seiner Rede im Parlament in 
Turin, dass „er bei aller Friedensliebe für den Schmerzens-
schrei, der zu ihm aus allen Teilen dringe, nicht unempfind-
lich sein könne“. Diese Aussage rief enormes Medienecho 
hervor. Immer mehr Italiener aus der Lombardei strömten 
illegal über die Grenze und schlossen sich entweder der 
piemontesischen Armee an oder rückten bei den Freiwil-
ligenverbänden ein. Öffentlich klagte Graf Cavour über 
die Drohungen aus Wien, die das kleine Königreich durch 
die Militärausgaben an den Rand des finanziellen Ruins 
trieben. Österreichs Antwort war die Entsendung großer 
Teile der Armee in die Lombardei.

Selbst der französische Kaiser schaltete sich in die 
Provokation ein. Beim Neujahrsempfang in den Tuilerien 
erklärte er dem österreichischen Gesandten Baron von 
Hübner: „Ich bedaure, dass unsere Beziehungen nicht 
so gut sind, wie ich es wünschte. Ich bitte Sie aber, nach 
Wien zu berichten, dass meine persönlichen Gefühle für 
den Kaiser immer die gleichen sind.“ In der kaiserlichen 
Reichs-, Haupt- und Residenzstadt empfand man dies als 
unerhörte Provokation. Weiterhin drangen Nachrichten 
von Truppenkonzentrationen in den französischen Alpen 
nach Wien wie auch die Verlegung ganzer Korps aus 
Nordafrika nach Südfrankreich. Dennoch blieb der Krieg 
in Frankreich unpopulär - v.a. Teile der Wirtschaft befürch-
teten Gewinneinbußen, und die klerikale Partei verwehrte 
sich gegen eine Schmälerung der päpstlichen Macht im 
Kirchenstaat. Frankreichs Monarch schwankte und ging 
auf den englischen Vorstoß ein, die Probleme Italiens auf 
einer internationalen Konferenz zu lösen.

Graf Cavour wehrte sich mit allen ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln gegen eine solche Versammlung. Er 
schreckte dabei nicht vor öffentlicher Polemik oder Dro-
hungen zurück, um Frankreich zum Krieg zu bewegen. 
Auf einem Kongress rangierte der italienische Kleinstaat 
nicht auf gleicher Höhe wie die Großmächte Europas. 
Auch die österreichische Diplomatie zeigte sich grund-
sätzlich zu einer solchen Konferenz bereit - aber nur, wenn 
Piemont nicht den gleichen Status wie die europäischen 
Großmächte auf dem Kongress erhalten sollte.23) Cavour 
intensivierte seine Druckmittel - er werde zurücktreten, 
ließ er verlauten, und würde den Geheimvertrag mit 
Frankreich der Öffentlichkeit präsentieren!

In dieser aufgepeitschten Situation kam ihm jemand zu 
Hilfe, von dem er es am wenigsten erwartet hätte: Öster-
reich und sein junger Herrscher Kaiser Franz Joseph.

… und der Kriegsausbruch
Die Schwächen des jungen Kaisers zeigten sich hier 

deutlich. Einerseits war es seine Naivität, die ihn die Falle 
Cavours tappen ließ. Wenn auch der Vertrag von Plombiéres 
nicht bekannt war, musste die Grundtendenz, dass Frank-
reich bei einer österreichischen Kriegserklärung eingreifen 
würde, bekannt gewesen sein. Manche Autoren werfen dem 
Monarchen vor, er habe den Krieg mit einem Duell unter 
Ehrenmännern verwechselt. Die Ehre der Dynastie stehe 
auf dem Prüfstand, und wie ein gekränkter Offizier wolle er 
Genugtuung von der „Kanaille“ Napoleon III.24)

Bei einer Berücksichtigung des Staatshaushaltes hätte 
Franz Joseph unter allen Umständen auf den Waffengang 
verzichten müssen, so schlecht stand es um den österrei-
chischen Staatshaushalt. Die österreichische Armee, selbst 
vom Sparkurs des österreichischen Finanzministers betrof-
fen, stand von der Ausrüstung her nicht mehr auf der Höhe 
der Zeit. Selbst die Lobeshymnen, die das Generalstabswerk 
über den Sardischen Krieg sang, blieben mehr als fraglich. 
Die Generalität unter der Führung Graf Ferencz József 
Gyulays erwies sich als überfordert und unfähig. Der stra-
pazierte Geist des im Vorjahr verstorbenen Feldmarschalls 
Radetzky schien die Truppen nicht zu beseelen. Festen 
Rückhalt gab jedoch das Festungsviereck Verona-Mantua-
Piacenza-Peschiera.

Franz Joseph fürchtete auch, dass eine Konferenz für 
Österreich nachteilig ausgehen könnte und einen Gebietsver-
lust nach sich ziehen könnte. Daneben hoffte er auch auf die 
Hilfe Preußens und des Deutschen Bundes. Hierin täuschte 
er sich wie sein Außenminister Buol-Schauenstein gewaltig. 
Prinzregent Wilhelm ließ dem Habsburger ausrichten, dass er 
mit einer preußischen Unterstützung rechnen könne, bekäme 
Preußen in „rein deutschen Angelegenheiten eine freiere 
Hand“ - für Franz Joseph unannehmbar.25) In Berlin hatte der 
Chef des preußischen Generalstabes Helmuth von Moltke 
jedoch für den Ernstfall bereits eine Denkschrift entworfen, 
die einen Präventivkrieg gegen Frankreich unter preußischer 
Führung beantragte. Trotz massivem Kriegsgeschrei in 
Mittel- und Süddeutschland forderte Preußen erst nach der 
Schlacht von Solferino die Mobilmachung des Deutschen 
Bundes und die Unterstellung unter den preußischen Oberbe-
fehl. Doch mit dem Ende des Krieges blieb diese Forderung 
(noch) unerfüllt.26)
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Am 19. April 1859 beschloss der junge Kaiser den Waf-
fengang gegen Sardinien. Er vertraute dabei der Meinung 
seines Außenministers, dass Preußen und der Deutsche Bund 
eingreifen würden. Die piemontesische Taktik sei nicht mehr 
als ein Bluff, den es zu enttarnen gelte. Vier Tage später über-
gab der österreichische Gesandte in Turin ein Ultimatum, 
das Sardinien aufforderte, die Rüstungen einzustellen und 
die Freiwilligenverbände zu entlassen. Sardinien-Piemont 
weigerte sich und Österreich erklärte den Krieg. Damit war 
die Falle zugeschnappt!27)

Der kurze Waffengang
Eine genaue Beschreibung der Schlachtenläufe des 

Sardischen Kriegs bietet immer noch das Österreichische 
Generalstabswerk, obwohl es außer den Akten des Kriegs-
archivs kaum Literatur verwenden konnte. Hier kann der 
Verlauf nur zusammengefasst werden.

Schon von Beginn an schien alles schief zu laufen, 
obwohl die Franzosen noch nicht mit der ganzen Stärke am 
Kriegsschauplatz erschienen waren. Erst vier Tage, nachdem 
Graf Cavour das Ultimatum abgelehnt hatte, begann Graf 
Gyulai mit dem Einmarsch seiner Armee über den Ticino 
nach Piemont. Zahlenmäßig war er den Piemontesen weit 
überlegen, doch Gyulais Strategie blieb weiterhin verwir-
rend. Er versäumte es, die feindliche Armee anzugreifen, 
bevor die Franzosen in ganzer Stärke erschienen waren. Am 
2. Juni zog er seine Verbände über den Ticino zurück, um auf 
österreichischem Boden auf den Angriff zu warten.

Französische und piemontesische Verbände rückten 
daraufhin an die Grenze vor. Am 4. Juni entwickelte sich 
aus einem Scharmützel über Brücken des Flusses Ticino 
beim Städtchen Magenta die gewaltigste Schlacht seit den 
Tagen Napoleons. Nach heftigen Kämpfen mit über 10.000 
Toten und Verwundeten zog sich Gyulai zurück und überließ 
die Eisenbahnlinie nach Mailand dem Gegner. Graf Gyulai 
glaubte auch seinen Soldaten keinen weiteren Waffengang 
mehr zumuten zu können und rückte einen Tag später in 
das Festungsviereck ab. Damit überließ er Mailand den 
Franzosen und Piemontesen, deren Monarchen am 8. Juni 
im Triumph in die Stadt einrückten.

Kaiser Franz Joseph reagierte mit Entsetzen und über-
nahm nach der Absetzung Gyulais trotz Warnungen selbst 
den Oberbefehl. Mit ihm kam der einstige Generalstabschef 
Radetzkys, Baron Heinrich Heß, an die Front. Er empfahl 
dem Kaiser vom Fluss Mincio zum Chiese vorzurücken. 
Am 24. Juni stießen bei den Dörfern Cavriana und Solferino 
beim Eindringen in die Ebene in Richtung Castiglione - Na-
poleon hatte sein Hauptquartier in Monteciaro - Österreicher 
sowie Franzosen zusammen. Binnen kurzem standen beide 
Armeen im Gefecht. Teile der Österreicher (drei Korps) 
versuchten, von Süden her den Feind zu umgehen, um nach 
Castiglione vorzustoßen, während vier weitere den Angriff 
der Franzosen bei Solferino abwehren sollten, um dann selbst 
in die Offensive zu gehen. Das weitgehend unabhängige 
8. Korps ging gegen die Piemontesen am linken Flügel 
bei San Martino vor. Weder am rechten Flügel noch in der 
Mitte kam es vorerst zu einer Entscheidung, während das 
8. Korps unter Benedek erfolgreich blieb. Am frühen Nach-
mittag mussten die erschöpften Österreicher zurückweichen, 
und um 15.00 Uhr wehte über Solferino die französische 

Fahne. Die Chance, durch das 8. Korps von Benedek ein 
Einkreisungsmanöver gegen die erschöpften Franzosen zu 
beginnen, machte der Kaiser durch den Rückzugsbefehl 
in das Festungsviereck zunichte. Erst wollte Franz Joseph 
den Krieg noch weiterführen, doch nahm er das Waffenstill-
standsangebot Napoleons (8. Juli 1859) an.

Verhandlungen mit dem „Erzschuft“ 
(Villafranca 11.Juli 1859)

„[…] Allein eine andere Zusammenkunft [als mit 
dem Prinzen von Preußen, Wilhelm] könnte mir, wie ich 
fürchte, bevorstehen, nämlich mit dem Erzschuft Napole-
on […]“ schrieb der Kaiser an seine Gemahlin Elisabeth 
nach Wien.28) Am 11. Juli blieb ihm nichts anderes mehr 
übrig, als sich mit dem Kaiser der Franzosen im Städtchen 
Villafranca südlich von Verona zu treffen. Beide Herrscher 
vereinbarten in einem persönlichen Gespräch die Bedin-
gungen. Napoleon hatte einerseits sein Kriegsziel erreicht. 
Dennoch fürchtete er wegen der Teilmobilmachungen in 
Preußen ein Eingreifen des Deutschen Bundes. Dazu war 
es noch zu Differenzen zwischen dem französischen Kaiser 
und Cavour gekommen, der keineswegs daran dachte, ita-
lienisches Gebiet unter französischen Einfluss gelangen zu 
lassen. Schon während der Kämpfe waren die Freischärler 
Guiseppe Garibaldis in Mittelitalien, Neapel und im Kir-
chenstaat eingerückt. Napoleon III. musste erkennen, dass 
er die Lawine des italienischen Nationalismus, die er mit 
losgetreten hatte, nicht mehr kontrollieren konnte.

Franz Joseph seinerseits stand vor dem Dilemma der 
Staatsfinanzen, die ihm eine Weiterführung des Kriegs 
unmöglich machten. Darum nahm er den günstigen Frie-
den an (Friede von Zürich). An Piemont musste nur die 
Lombardei ohne das Festungsviereck abgetreten werden. 
Die habsburgischen Nebenlinien durften vorerst in ihre 
Kleinstaaten Parma, Modena und Toskana zurückkehren, 
bis Volksabstimmungen einen Anschluss an Sardinien-
Piemont festlegten. Mit Venetien sollte Österreich Teil 
eines italienischen Staatenbundes werden. Der Einheit 
Italiens konnten beide Herrscher damit aber nicht Einhalt 
gebieten. Frankreichs Lohn blieb unverändert Nizza und 
Savoyen.29)

Die Niederlage zwang  
zur Veränderung

Franz Joseph hatte begriffen, dass das ausgesaugte 
Land sich keinen Krieg mehr leisten konnte und durfte. 
Sein autokratisches Regime hatte versagt und er selbst eine 
außenpolitische Niederlage erlitten, die auch durch ein 
politisches Köpferollen (Buol-Schauenstein, Graf Grünne) 
nicht gerettet werden konnte. Dies musste auch innenpoli-
tische Veränderungen, beginnend mit dem „Laxenburger 
Manifest“, zur Folge haben, wenn es auch zu einer konse-
quenten Demokratisierung noch ein weiter Weg war. Das 
seit dem Jahr 1851 in Österreich herrschende System des 
Neoabsolutismus konnte nach der Niederlage im Feld nicht 
überleben. Reformen mussten die logische Folge daraus sein. 
Der Kaiser beschritt - widerwillig und langsam - den Weg 
in Richtung einer parlamentarischen Monarchie. „Alle Welt 
erwartete die längst fällige innenpolitische Wende. Franz 
Joseph hingegen führte das Kunststück vor, so ziemlich 
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alles auf den Kopf zu stellen, im Wesen aber doch nichts 
zu verändern“. Selbst seine Wertmaßstäbe und Ehrenstand-
punkte, die in einem „Nationalkrieg mit durchaus revoluti-
onären Zügen“ längst veraltet und unbrauchbar erschienen, 
legte der Monarch trotz der Erfahrungen von Solferino und 
Königgrätz nicht ab - bis hin zu den weltpolitischen Folgen 
des Sommers 1914.30)

Gleichzeitig hatte das Reichsoberhaupt erkannt, dass sich 
der preußisch-österreichische Gegensatz über die Vorherr-
schaft im Deutschen Bund zuspitzen würde. Bewiesen hatten 
ihm dies die preußischen Forderungen für einen Kriegsein-
tritt. 1866 entschied Preußen den Kampf für sich.

Die Bildung des italienischen Nationalstaates konnte nur 
mehr eine Frage der Zeit sein: Wann würde es zum Kampf 
um die restlichen italienischen Gebiete der Monarchie kom-
men? 1866 fiel Venetien an das neue europäische Königreich 
Italien, 1918 der Rest. Italien hätte der Kaiser nur halten 
können, wenn er auf seine Rolle in Deutschland verzichtet 
hätte. Dazu konnte sich der Habsburger nicht durchringen. 
Blieb nur noch der Konfliktherd Ungarn, den der Ausgleich 
von 1867 - nach der Niederlage im Deutschen Krieg - zuun-
gunsten der nichtmagyarischen Bevölkerung entschied.

Sein Onkel, der 1848 abgetretene Kaiser Ferdinand, 
soll die Niederlage mit den Worten „Das hätt  ́ ich auch 
zusammengebracht“ 31) kommentiert haben.
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